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Breslau, 13. Oktober. 


Der Rechtstitel der von der öſterreichlſchen Regie⸗ 
rung an die hohe Pforte geſtellten Forderung, die un⸗ 
gariſchen Flüchtlinge auszuliefern, beruht in den Ver⸗ 
trägen von Carlowitz, Paſſarowitz und Belgrad. 
Art. IX des Friedens von Carlowitz verpflichtet die 
beiden contrahirenden Mächte, Verbrechern und Re⸗ 
bellen weder Schutz, noch Zuflucht angedeihen zu laſ⸗ 
ſen und die Angehörigen der fremden Macht auch auf 
ihrem eignen Gebiete zu beſtrafen. Gleichlautend ift 
Art. XIV des Friedens von Paſſarowitz, und mit ge⸗ 
ringen Modifikationen Art. XVIII des Friedens von 
Belgrad. Von einer Auslieferung iſt in ſämmtlichen 
Traktaten nicht die Rede. Und nur aus dem Um⸗ 
ſtande, daß die Contrahenten ſich anheiſchig machen, 
Flüchtlinge der bezeichneten Kategorien auf dem eige⸗ 
nen Gebiete zu beſtrafen, daß aber die hohe Pforte 
ſich der Jurisdiktion über fremde Staatsangehörige in 
ihrem Reiche begeben hat, und ſich ſomit in der Un⸗ 
möglichkeit befindet, dem Wortlaut des Vertrages 
nachzukommen, könnte die öſterreichiſche Regierung ihre 
Anſprüche auf Auslieferung mit einem Scheine von 
juridiſcher Begründung ableiten. Dagegen iſt mit 
Recht eingewendet worden, daß es völkerechtlich durch⸗ 
aus nicht feſiſteht, ob die ungariſchen Flüchtlinge ſich 
nicht vielmehr in einem legitimen Kriege als in einer 
Inſurrektion gegen die öfterreichifche Regierung befun⸗ 
den haben; daß ferner der moderne Begriff der pollti⸗ 
ſchen Flüchtlinge zur Zeit der oben bezeichneten Ver⸗ 
träge noch nicht feſtgeſtellt war, und daß endlich ſchon 
bei mehreren Gelegenheiten jene auf Gegenſeltigkeit 
begründeten Artikel von Oeſterreich gebrochen worden 
ſind und damit auch die Verpflichtung ſie zu halten, 
für die hohe Pforte aufgehört hat. Aber was unſers 
Wiſſens die Preſſe noch nicht mitgetheilt und was 
ſich aus einer genaueren Durchleſung der Vertragsak⸗ 
ten ergiebt, iſt der merkwürdige Umſtand, daß alle 
drei Friedensſchlüſſe Zuſatzartikel enthalten, welche nicht 
nur Präzedenzfälle in Sachen der ungarifchen Flücht⸗ 
linge abgeben, ſondern auch die Anwendung grade der 


Artikel, auf welche ſich Oeſterreich ſtützt, vollkommen 


unmöglich machen. 

In Folge der Angriffe, welche die Könige aus dem 
Haufe Oeſterreich am Ende des 17. Jahrhunderts ges 
gen die ungariſche Konſtitution und gegen den Pros 
teſtantismus gemacht hatten, welcher ſich damals in 
Ungarn ſehr ſtark ausbreitete, ethob ſich eine große 
und mächtige Partei in Ungarn unter der ſchwachen 
Regierung Leopold J., um dem Lande Selbſtſtändig⸗ 
keit zu geben. An der Spitze dieſer Partei ſtand erſt 
Graf Weſſeleni, nach deſſen Tode 1677 Emme⸗ 
rich Graf Tökö ly. Tököly rief Sultan Mahomet IV. 
zu Hülfe, und es entſtand in Folge dieſer ungariſchen 
Unruhen der lange Krieg, welchen Orſterreich nebſt ei⸗ 
nem Theile des Reichs, verbündet mit Polen und ſpä⸗ 
ter mit der Republik Venedig und Rußland gegen die 
Türkei führte. Der Verlauf dieſes für die Pforte un⸗ 
glücklichen Krieges gehört nicht hierher. Der Friede 
von Carlowitz beendigte ihn. Art. X. dieſes Friedens 
— lautet: Die Ungarn und Siebenbürgen, 
Kris 45 das ottomanniſche Reich während des 
ben lei, geflüchtet haben, dürfen in demſel⸗ 
ten bon 3 . Familien mach⸗ 

„ Erlaubniß Gebrauch, und der 


Sultan gab ihnen ga N 
ihnen vollkommene — garantirte 


Nach Tökölx ſtand, Franz Leopold Racoczi 


an der Spitze der ungariſchen p. 0 
Er und andere Anführer ER gegen Oeſterreich. 


für Schmach bedecken 
fie 
ſich zu einer ſolchen Ungerechtigkeit hergeben 
würzen. Nach Gwiche uche Ichpaften Debatten 


benbürgens machte. 


die Sympathien des civilifirte Europa zur S 


mi ö 
fähig gehalten hätte, und erklärten, daß 
I alle unte rhandlungen abbrechen, als 


gab das Wiener Kabinet, das die vermittelnden Mächte 
England und Holland durch den Prinzen Eugen mil⸗ 
der zu ſtimmen geſucht hatten, endlich nach, und in 
Folge davon lautet ein Zuſatzartikel des Friedens von 
Paſſarowitz: „Die Ungarn, welche ſich in das 
ottomaniſche Reich geflüchtet haben, als Naco⸗ 
ci, Berezeni, Eſterhazy, Vay, Czaky, dürfen 
daſelbſt bleiben; man wird ihnen von der Grenze 
entfernte Orte zum Wohnſitz anweiſen, und ih⸗ 
ren Frauen wird es geſtattet fein, ſich in die: 
ſelben zu begeben. Sogar ein kaiſerlicher General, 
Simon Forgacz, Graf von Borzod, welcher ſich der 
Sache der Ungarn angeſchloſſen hatte, war von der 
Wohlthat dieſes Artikels nicht ausgeſchloſſen. 

Im Verlaufe des Krieges, welchen Oeſterreich 1737 
mit der Pforte begann, ſchloß der Großvezier Mehe⸗ 
met Paghia mit Joſeph Racoeczi, dem Sohne 
Franz Racoczi's, zur ſelben Zeit als der Kaifer von 
Oeſterreich einen Preis auf ſeinen Kopf geſetzt hatte, einen 
Vertrag, welcher ihn zum Beherrſcher Ungarns und Sie⸗ 
Macoczi ſtarb, Michael Czacki 
trat an ſeine Stelle. In dem Frieden von Belgrad 
aber, welchen 1739 dieſer Krieg ſchloß, lautet ein Zu⸗ 
ſatzartikel zu Art. XVIII.: Die Orte, welche die 
hohe Pforte Michael Czacki, und den übrigen 
Ungarn, welche während des Krieges, bei ihr 
ein Aſyl geſucht haben, auweiſen wird, ſollen 
von der Greuze entferut ſein. Ihren Frauen 
ſoll es erlaubt ſein, zu ihnen zu kommen und 
bei ihnen zu wohnen. 


Es iſt nicht nothwendig, dieſen Thatſachen lange 
Commentare hinzuzufügen. Damals war die Türkei 
der Erbfeind und Schrecken der Chriſtenheit, und mit 
den Türken ſich zu verbinden, konnte Abſcheu erwecken. 
In der Sache, welche Koſſuth verfocht, ſtanden ihm 


\ 1 elite. Da: 
mals war man in den Uranfängen des Völkerrechts, 


und die hohe Pforte, muthig wie jetzt, freilſch noch 
etwas ſtärker als jetzt, erklärte die bloße Zumuthung 
der Auslieferung für einen Schimpf. — Jetzt in der 


worden iſt und ſpeziell den Frieden von Kutſchuck Kai⸗ 
‚nardge die ſogenannte Convention explicative vom 
21. März 1779 faſt ganz annullirt hat. 

Dies iſt der formelle und völkerrechtliche Stand⸗ 
punkt der ungariſchen Flüchtlingsfrage, und nach dem⸗ 
ſelben befinden ſich Rußland und Oeſterreich im voll⸗ 
kommenen Unrecht. Wie unter dem Geſichtspunkte 
der Humanität und Civiliſation ihre Forderung er⸗ 
ſcheint, darüber hat die öffentliche Meinung in ganz 
Europa ihr Urtheil bereits abgegeben. 


Preußen. 22 
Verhandlungen und Beſchlüſſe des 
deutſchen a es. 
(Schluß. 

Hierauf folgt die Erklärung des Vorſitzenden. 
Die durch ihn vertretene königl. preußiſche Regierung 
habe ſich bereits zweimal üder die jetzt in Antrag ge⸗ 
ſtellte Termin ⸗Beſtimmung ausgeſprochen, zuerſt bei 
Vorlage der auf das Bündniß vom 26. Mai d. be⸗ 
züglichen Aktenſtücke, und ſodann in der Antwort, wel⸗ 
che ganz unlängſt noch auf desfallſige Interpellation 
von dem Miniſter des Auswärtigen ertheilt worden. 
Im vollen Anſchluß an dieſen wiederholten Ausſpruch 
ſeiner Regierung trete er auch jetzt der Majorität der 
Bevollmächtigten bei, indem er zugleich lebhaft bedaure, 
dabei zum erſtenmal den Verwaltungsrath in eine 
Majorität und Minorität gethellt zu ſehen. Es fei 
ſeitens dieſer Minorität auf die Verſchiedenheit der 
Stellung der urſprünglichen Kontrahenten bei dem 
Vertrage vom 26. Mai d. hingedeutet worden. Er 
gebe dieſe Verſchiedenheit zu, um dabei in Erinnerung 
zu rufen, daß es allerdings Preußen allein geweſen, 
welches die ihm von der National = Berfammlung in 
Frankfurt dargebotene Kaiſer⸗Krone abgelehnt habe. 
Es werde zugegeben werden, daß dieſer Entſchluß ein 
großer, ein gefährlicher geweſen ſei. Preußen aber 
habe ihn gefaßt und vollzogen, weil es nicht geglaubt, 
daß die Verfaſſung, wie fie in Frankfurt ſchließlich ſeſt⸗ 
geſtellt worden, zum wahren Heile Deutſchlands gerei⸗ 


Mitte des aufgeklärten 19ten Jahrhunderts droht ihr chen werde, weil es ſich überzeugt gehalten, daß die 


Krieg, wenn ſie die Sache der Humanität und des 
Völkerrechts gegen die beiden christlichen Mächte ver⸗ 
ſicht. Formell aber, das wird ein Jeder zugeben, hat 
mit den drei angegebenen Zuſatzartikeln zu Art. IX. 
XIV. und XVIII. der Verträge von Carlowitz, Paf⸗ 
ſarowitz und Belgrad, auf welche ſich Oeſterreich be⸗ 
tuft, die Möglichkeit dieſer Berufung aufgehört. 
Was die Anſprüche Rußlands auf die Auslieferung 
der polniſchen Flüchtlinge anbetrifft, ſo ſind ſie noch 
bei weitem unbegründeter als die öſterreichiſchen und 
es wird große Mühe haben, völkerrechtlich nachzuwei⸗ 
ſen, daß Bem und Dembinski ſeinem Staatsver⸗ 
bande angehören. Die Verträge, auf die es ſich ſtützt, 
ſind die von Belgrad und Kutſchuck Kainardge. Art. 
VIII. des Belgrader Friedens zwiſchen Rußland 
und der Türkei lautet: Diejenigen, welche wegen 
eines Verbrechens, Ungehorſams oder Verräthe⸗ 
rei ſich in eines der beiden Neiche flüchten, fol: 
len ausgeliefert oder ausgewieſen werden, aus⸗ 
genommen die, welche im ruſſiſchen Reiche Chri⸗ 
ſten, und im ottomaniſchen Mohamedaner wer: 
deu. Und eben ſo lautet Art. II. des Friedens von 
Kutſchuck Kainardge mit der Modifikation im Ein⸗ 
gange: „Die Verbrecher und Verräther werden 
nicht beſchützt, ſondern ausgeliefert, oder wenig⸗ 


E. —— m. * worden, — die 

iche e zwwiſchen und 
der hohen P duch e Vertrage von 
Jaſſp, ukareſt, Adrianopel, eine durchaus andere ges 


Konſtruirung des Oberhaupts nach dleſer Verfaſſung 
die übrigen deutſchen Staaten beinahe vernichtet habe, 
und weil es die vorläufige Annahme der Kaiſerkrone 
unter Reſolutivbedingungen, als eine Art von Zwang 
für die Regierungen Deutſchlands einſchließend, mit 
der Gerechtigkeit unvereinbar fand. Dennoch ſei dieſe 
Ablehnung als der nächſte Grund des Scheiterns einer 
einheitlichen deutſchen Regſerung bei einem großen 
Theile Deutſchlands und Preußens aufgefaßt worden, 
ſo, daß die königliche Regierung nur eine dringende 
Pflicht erfüllte, als ſie zu dem Mittel griff, im Ver⸗ 
| ein mit den königlichen Regierungen von Sachſen und 
Hannover die bundesſtaatliche Einheit und Vereinigung 
Deutſchlands in den Gränzen des Möglichen auf einem 
anderen Wege unverzüglich anzubahnen. Die Verfaſ⸗ 
ſungsvorlage, die nunmehr von Preußen vorgelegt, und 
worüber ſich die drei königlichen Regierungen von 
Preußen, Sachſen und Hannover ſchließlich vereinigten, 
habe allerdings einen Bundesſtaat vor Augen, der in 
weiteſter Ausdehnung ganz Deutſchland umfaſſe, mit 
einſtwelllger Ausnahme Oeſterreichs, das ſich durch 
feine Verfaſſung zum Eintritt in einen deutſchen Bun⸗ 
desſtabt ſeldſt außer Stand geſetzt habe. Dabei ſel 
aber vollkommen klar geſtellt und deutlich ausgeſprochen, 
daß dieſe Ausdehnung allerdings der Wunſch und die 
Erwartung der Verbündeten, aber auch, daß fie nicht 
die Bedingung des Bündniſſes ſei, und daß die Ver⸗ 
pflichtung, den Bundesſtaat ihrerſeits ins Leben zu 
rufen, für die Verbündeten auch dann in ungeſchwäch⸗ 
ter Kraft beſtehe, wenn dieſe Erwartung theilwelſe 
ſich nicht erfüllen ſollte. Preußen ſei ernſchloſſen, die⸗ 
fer Pflicht, die es jetzt wie am Tage des Verte. 
ſchluſſes anerkenne, nach aller Möglichkeit zu genügen 
und, ſo viel an ihm ſei, auf dem betretenen Wege mit 
Ernſt, Entſchlebenheit und Energie’ voranzugehen. Als 
eine öffentliche Kundgebung diefes Willens müͤſſe der 
Vorſitzende auch feinerfeits den Vollzug des geſtellten 
Antrags betrachten, dem er demnach, wie geſagt, völ⸗ 
lig adhaͤrire. Die bisher gegen den Antrag erhobenen 
Anſtände könne er unmöglich für begründet halten. 
Dem Zuſammentritt des Reichstags müßten allerdings 


noch mannigfache Vorarbeiten vorausgehen; allein, wie 


dies auch bereits von dem großherzoglich heſſiſchen, dem 
großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitziſchen ae an 
t ſein 


bemerkt worden, ſeien dieſe doch alle nicht von 
Umfange, daß ſie nicht in drei Monaten vollen 

könnten, und gewiß auch vollendet fein würben, ſobald 
nur feftftehe, daß fie alsdann vollendet fein müßten. 
Was den Umſtand betreffe, daß die Verhandlungen mit 
Baiern nicht vollſtändig zur Kenntniß des Verwaltungs⸗ 
Rathes gekommen, fo geſtehe er, Über den Gang dies 
fer Verhandlungen, wobei er perſönlich nicht betheiligt 
geweſen, im Augenblicke nicht völlig informirt zu fein. 
Er werde aber ſchon in der nächſten Sitzung jedem des⸗ 
fallſigen Wunſche durch detaillirte Vorlagen genügen 
und ſich ſehr freuen, wenn man durch Kenntniß des 
näheren Herganges das Mittel auffinden ſollte, Baiern 
zum Eintritt in den Bundesſtaat zu vermögen. Ob 
eine Spezialverhandlung mit Württemberg ſtattgefun⸗ 
den, ſei ihm ebenfalls fremd; er werde aber auch hier⸗ 
über ebenfalls in der nächſten Sitzung alle Auskunft 
geben. Als das Haupthinderniß des Antrages ſei 
ſchließlich die noch immer nicht erfolgte Verſtändigung 
mit Oeſterreich bezeichnet. Er, der Vorſitzende, lege 
auf dieſe Verſtändigung gewiß den höchſten Werth. 
Er wünſche im Intereſſe des geſammten Vaterlandes 
nichts ſehnlicher, als daß das Verhältniß mit Oeſter⸗ 
reich ein Verhältniß der innigſten und treueſten Ver⸗ 
bindung, daß das bisherige alte Band mit Oeſterreich 
nicht nur nicht gelockert, ſondern feſter und unauflös⸗ 
licher als je geknüpft werde; er gebe zu, daß man um 
dieſen Preis Opfer bringen und mit Selbſtverleugnung 
zu Werke gehen ſolle; aber nun und nimmermehr werde 
er einer Konnivenz das Wort reden, die ſo weit gehe, 
daß ſie die Realiſirung des Bundesſtaates von der Ge⸗ 
nehmigung Oeſterreichs abhängig erkläre. 


Der königlich hannoverſche Bevollmäch⸗ 
tigte glaubt der letzten Bemerkung des Vorſitzenden 
ſofort die Gegenbemerkung beifügen zu müſſen, daß 
das Uebergehen aus dem Staatenbunde zum Bundes⸗ 
ſtaate doch nur in der Zuſtimmung aller deutſchen 
Staaten ſeine rechtliche Baſis habe, und daß dieſe 
Baſis ſeines Wiſſens auch bei den geſammten Ver⸗ 
handlungen nie verkannt worden. Wenigſtens werde 
er, deſſen Name dem Vertrage vom 26. Mai d. J. 
mit unterzeichnet ſtehe, und der für die rechtliche Be⸗ 


gründung des Vertrages mit feiner Ehre verhaftet fei, |. 


dieſe Baſis niemals aufgeben. Die Union mit Oeſter⸗ 
reich und ſomit auch die Zuſtimmung Oeſterreichs habe 
dei den Verhandlungen über den Bundesſtaat als eine 
nothwendige Ergänzung deſſelben ſtets vorgeſchwebt, ja 
es habe dieſe Union Oeſterreich Rechte zuſichern ſollen, 
die nach ſeiner Ueberzeugung weit über das deutſche 
Intereſſe hinausgingen. Schließlich erinnert der Bes 
vollmächtigte an die große Gefahr eines äußeren Krie⸗ 
ges im Falle mangelnder Verſtändigung mit Oeſter⸗ 
reich. 

80 Vorſitzende muß, dieſer Gegenbemerkung des 
königlich hannoverſchen Bevollmächtigten ungeachtet, 
bei der Meinung verharren, daß der Beitritt ſowohl 


zu dem Bündnißvertrage als zu der damit in Verbin⸗ 


er 


dung ſtehenden bundesſtaatlichen Verfaſſung ganz auf 
die freie Entſchließung der Beitretenden geſtellt worden, 
und daß es dabei auf irgendwelchen Konſens irgend⸗ 
welcher Nichtbeitretenden ſchlechterdings nicht ankomme. 
Wer anderer Meinung geweſen, hätte dies bei der oͤf⸗ 
fentlichen Aufforderung zum Beitritt nicht wohl un⸗ 
ausgeſprochen laſſen können. Wie die gemeinſchaftliche 
Aufforderung der königlichen Regierungen von Preu⸗ 
ßen, Sachſen und Hannover einmal ergangen fei, 
müſſe feiner. Ueberzeugung und auch dem feſten Ent⸗ 
ſchluſſe feiner Regierung nach jetzt auf dem bezeichneten 
Wege fortgegangen werden, unerfchlittert, was die übrigen 
deutſchen Regierungen, unerſchüttert, was die äußere Poli⸗ 
tik dazu ſage. 

Der königlich ſächſiſche Bevollmächtigte 
hat im Auftrage ſeiner Regierung nur auf die gro⸗ 
ßen Schwierigkeiten aufmerkſam machen wollen, de⸗ 
nen das Bundeswerk ohne eine Verſtändigung mit 
Oeſterreich entgegengehe, Schwierigkeiten, die unendlich 
gewachſen ſeien, nachdem Bajern und Würtemberg 
dem Bündniß ihren Beitritt verweigern. Die Kon⸗ 
ſtruktion des Bundesſtaates ſei nur der Eine Theil 
der Aufgabe geweſen, deren Löſung für nothwendig 
erkannt worden; der andere Theil habe in der Union 
mit Oeſterreich beſtanden. Ohne dies Unions⸗ oder 
ein anderes ähnliches Verhältniß mit Oeſterreich her⸗ 
gef zu haben, fei die Arbeit nur halb gethan. 


Der Antragſteller bemerkt: Der Vorwurf der |9 


Rechtsverletzung, der jetzt von Sachſen und Hannover 
dem Bündnig gemacht werde, ſtehe ſchnurſtracks der 
Erklärung entgegen, womit dieſelben im Verein mit 
Preußen vor die Nation getreten und die deutſchen 
Regierungen zum Beitritt aufgefordert hätten, Er er⸗ 
innere zuerſt an es Verfaſſungs⸗Entwurfes, worin 
ausdrücklich geſagt ſel, das „das deutſche Reich aus 
dem Gebiete derjenigen Staaten des bisherigen deut⸗ 
ſchen Bundes beſtehe, welche die Reichsverfaſſung ans 
„, Er erinnere fodann an die Eirkular⸗Note 
vom 28. Mai d. J., worin es wörtlich heiße: 


- - 


geierungen von 8 a } j 
würden jedoch die ihnen geſtellte Aufgabe nur 
unvollſtändig erfüllen, wenn ſie lediglich bei den 
Bedürfniſſen, welche die nächſte Gegenwart er⸗ 
zeugt, ſtehen bleiben. Sie ſind vielmehr von der 
Ueberzeugung durchdrungen, daß Pflicht und 
Vernunft gleichmäßig gebieten, ſich über ihre 
Stellung zu der deutſchen Verfaſſungs⸗Frage von 
vorn herein gegen ihre Verbündeten ſowohl, als 
gegen die Nation offen auszuſprechen. 
ben die von der National:Verfammlung entwor⸗ 
fene Reichs⸗Verfaſſung nicht anerkannt, weil ſie 
über die wahren und heilſamen Ünfocberungen | 
eines kräftigen Bundesſtaates hinausgriff, und in 
ihrer aus den Kämpfen und Zugeſtändniſſen der 
politiſchen Parteien hervorgegangenen Geſtalt die 
weſentlichſten Bürgſchaften entbehrte, auf welchen 
der rechtliche und geordnete Beſtand jedes Staats⸗ 
weſens beruht. 

Aber die verbundenen Regierungen haben nicht 
einen Augenblick verkannt, daß ihnen eben hier⸗ 
aus die doppelte Verpflichtung erwachſen ſei, nach 
allen Kräften zu dem Abſchluß eines Verfaſ⸗ 
ſungswerkes mitzuwirken, das für das gefammte 
Deutſchland eine unabweisliche Nothwendigkeit 
geworden iſt. Eine ſolche Verfaſſung wird der 
Nation gewähren müſſen, was ſie ſeit längerer 
Zeit ſchmerzlich entbehrte, was ſie von ihren Ne 
gierungen zu fordern berechtigt iſt: dem Aus⸗ 
lande gegenüber Einheit und Macht, im Innern 
bei geſichertem Fortbeſtande aller einzelnen Glie⸗ 
der, die einheitliche Entwickelung der gemeinſa⸗ 
men Intereſſen und nationalen Bedürfniſſe. Die 
Bürgſchaften der rechtlichen Freiheit und der ge⸗ 
feglihen Ordnung find es, welche die deutſche 
Verfaſſung den Regierungen und den Völkern zu 
gewähren haben wird. ö 

Unter dieſen Geſichtspunkten haben die verbuͤn⸗ 
deten Regierungen den von der National: Ber: 
ſammlung beſchloſſenen Entwurf ernſtlich geprüft, 
alle ſeine heilſamen und unbedenklichen Beſtim⸗ 
mungen beibehalten, und nur diejenigen Theile 
geändert, welche mit dem gemeinen Wohle un⸗ 
vereinbar ſind. 

„Hieraus iſt, auf Grund einer von Preußen vor⸗ 
gelegten Propoſition, der Entwurf einer Reichs⸗ 
verfaſſung hervorgegangen, welchen fie ſammtli⸗ 

chen Gliedern des Bundes von 1815 als ihren 
gemeinſchaftlichen Vorſchlag und in der ng 
vorlegen, daß derſelbe ihre Zuſtimmung finden 
werde. Die Begründung ſeines Inhalts, ſo wie 
deſſen nähere Erläuterung iſt in der Denkſchrift 
niedergelegt, welche beiliegt. Die deutſchen Staa: 
ten, welche ſich dem vorgelegten Verfaſſungs-Ent⸗ 
wurf anſchließen, werden als die im § 1 bezeich⸗ 
neten Glieder des Bundesſtaates zu betrachten 
ſein, während denjenigen Regierungen gegenüber, 
welche ſich zu dieſem Anſchluß nicht veranlaßt 
finden, die aus den Vertragen von 1815 fließen⸗ 
den Rechte und Pflichten unverändert fortbe⸗ 
ſtehen. ; 

Indem die Regierungen von Preußen, Sach⸗ 
ſen und Hannover ſich durch den Drang der Zeit⸗ 
umſtände genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die 
Initiative in dem Verfaſſungswerke zu ergreifen, 
ſind ſie jedoch von der beſtimmten und ausdrück⸗ 
lichen Vorausſetzung ausgegangen, daß der rechts⸗ 
gültige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtim⸗ 
mung der National⸗Vertretung beruhe. Sie wer: 
den daher in Semeinſchaft mit denjenigen Regie⸗ 
rungen, welche ſich dem Verfaſſungs⸗Entwurfe 
anſchließen, aus dieſen deutſchen Landen einen 
Reichstag in dem Umfange und nach den Wahl⸗ 
beſtimmungen berufen, welche der Verfaſſungs⸗ 
Entwurf vorläufig bezeichnet. Dieſem lediglich 
hierzu verſammelten Reichstage wird dann der 
genannte Entwurf zur Berathung und Zuſtim⸗ 
mung übergeben werden. 

Auf Grund dieſer Einladung, fügt der Antrag⸗ 
ſteller zu, feien die betreffenden deutſchen Regierun⸗ 
gen in ihren Vertretern hier erfchienen und ſtänden 
ihnen Preußen, Sachſen und Hannover, als ſolidariſch 
verpflichtet, gegenüber. 

Der königlich hannoverſche Bev ollmäch⸗ 
tigte bezweifelt, daß eine aufmerkſamere Prüfung des 
eitirten $ 1 des Verfaſſungs⸗Entwurfs auf einen en 
eren Bundesſtaat könne ſchließen laſſen. Man habe 
bezüglich Schleswigs, Luxemburgs, Limburgs befondere 
Rückſichten nöthig gehabt, und eben, um nicht die Ne⸗ 
gation eines außerdeutſchen Monarchen zu provozi⸗ 
ten, ſei die vorliegende Faſſung des § 1 gewählt 
worden. 

Der Antragſteller will nochmals mit den elge⸗ 
nen Worten Sachſens und Hannovers antworten. In 


der Denkſchrift vom 11. Juni d. J., die von beiden 


Regierungen in Gemeinſchaft mit Preußen als eine 


authentiſche Interpretation des Verfaſſungs⸗Entwurſs 


deklarirt worden, heiße es: 


„ 


* „Die e Regierungen . 6. die Re⸗ 
5 e, 


Sie ha⸗ 


nommen ſei. 


Bodelſchwin 


4. M. legte ſich die Befugniß bei, eine Verfaſ⸗ 


ſung für das deutſche Reich endgültig zu beſchlie⸗ 
. ßen. Sie beſtimmte daher den Dei ae 


Reiches nach dem Umfange des bisherigen deut⸗ 


ſchen Bundes und ging darauf aus, ſaͤmmtliche 


Glieder deſſelben zum Eintritt in den neuen Bun⸗ 
desſtaat zu verpflſchten. Daher ſpricht der erſte 
Paragraph der dort entworfenen Verfaſſung ein⸗ 
fach aus, daß das deutſche Reich aus dem Ge⸗ 
biete des bisherigen deutſchen Bundes beſtehe. 

Die verbündeten Regierungen, welche ihren 
Entwurf zu einer Reichsverfaſſung hier vorlegen, 


„Die National ⸗Verſammlung zu Frankfurt 


| 


find dagegen von der unwandelbaren Ueberzeu⸗ 


gung geleitet worden, daß der Neubau der deut⸗ 
ſchen Verfaſſung nur durch freiwillige Ueberein⸗ 
kunft der Regierungen unter ſich, und hiernächſt 
eben fo freiwillige Zuſtimmung der National⸗ 
Vertretung rechtlich zu Stande kommen könne. 
Daher haben ſie in ihre Vorſchläge keine Beſtim⸗ 
mung aufnehmen können, welche für die Glieder 
des bisherigen deutſchen Bundes irgend einen 
Zwang in ſich ſchlöſſe; wie feſt und zuverſichtlich 
auch ihre Hoffnung ſei, daß der neue Bundes⸗ 
ſtaat das geſammte Gebiet des Bundes von 1815 
umfaſſen werde, fo wird ſich doch dieſes Gebiet 
aus denjenigen deutſchen Landen bilden müffen, 
deren Regierungen ſich dem vorgelegten Entwurfe 
anſchließen, und deren Vertreter ihn in einem 
aus dieſen Landen einzuberufenden Reichstage an⸗ 
nehmeu. Hierdurch iſt die Faſſung des § 1, wie 
fie vorliegt, gerechtfertigt, 


Wenn ſchon hieraus von ſelbſt einleuchtet, daß ö 


der neue Bundesſtaat zu denjenigen Gliedern des 
bisherigen deutſchen Bundes, welche ſich ihm noch 
nicht anſchließen möchten, zunächſt in dem Ver⸗ 
bande der Rechte und Pflichten verbleibt, die aus 
der Bundesakte vom 8. Juni 1815 erwachſen, 
fo hat doch der Beziehung zu Oeſterreich noch 
beſondere Erwähnung geſchehen müſſen. Die zu 
dem deutſchen Bunde gehörigen Theile Oeſterreichs 
ſind durch die dem Kaiſerſtaate verliehene Ver⸗ 
faffung vom 4. März d. J. in ein ſtaatliches 
Verhältniß zu der öſterreichiſchen Geſammtmonar⸗ 
chie getreten, welches eine erneuerte Erwägung 
ihrer Stellung zu den übrigen Gliedern des deut⸗ 
ſchen Bundes unabwendich erſcheinen ließ. Hierzu, 
ſowie zu einer umfaſſenderen Vereinbarung zwi⸗ 
ſchen dem öſterreichiſchen Gefammtftaate, und dem 
deutſchen Bundesſtaate, die Wege völlig frei 
zu erhalten iſt der Zweck des dem 9 1 beige: 
fügten Zuſatzes.“ von N 
Deutlicher, meint der Antragſteller, könne man 
nicht ſein; wenigſtens habe er nichts mehr zuzuſetzen. 
Der königlich hannoverſche Bevollmäch⸗ 
tigte muß deſſenungeachtet wiederholen, daß die Con⸗ 
ſtruktion des Verfaſſungs⸗Entwurfs ganz Deutſchland 
mit Ausnahme Oeſterreichs und der ſpeziell benannten 
Landestheile vorausſetze, fo wie, daß die Verſtändigun 
mit Oeſterreich als die verfaſſungsmäßige Vorbedingung 
des Bundesſtaats in den § 1 des Entwurfs aufge⸗ 
Dies überſehen oder nicht zugeben, 
müßte allerdings zu dem vitiöfen Zirkel führen, worin 
ſich die Argumentation des Antragſtellers fortbewege. 


Der Vorſitzende will keiner anderen Ueberzeugung 
zu nahe treten. Aber ſeiner Auffaſſung nach iſt das 
Rechtliche der Sache durchaus feftftehend- 


Aufforderungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
dem Bündniſſe vom 26. Mal d. J. beigetreten, und 
jede Andeutung mangelt, daß der Bundesſtaat erſt 
durch den Konſens der nicht beitretenden Staaten zur 
Wirklichkeit gelangen ſoll. 

Hiermit werden bei der vorgerückten Abendzeit die 
Verhandlungen über den Antrag des herzogl. naſſaul⸗ 
ſchen Bebollmächtigten abgebrochen. Zur Fortſetzung 
derſelben iſt die nächſte ordentliche Sitzung vom 9. d., 
Abends 6 uhr, beſtimmt. 


Auf Anfrage des Vorſitzenden über die Zeit der Be⸗ 
richterſtattung in der mecklenburgiſchen Verfa 
ſungsfrage erklären ſich der Legationsrath Dr. 
und der Protokollführer zum Referat und Korre⸗ 
ferat für nächſten Montag bereit. Zur 


; über di 
dieſer Berichterſtattung, fo wie zur Bera die 
genannte Verfaſſungsfrage, wird der net des 
Falles eine außerordentliche Sitzung ag, den 
Sten d., Vormittags 11 Uhr, anbe uhr 


Die Sitzung ſchließt Abende 10 
Das Protokoll iſt in ber, gung vom ten d. ders 
leſen, von den Mitgliebe 
nehmigt und von dleſen 
terzeichnet worden. f f 
Zeſchau. H. v. Wangen⸗ 


heim. Pfeiffer, von Lepel. 


v. 
2 v. Derben. Mo sle. Vollpracht. 


110 Zu Liebe. Banks. Bloemer. ini 


"und dem Protokollführer un⸗ 


Die be⸗ 
treffenden Regierungen find auf die unzweideutigſten 


Verwaltungsrathes gez, 


Kammer: Verhandlungen. 
II. Kammer. 31ſte Sitzung vom 12. Oktober. 
(Eröffnung der Sitzung 11 ½ uhr.) 

BVeorſitender: Präfident Graf Schwerin. 
Tagesordnung: 1) Fortſetzung der Berat bung 
des Berichts der Kommiſſion für Reviſion der Ver: 
faſſung, betreffend den Titel IX. die allgemeinen und 
die Uebergangs⸗Beſtimmungen. 


Kommiſſion, 
Eeinſchließlich). 
Simons, acc befind 
uch beſeh ie Bänke der 


verleſen und ohne Bemerkung genehmigt. 


2) Bericht berfefben 


betreffend die Titel II. Art. 24—3 


en ſich die Miniſter v. Rabe, 
Abe find nur ſpaͤr⸗ 


Das Protokoll der vorigen Sitzung wird 


Der Prä⸗ 


ſident theilt mit, daß die Central⸗Kommiſſion für Be: 


rathung des Budgets ſich 


konſtituirt und zum Vorſi⸗ 


genden den Abg. v. Bodelſchwingh, zum Stellvertreter 


Pochhammer und zum 


Der Finanzminiſter legt 


über eine neue Eintheilung der 


Schriftführer den Abg. Heſſe 
(Sangerhauſen) gewählt habe. 


den Entwurf eines Geſetzes 
Hypethekenaͤmter in 


dem Bezick des Appellationsgerichtshofes zu Köln vor, 
und beantragt, denſelben durch eine Kommiſſion bera⸗ 


then zu laſſen. Die Kam 
Diskuſſion bei. 
übergegangen. 


mer tritt dem Antrage ohne 


Es wird hierauf zur Tagesordnung 


Die zur Oiskuſſion kommenden Anträge lauten: 


Text der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde vom 5. Dezember 
1848. 

Art. 108. 

Die beſtehenden Steuern und 
Abgaben werden forterhoben, 
und alle Beſtimmungen der 
deſtehenden Geſetzbücher, ein⸗ 
zelnen Geſetze und Verordnun⸗ 

en, welche der gegenwärtigen 

Verfaffung nicht zuwiderlau⸗ 

fen, bleiben in Kraft, bis ſie 

durch ein Geſetz abgeändert 


N Art. 109. 
Alle durch die beſtehenden 
Geſetze angeordneten Behörden 
bleiben bis zur Ausführung 
der fie betreffenden organiſch en 
Geſetze in Thatigkeit. 

Art. 110. 


Für den Fall eines Krieges 
oder Aufruhrs können die Ar⸗ 
tikel 5, 6, 7, 24, 25, 26, 27 
und 28 der Verfaſſungs⸗ur⸗ 
kunde zeit wen 
außer Kraft etzt werden. 
de 8 immungen 
darüber bleiben einem beſonde⸗ 
ren Geſetze vorbehalten. Bis 
dabin bewendet es bei den in 
dieſer Beziehung beſtehenden 
Vorſchriften. 


Uebergangs⸗Beſtimmungen. 
Art. 


Sollten durch die für Deutſch⸗ 
land feſtzuſtellende Verfaſſung 
Abänderungen des gegenwär⸗ 
‚tigen Verfaſſungsgeſetzes nö⸗ 
40% werden, ſo wird der Kö⸗ 
nig dieſelben anordnen, und 
dieſe Anordnungen den Kam⸗ 
mern bei ihrer nächſten Ver⸗ 
ſammlung mittheilen. 

Die Kammern werden dann 
Beſchluß darüber faſſen, ob 
die vorläufig angeordneten 
Abänderungen mit der Deut⸗ 
ſchen Verfaſſung in ueberein⸗ 
ſtimmung ſtehen. 2 

Art. 112. 
Die gegenwärtige Verfaſ⸗ 


fung fol ſofort nach dem ch 


erſten Zuſammentritt der 
Kammern einer Revifion auf 
dem Wege der Geſetzgebung 
(Art. 60 und 106) unterwor⸗ 
en werden. 

f im Art. 52 erwähnte 
an Königs, 
eidung der beiden Na Ver: 
und aller Staatsbeamten, * 


1057. 


en. 


MÜLL daR Were 


heit die Artikel 8 r 


der Verfaſfung zei n 14, 


tsweiſe 5, 


Kammern 


Abänderungs = Vorſchlaͤge 
der Wee e 
n der II. Kammer. 

pi Art. 108 


Nachdem bie erſten 8 Worte 
durch Beſchluß vom 25. Sep⸗ 
tember geſtrichen worden, zu 
ſetzen: 

Alle Beſtimmungen der be⸗ 

ſtehenden Geſetzbücher, ein⸗ 

zelnen Geſetze und Verord⸗ 
nungen, welche der gegen⸗ 
wärtigen Verfaſſung nicht 
zuwiderlaufen, bleiben in 
Kraft, bis ſie im geſetzlichen 
Wege abgeändert werden. 


Kein Abänderungsvorſchlag. 


Art. 110. 

Für den Fall eines Krieges 
oder Aufruhrs können bei 
dringender Gefahr für die öf⸗ 
fentliche Sicherheit die Artikel 
„ 6, 7, 24, 25, 26, 27 u. 28 
der Verfaſſungs⸗urkunde zeit⸗ 
und b sweiſe außer 


Beſtimmungen u. ſ. w. 


Art. 111. 

Sollten durch die für Deutſch⸗ 
land feſtzuſtellende Verfaſſung 
Abänderungen dieſer Verfaſ⸗ 
5 nöthig werden, ſo wird 
u. ſ. w. 


Art. 112. 
Das erfte Alinea 


. 


zu ſtrei⸗ 


Dat im Art. 52 erwähnte 
eidliche Gelöbniß des Königs, 
ſowie die vorgeſchriebene Ver⸗ 
eidung der beiden Kammern 
und aller Staatsbeamten, er⸗ 
folgen ſogleich nach der auf 
175 Wege der Geſetzgebung 
bien der gegenwärtigen Re⸗ 
und 107). Verfaſſung (Art. 60 


5 den Fall eines Krieges eder Nufruhrs fönnen di 
el 5, > T 6 3 - 


die e 
25, 26, 27, 28 und 34 


iſtrikt Kraft 
geſetzt werden. Die er 


r 


— 5 2593 — 
Abg. Dürre ſpricht für fein Amendement. 9 
Hierauf beſteigt der Abg. v. Griesheim die Red⸗ 

nerbühne. Er will die Sache in suspenso laſſen, 

bis Art. 34 ſelbſt feſtgeſtellt ſei. f 
Es hat nun der Abg. Camphauſen als Bericht⸗ 

erſtatter das Wort, um für den Kommiſſions⸗Antrag 

zu ſprechen. 

Es folgt eine kurze Verhandlung über die Abſtim⸗ 
mung, woran ſich außer dem Präſidenten die Herren 
Keller, Duͤrre und v. Griesheim betheiligen, worauf 
zur Abſtimmung geſchritten wird. 

Hierdei wird das Amendement 
nommen. 

Der Kommiſſions⸗Antrag des Art. 111 wird ohne 
Diskuſſion angenommen. 

Ebenſo der Art. 112. 

Die Kammer geht jetzt zur Berathung der Tit. II. 
Art. 24 ff. über, indem Abg. Simſon den Platz des 
Referenten einnimmt. 2 

Die Art. 24, 25, 26 werden zunächſt zur Diskuſ⸗ 
ſion geſtellt. Sie lauten: 

Art. 24. Jeder Preuße hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung ſeine 
Gedanken frei zu äußern. 

Die Preßfreiheit darf unter keinen Umſtänden und 
in keiner Weiſe, namentlich weder durch Cenſur, noch 
durch Konzeſſionen und Sicherheitsbeſtellungen, weder 
durch Staats auflagen noch durch Beſchränkungen der 
Druckereien und des Buchhandels, noch endlich durch 
Poſtverbote und ungleichmäßigen Poſtſatz oder durch 
andere Hemmungen des freien Verkehrs beſchränkt, 
ſuspendirt oder aufgehoben werden. NEL 

Die erſte Kammer hat folgende Faſſung angenom⸗ 
men: „Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Druck und bildliche Darſtellung ſeine Mei⸗ 
nung frei zu äußern. Die Cenſur darf nicht einge⸗ 
führt werden.“ 1255 

Die Kommiſſion ſchlaͤgt dagegen vor: „Jeder 
Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck 
und bildliche Darſtellung ſeine Meinung frei zu äu⸗ 
pen. Die Cenſur darf nicht eingeführt werden, jede 
andere Beſchränkung der Preßfreiheit nur im Wege 
der Geſetzgebung.“ N 

Art. 25. 1 welche durch Wort, Schrift, 
Druck oder bildliche Darſtellung begangen werden, ſind 
nach den allgemeinen Strafgefegen zu beſtrafen. 

Die erſte Kammer will dieſen Artikel geſtrichen 
haben. 

Von der Kommiſſion liegt kein Aenderungs⸗Vor⸗ 
ſchlag vor. ! 

Art. 25. Al. 2. Vor der erfolgten Revifion des 
Strafrechts wird darüber ein beſonderes vorläufiges 


Geſetz ergehen. 
Die erſte Kammer hat beſchloſſen, das Al. zu 
Die Kommiſſion will ſtatt feiner zu den 


Wentzel ange⸗ 


ſtreichen. 
tranſitoriſchen Beſtimmungen geſtellt haben: „Vor der 
erfolgten Reviſion des Strafrechts wird über Verge⸗ 
hen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 
Darftellung begangen werden, ein beſonderes Geſetz 
ergehen.“ 

Art. 25. Al. 3. Bis zu deſſen Erſchei i 
es bei den jetzt geltenden . 5 

Die erſte Kammer und die Kommiffion haben 
ſich für Streichung des Al. entſchieden. 


Art. 26. Iſt der Verfaſſer einer Schrift bekannt, 
und im Bereiche der richterlichen Gewalt des Staa⸗ 
tes, ſo dürfen Verleger, Drucker und Vertheiler, wenn 
deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen begrün⸗ 
det wird, nicht verfolgt werden. 

Auf der Druckſchrift muß der Verleger und der 
Drucker genannt ſein. g 

Die erſte Kammer will beide Sätze geſtrichen haben, 
die Kommiſſion dagegen nur den zweiten; ſtatt des 
erſten fchlägt fie folgende Faſſung vor: „Iſt der Ver⸗ 
faſſer einer Schrift bekannt und im Bereiche der rich⸗ 
terlichen Gewalt des Staats, ſo dürfen Herausgeber, 
Verleger, Kommiſſionair, Drucker und Vertheiler, wenn 
deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen begrün⸗ 
det wird, nicht verfolgt werden.“ 


Art. 27. Alle Preußen ſind derechtigt, ſich ohne 
vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß friedlich und ohne 
Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. 


Die erſte Kammer hat ſich für unveränderte 
Beibehaltung entſchieden. Die Kommiſſlon macht 
ebenfalls keinen Aenderungs⸗Vorſchlag. 

Zu dieſen Artikeln werden folgende Amendements 
eingebracht. 

1) Poſt (Buchhändler aus Koblenz): 

„Die Preßfreiheit darf weder durch Cenſur, noch durch 
Conceſſion, noch durch Sicherheitsbeſtellungen, weder 
durch Staats auflagen noch durch Beſchränkungen der 
Druckereien und des Buchhandels fuspendirt oder auf: 
gehoben werden.“ 

Das Amendement findet nicht genügende Uns 
terflügung. 

2) Reichenſperger: 

„Die reßfreihelt darf weder durch Cenſur, noch dur 
onceſſionen und Sicherheitsſtellungen, noch endli 
durch See oder aufgehoben werden. Jede 
andere Beſchränkung beſtimmt das Geſetz.“ (Unterfügt), 


er ſich für Streichung der Art. 


3) Stiehl: 
„Das Geſetz beſtimmt die Beftrafung 
dteſes Rechts.“ (Zahlreich unterſtützt.) 

4) Dürre (zu Art. 28): N “ 
„Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder 
bildliche Darſtellung begangen werden, unterliegen dem 
Geſetz.“ (Unterftügt,) 557 

5) Poſt: h 1. 
„Die Verantwortlichkeit des Verlegers, Druckers und 
Vertheilers einer Schrift erliſcht 6 Monate nach der 
amtlich erſchienenen Ausgabe der Schrift.“ (Wird nicht 
unterſtützt.) 

Abg. Reichenſperger: Die gegenwärtige Tages⸗ 
preſſe hat bisher mehr geſchadet als genützt. Dem⸗ 
nach mögen die durch die Kommiſſion in der Verfaſ⸗ 
fung hier vorgenommenen Weglaſſungen als gerecht 
fertigt erſcheinen. Aber die Preßfreiheit iſt nun ein⸗ 
mal eine Forderung, welche bei einem civiliſirten Volke 
nicht ignorirt werden kann und ich verlange in der 
Verfaſſung einen beſtimmten Anhalt für die ſpäteren 
Preßgeſeße. — Das Spſtem der Konzeſſionen halte 
ich für weit gefährlicher als die Cenſur ſelbſt. Auch 
die Poſt darf niemals zu Begünſtigungen gemißbraucht 
werden. — Kautionen und Beſchränkungen der Druk⸗ 
kereien können zuweilen nöthig werden, wenn man nur 
ſo dem Geſetze Achtung verſchaffen kann. 

Wentzel hält es für wichtig, daß ausgeſprochen 
werde, der weſentliche Inhalt von Art. 26 könne nicht 
auf dem gewöhnlichen Wege der Geſetzgebung abge⸗ 
ändert werden, will aber demſelben durch ſein Amen⸗ 
dement eine präciſere Faſſung geben. Der Art, ſchließt 
nicht aus, daß man dem Drucker u. ſ. w. nachweiſt, 
er habe um den Inhalt der von ihm gedruckten 
Schrift gewußt und dgl. Darum iſt der Art. mit 
dem Strafrecht wohl vereinbar. Es muß der dolus 
nachgewieſen, es muß feſtgeſetzt werden, daß noch ir⸗ 
gend ein erheblicher Umſtand zu dem Drucke einer 
Schrift hinzukommt, um die in dieſem Art. bezeich⸗ 
neten Perſonen ſtrafbar werden zu laſſen. 

Abg. Stiehl will Alles der beſonderen Geſetzge⸗ 
bung überlaſſen und von einem ſo beweglichen Faktor 
des politiſchen Lebens wie die Preſſe nichts in die 
Verfaſſung aufgenommen wiſſen. (Während deſſen 
ſind die Miniſter Gr. Brandenburg, v. Manteuffel, 


v. Ladenberg eingetreten.) N 
Manteuffel: Meine 


Nun ’ 
des Mißbrauchs 


Miniſter des Innern, v. 
Herren, es wird nicht verkannt werden, daß die Be⸗ 
wegung des vorigen Jahres vielfach die geſetzlichen 
Grenzen überſchritten hat und daß in Folge deſſen ein 
Rückſchlag eingetreten iſt. Nun ſagen die Einen, die 
Regierung wolle ihre Verſprechungen rüdgängig ma⸗ 
chen, die Anderen, fie laſſe ſich vom Strome der Mei⸗ 
nung treiben und wiſſe ihm nicht zu widerſtehen. Die 
Regierung fühlt ſich durch keinen dieſer Vorwürfe ge⸗ 
troffen, ſie will aus dem Treiben keinen andern Vor⸗ 
theil ziehen, als die ruhige Erringung deſſen, was dem 
Lande noth thut. 

Was die vorliegenden Amendements betrifft, fo laßt 
ſich nicht läugnen, daß ein fo bewegliches Element, 
wie die Preſſe, nicht auf ewig in beſtimmte Schran⸗ 
ken zu ziehen iſt; es iſt daher das Beſte, in der Ver⸗ 
faſſung keine bindende Beſtimmung aufzunehmen. Der 
Abg. Reichenſperger hat gegen die Konzeſſion geſpro⸗ 
chen, ich will ihnen hier nicht das Wort reden, aber 


das iſt wohl klar, daß dieſe ganze Materie bei 
Berathung des Preßgeſetzes zur Sprache kom⸗ 
men wird. . 


Der Abg. Wentzel will den Art. 26 fo faſſen, 
daß unter Umſtänden Niemand delangt werden könne. 
Es ſoll der Dolus immer nachgewieſen werden. Dies 
findet in keiner Geſetzgebung ſtatt. Das Amendement 
des Abg. Dewitz iſt gut, aber wörtlich nur dem Preß⸗ 
gefeg genommen, und ich weiß nicht, was es in der 
Verfaſſung ſoll. u 

Man ſagt nun, wir wollten den Tod der Preſſe. 
Glauben wir denn, daß eine künftige Legislation die 
Hand zum Tode der Preſſe wird reichen wollen! Ich 
glaube dies nicht und hoffe es nicht. Daher glaube 
ich, kann man der künftigen Legislation dieſen Ge⸗ 
genſtand Überlaffen, weshalb ich nochmals das Amen⸗ 
dement des Abg. Stiehl empfehle. 


Abg. Geppert: Es iſt nothwendig, zuerſt den 
Beſchluß der erſten Kammer ins Auge zu faſſen. So 
wünſchenswerth es jedoch wäre, im Intereſſe der Be⸗ 
ſchleunigung der Reviſion, ſich dem Antrage der erſten 
Kammer anzuſchlicßen, fo halte ich es ſedoch in die⸗ 
ſem Falle nicht fur angemeſſen, weil derſelbe unklar 
und zweideutig iſt. Ich kann deshalb nur den Kom⸗ 
miſſionsantrag empfehlen. Was dagegen Art. 26 be⸗ 
trifft, ſo möchte ich vorſchlagen, der erſten Kammer 
beizutreten mit dem Amendement Stiehl. 

Abg. Keller ſpricht ſich in demſelben Sinne aus. 
Ebenſo der Juſtizminiſter. Die erſte Kammer habe 
gewiß nicht im Sinne gehabt, eine Beſchränkung der 
Preſſe könne im Wege der Verordnung vorgenommen 
werden. Da dies jedoch bezweifelt werde, fo fei die 
klarere Faſſung der Kommiſſion vorzuziehen, — 

Was die anderen Vorſchläge betreſſe, ſo müͤſſe auch 
und 20 erklaren, 
da dieſelben in das Gebiet der Spezial⸗Geſetzgebung 
eingreifen. Der Redner weiſt auf die Verfaſſung von 


Frankreich hin, und auf das bereits erlaſſene proviſo⸗ 
riſche Preßgeſetz. In dieſem letztern ſei die ſuc⸗ 
ceſſive Verantwortlichkeit bereſts berührt, — es 
fi daher das Beſte, die näheren Erörte⸗ 
rungen hierüber bis auf die Berathung dieſes Geſetzes 
zu verſchieben. - 
Referent Abg. Simfon: In der Kommiſſion hat 
ſich keine Stimme für die Cenfur erhoben. Man hat 
15 vergiftenden Einfluß auf unſere Literatur erkannt. 
erüber ſteht die Erfahrung feſt, und wenn man von 
Ausſchreitungen der Preſſe des vorigen Jahres ſpricht, 
ſo muß man auch immer auf die Cenſur Rückſicht 
nehmen, welche das Publikum dazu gezwungen hat, 
zwiſchen den Zeilen zu leſen, und die Schriftfteller, 
zwiſchen den Zeilen zu ſchreiben. Die erſte Kammer 
hat ſich nun mit der Aus ſchließung der Cenſur be 


gnügt. Die Kommiſſion hat jedoch hinzufügen zu 


müſſen geglaubt, daß eine andere Beſchränkung nicht 
anders als im Wege der Geſetzgebung ſtattfinden ſolle. 
Dies find die beiden Grundſätze über die Preſſe. 

Der Abg. Reichenſperger will nun noch die 
Conceſſionen und Poſtbeſchränkungen beſtimmt ausge⸗ 
ſchloſſen wiſſen, doch glaube ich, hat die Erfahrung in 
Deutſchland noch nicht gezeigt, ob dieſe Inſtitute, wie 
die Cenſur, von ſo verderblichen Folgen ſind. Der 
Abg. Stiehl hat nun noch ein Inſerendum vorgeſchla⸗ 
gen: „Das Geſes beſtimmt die Beſtrafung des Miß⸗ 
brauchs dieſes Rechts,“ doch halte ich dies für über⸗ 
fläffig. 

Der Redner geht hierauf die andern Amendements 
einzeln durch und bemerkt, daß er durchweg die Kom⸗ 
miffionsanträge empfehlen müſſe. 

Berlin, die größte deutſche Gemeinde, nähme bie 
erſte Stelle im Buchhandel ein nach Leipzig, Stutt⸗ 
gart, und wenn man jeden Buchhändler zwingen wolle, 
die Ballen, die er von Außerhalb bekomme, durchzule⸗ 
ſen, ſo würde der ganze ſo beliebte Sortiments⸗Buch⸗ 
handel untergehen. 

Was überdies das gänzliche Streichen der Artikel 
betreffe, ſo habe man dagegen unter andern auch das 
zu erwägen, daß man nie wiſſen könne, in welchem 
Maaße ſolche Streichung mißverſtanden werden könne. 
(Unruhe.) 

Abg. Stiehl nimmt das Wort zu einer perfinli: 
chen Bemerkung und erklärt, daß die Preßſtrafgeſetz⸗ 
gebung, wenn ſie ein Theil des allgemeinen Straf⸗ 
rechts wäre, weit ſchwerer abgeändert werden könnte, 
als wenn ſie ein Spezialgeſetz ausmachte. 

Der Präfident bemerkt, daß dies die Grenze einer 
perſönlichen Bemerkung überſchritten hätte. Hierauf 
wird zur Abſtimmung der Artikel 24, 25 und 26 ge⸗ 
ſchritten. 

Abg. Cieszkowski trägt auf namentliche Abſtim⸗ 
mung an, welcher Antrag jedoch nur vom Abg. von 
Griesheim unterſtützt wird. (Heiterkeit. 

Es werden ſodann mit Verwerfung der geſtellten 
Amendements ſämmtliche Anträge der Kommiſſion an⸗ 
genommen, ſo daß die Art. folgendermaßen lauten: 

Art. 24. Jeder Preuße hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung 
ſeine Meinung frei zu äußern. Die Cenſur 
darf nicht eingeführt werden, jede andere Be⸗ 
ſchränkung nur im Wege der Geſetzgebung. 

Art. 25. Vergehen, welche durch Wort, Schrift, 

Druck oder bildliche Darſtellung begangen wer: 
den, ſind nach den allgemeinen Strafgeſetzen zu 
beſtrafen. A. 5 

(Tranſitoriſche Beſtimmung.) Vor der erfolgten 
Neviſion des Strafrechts wird über Vergehen, 
welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 


Darſtellung begangen werden, ein beſonderes 


Seſetz ergehen. 

Art. 20. Sit der Verfaſſer einer Schrift bes 
kannt und im Bereiche der richterlichen Gewalt 
des Staates, ſo dürfen Herausgeber, Verleger, 
Kommiſſionär, Drucker und Vertheiler, wenn 
deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen 
begründet wird, nicht verfolgt werden. 

Der Präſident eröffnet die Debatte über Art. 27 
und 28. Er bemerkt, daß Abänderungen ihm nicht 
zugegangen ſind. N 
Art. 27. Al. 2. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich 
nicht auf Verſammlungen unter freiem Himmel, welche 
im allen Beziehungen der Verfügung des Geſetzes un⸗ 


worfen ſind. f i 
Die erſte Kammer hat die unveränderte Beibehal⸗ 
fung beſchloſſen, dagegen die Kommiſſion folgende Faſ⸗ 


tung vorgeſchlagen: 

„Dieſe Beſummung bezieht ſich nicht auf Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel, welche auch in Bezug 
auf vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß der Verfügung 
des Geſetzes untetworſen find,“ 

Art, 27. Al. 3. Bis zum Erlaß eines ſolchen Ge⸗ 
ed iſt von Verſammlungen unter freiem Himmel 

4 Stunden vorher der lei Behörde Anzeige 
zu machen, welche die de n e hat, 
wenn fie dieſelbe für die öffentliche Sicherheit oder 


. ö N 
Nach dem Beſchluß der erſten Kammet und dem! ſchülzen Chtiſtian Ernſt Kopiſch zu 


tikel gewährleiſteten Rechtes. 


Borf 


ſchlage der Kommiſſion fol dieſer Satz ganz ger 


ſtrichen werden. . f 
Art. 28. Alle Preußen haben das Recht, ſich zu 


ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen nicht zuwider⸗ 


laufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 
Die erſte Kammer hat folgende Zufäge beſchloſſen: 
„Das Geſetz regelt insbeſondere zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit die Ausübung des in die⸗ 
ſem und in dem vorſtehenden Artikel (25.) gewährlei⸗ 
ſteten Rechts. j 

„Politiſche Vereine können vorübergehenden Verbo⸗ 
ten und Beſchränkungen im Wege der Geſetzgebung 
unterworfen werden.“ 

Die Kommiſſion ſchlägt ebenfalls Zuſätze vor: „Das 
Geſetz regelt insbeſondere zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit die Ausübung des in dieſem Ar⸗ 


„Politiſche Vereine können Beſchränkungen und vor⸗ 
übergehenden Verboten im Wege der Geſetzgebung un⸗ 
terworfen werden.“ : j 

Während der Abg. Scherer die Rednerbühne be: 
ſteigt, verläßt ein großer Theil der Verſammlung das 
Haus. Er wirft der Kommiſſion vor, daß ſie bei ih⸗ 
rer Faſſung es unentſchieden laſſe, ob Verſammlungen 
in geſchloſſenen Räumen den Verfügungen des Geſetzes 
unterworfen ſein ſollen oder nicht. Es gehe aber un⸗ 
möglich an, die Beſtimmungen der Geſetzgebung für 
Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen ganz auszu⸗ 
ſchließen, man würde dadurch auch mit den bisherigen 
proviſoriſchen Beſtimmungen in Widerſpruch gerathen. 
Der Redner iſt für die Faſſung aus der erſten Kammer. 

Juſtizminiſter Simons: Nur einige Worte blei⸗ 
ben mir nach der Rede des Abg. Scherer noch hinzu⸗ 
zufügen, über die Entſtehung des Art. 27. Er hat 
fein Herkommen aus der belgiſchen Verfaſſung. — 
Art. 19 der belgiſchen Verfaſſungsurkunde enthält eine 
ähnliche Beſtimmung. Der belgiſche Artikel ging dar⸗ 
aus hervor, daß es dort der Erlaubniß zu Verſamm⸗ 
lungen von über 20 Perſonen, welche zu literariſchen 
und ähnlichen Zwecken veranſtaltet wurden, bedurfte. 

Dieſen Uebelſtand wollte man beſeitigen. Daß bei 
ſolchen Gelegenheiten eine Erlaubniß nachgeſucht wer⸗ 
den müſſe, wollte man lediglich ausſchließen. Im 
Uebrigen ſollte Alles dem Vereinsgeſetze überlaſſen ſein. 
In Betreff der Zweckmäßigkeit des von der erſten Kam⸗ 
mer beliebten Zuſatzes habe ich den Worten des Abg. 
Scherer nichts hinzuzufügen. 

Graf Arnim meint, das Bedürfniß des von der 
etſten Kammer beliebten Zuſatzes ſei einleuchtend, wenn 
die Zuläſſigkeit eines die Ausführungen regelnden Ger 
ſetzes auch bei Art. 27 anerkannt werden ſollte. 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird mit 
großer Majorität angenommen. 

Abg. Simſon als Berichterſtatter entwickelt, daß 
diejenige Auslegung, welche nach den Bemerkungen des 
Herrn Scherer durch den Zuſatz der erſten Kammer 


vermieden werden ſolle, dem Artikel gar nicht gegeben 


werden könne. Lieſt man unbefangen die Beſtimmun⸗ 
gen des Art. 27, ſo kommt man zu folgendem Reſul⸗ 
tate: „Wie Alles in der Welt, ſo unterliegen auch 
Verſammlungen in geſchloſſenen Räumen den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes. Beſondere Erlaubniß iſt jedoch 
zu denſelben nicht nöthig. Bei Verſammlungen unter 
freiem Himmel wird ſie nothwendig.“ Er beantragt, 
den Art. 27 und 28 die ihnen von der Kommiſſion 
gegebene Faſſung zu laſſen. 

Es kommt hierauf zur Abſtimmung, in der bei Art. 
27 die Faſſung der Kommiſſion, bei Art. 28 der erſte 
Zuſatz nach der Faſſung der erſten Kammer, der zweite 
nach der Faſſung der Kommiſſion angenommen wird, 
ſo daß die angenommenen Artikel folgendermaßen lauten: 

Art. 27. Alle Preußen ſind berechtigt, ſich 
ohne vorgängige obrigkeitliche Erlaubniß fried⸗ 
lich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen 
zu verſammeln. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich 
nicht auf Verſammlungen unter freiem Himmel, 
welche auch in Bezug auf vorgängige obrigkeit⸗ 
liche Erlaubniß der Verfügung des Geſetzes un⸗ 
terworfen find, 

Art. 28. Alle Preupen haben das Mecht, ſich 
zu ſolchen Zwecken, welche den Strafgeſetzen 
nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu verei⸗ 
nigen. Das Geſetz regelt insbeſondere zur Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit die 
Ausübung des in dieſem Artikel gewährleiſteten 
Rechts. Politiſche Vereine können Beſchrän⸗ 
kungen und vorübergehenden Verboten im Wege 
der Geſetzgebung unterworfen werden. 

Die nächſte Sitzung findet morgen um 12 Uhr ſtatt. 

Schluß der heutigen Sitzung: kurz vor 3 Uhr. 


Berlin, 12. Oktober. Se. Majeftät der König 
haben allergnaͤdigſt geruht: dem Friedensrichter Win⸗ 
kens zu Burtſcheid, Regierungsbezirk Aachen, dem or⸗ 
dentlichen Lehrer am Gymnaſium zu Bonn, Peter Jo⸗ 
ſeph Model, dem praktiſchen Arzte Dr. Geis zu 
Treffurt, Regierungsbezirk Erfurt, und dem Lazareth⸗ 
Inſpektor erſter Klaſſe, Große zu Schweidnitz, den 
rothen Adlerorden vierter Klaſſe; dem 


N 


— 

Fürſtenthum, fo wie dem Kantor und Lehrer Johann 
Friedrich Parchwitz in Groß⸗Tſchirnau, 1 7 
bezirk Breslau, das allgemeine Ehrenzeichen zu verlei⸗ 
den; und den Regierungsrath Dechend zum geheimen 
Regierungsrath und vortragenden Rath beim Miniſte⸗ 
rium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu 
ernennen. — Se. Majeſtät der Kaiſer von Oeſtetreich 
haben dem Maſchinenmeiſter Wendland bei der ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahn zu Breslau die Civil⸗Verdienſt⸗ 
Medaille zu verleihen geruht. f 

Se. königl. Hoheit der Prinz von Preußen iſt 
mit dem Mittagszuge 12 Uhr von Potsdam hier an⸗ 
gekommen, und mit dem Zuge um 2 Uhr wieder da⸗ 
hin zurückgekehrt. 5 

Angekommen: Ihre Durchlaucht die Herzogin 
von Sagan, von Sagan.“ Der Geſandte in außer⸗ 
ordentlicher Miſſion am königlich däniſchen Hofe, Frei⸗ 
bere v. Werther, von Wismar. Der kaiferlich ru⸗ 
ſiſche geheime Rath Fürſt Czetwertinsey, don 
Leipzig. 

P. C. Berlin, 12. Oktober. [Die Sitzung des 
Verwaltungstaths vom 5. Oktober!] zeige uns, 
daß die verbündeten Regierungen über die Stimmung 
des Volkes, über das wachſende Mißtrauen, über die 
Gefahren, die aus fernerer Ungewißheit die Ruhe der 
Staaten bedrohend, ſich erheben müſſen, durchaus im 
Klaren ſind. Die kleinen Staaten, faſt ohne Aus⸗ 
nahme, dringen mit aller Macht auf die Feſtſtellung 
des Termins zur Wahl der Reichstags-Abgeordneten, 
und können ſich dabei auf die feierlichen Zuſicherungen 
des Verwaltungsraths berufen, und der preußiſche Be⸗ 
vollmächtigte tritt ihnen mit aller Entſchiedenheit bei. 
Blos der hannoverſche und der ſächſiſche Bevollmäch⸗ 
tigte widerſetzen ſich und ſprechen es deutlich aus, daß 
ihre beiderfeitigen Regierungen hierin ganz übereinſtim⸗ 
mend handeln. Die kechtlichen Gründe, warum feine 
Regierung die jetzt ſchon erfolgende Berufung des 
Reſchstags für bundeswidrig und unmöglich halt, hat 
ſich zwar der hannoverſche Geſandte vorbehalten, und 
uns ſehr geſpannt gemacht auf die rechtliche Be⸗ 
gründung eines ſolchen Einſpruchs (ſie dürfte mit ei⸗ 
ner angemeſſenen Organiſation der deutſchen Bundes⸗ 
Behörde, wovon wir nächſtens wohl Authentiſches hö⸗ 
ren werden, fortfallen); aber die beiden Bevollmächtig⸗ 
ten haben doch nicht unterlaſſen, jetzt ſchon ihre Be⸗ 
denken auszuſprechen, durch welche ſie eine Ver 
rung der von allen andern Seiten als dringend noth⸗ 
wendig erkannten Maßregel bereiten. Noch halten fie 
ſich nicht für aufgeklärt darüber, ob Preußen bis zu 
den äußerſten Conceſſionen an Balern zur Bewirkung 
ſeines Beitritts ſich verſtanden habe; ferner ſei der 
Bundesſtaat auf einen viel größern Umfang für das 
ganze deutſche Volk (außer Oeſterreich) berechnet, viele 
feiner weſentlichen Beſtimmungen auf einen beſchränk⸗ 
teren Umfang gar nicht anwendbar, und endlich müſſe 
noch die Genemigung Oeſterreichs zu der Bildung ei⸗ 
nes Bundesſtaates da fein, Soll man nicht erſtaunen, 
daß dieſe beiden Regierungen, von denen doch die eine 
die ganze Größe der Gefahr, wenn die gerechten For⸗ 
derungen des Volks ſich mit der demokratiſchen Bewe⸗ 
gung verbinden, an ſich ſelbſt erfahren hat, dem un⸗ 
auslöſchlichen Verlangen der Naätion, der Nothwendig⸗ 
keit der Thatſachen mit papiernen Deduktionen entge⸗ 
gentreten, geſtützt auf die deutſchen Bundes verträge, 
aus denen doch nicht einmal Oeſterreich und Baiern 
trotz aller Mühe einen Vorwand haben hernehmen 
können gegen das Bündniß vom 26. Mai und deſ⸗ 
ſen Abſichten! Wenn die Bevollmächtigten der bel⸗ 
den Regierungen mit keinen andeen Waffen kämpfen, 
dieſe ſind bald ſtumpf geworden. Zur rechten Zeit 
werden ſie von dem Vorſitzenden das Verwaltungs⸗ 
Rathes erinnert, daß es allerbings Preußen allein ge⸗ 
weſen fei, das die ihm von der National⸗Verſammlung 
dargebotene Kaiſerkrone abgelehnt habe, und daß dieſer 
Entſchluß ein großer und gefährlicher geweſen ſei. Es 
wird ihnen entgegengehalten, daß die weiteſte Ausdeh⸗ 
nung allerdings der Wunſch und die Erwartung der 
Verbündeten, aber auch daß ſie nicht die Bedingung 
des Bündniffes ſei, daß die Verpflichtung, den Bun⸗ 
desſtaat ins Leben zu rufen, für die Verbündeten auch 
dann in ungeſchwächter Kraft beſtehe, wenn dieſe 6 
wartung ſich theilweiſe nicht erfüllen ſollte. Die 
venienz gegen Oeſterreich aber werde man nie 


treiben, von feiner Genehmigung die Real kön 

Bundesſtaats abhängig zu machen. — sine nen 
dem Vorſitzenden des Verwaltungs rathes an recht⸗ 
zeitigen und energiſchen Worte unſere Ver > nicht 
verſagen. Nach den Grundſätzen, d. altungs⸗ 
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„beutfhen Reichs“ für uns zu ufurpiven und die 
durchaus falſche Vorſtellung gin befiige, als ſel 
mit der Gründung des engern Bundesſtaats eine ir⸗ 
gendwie feindſelige oder abſtoßende Stellung gegen die 
übrigen deutſchen Staaten eingenommen. rl 
A. Z. C. Berlin, 12. Oktober. [Tages dericht.] 
Die heutigen Verhandlungen in der zweiten Kam: | 
mer über die Abſchnitte der Verfaſſungsurkunde von 
der Preſſe, dem Verſammlungs⸗ und Vereini⸗ 
gungsrecht boten trotz der Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes nur ein ſehr untergeordnetes Intereſſe dar. 
Die Anfangs mäßig gefüllten Tribünen leerten ſich 
fpäter ganz und in der Kammer ſelbſt mochte 
mehr Langeweile als Theilnahme empfinden, Es 
ſchien, als betrachte die Verſammlung die Sachen als 
abgemacht, als glaube ſie nur einen formellen Akt zu 
voßziehen, den man ſich und dem Lande ſchuldig ſei. 
Die Zahl der eingeſchriebenen Redner war daher überall 
nur gering und die Kammer beeilte ſich, den eingehen⸗ 
den Anträgen auf Schluß der Debatte ihre Zuſtim⸗ 
mung zu verleihen. Es war unverkennbar der völlige 
Mangel einer wirklichen Oppoſition, der dieſe Einför⸗ 
migkeit erzeugte und der Verſammlung die Schwung⸗ 
kraft raubte. Sie fühlte ſich als eine freundnachbar⸗ 
liche Geſellſchaft, in der man nur um Aeußerlichkeiten 
disputirte und in der es daher auch keinerlei politiſche 
Skrupel erregte, die Miniſter mehr als einmal 
mit der Minorität ſtimmen zu ſehen. Als ein 
Mitglied der äußerſten Linken, Graf v. Cieszkowski, 
ſich bei den Abſtimmungen über die Preſſe ſo weit 
erkühnte, zweimal den Namensaufruf zu verlangen, 
da war es nur ein Mitglied der äußerſten Rechten, 
der Abg. v. Griesheim, der dieſen Antrag unter⸗ 
ſtütte! Die erſt murrende, dann erheiterte Majorität 
wiegte ſich in dem Vollbewußtſein ihrer Sicherheit, 
gegenüber ſo ohnmächtigen Beſtrebungen. Die parla⸗ 
mentariſche Rüge, die der Kammerpräſident dem Abg. 
Stiehl ertheilte, weil er ſich über die Grenzen, des 
ihm zu einer perſönlichen Bemerkung verſtatteten Worts 
verſtiegen habe, war eine vereinzelte Pikanterle in dem 
Meer von Langweiligkeit. — Heute Morgen erblickte 
man das Palais des Prinzen von Preußen 
ſchon in den Frühſtunden auf das Reichſte mit Blu⸗ 
men und Kränzen geſchmückt. Große Gewinde von 
Eichenlaub zogen ſich durch die Säulen, welche den 
Balkon tragen. Das Geländer auf der Rampe war 
mit Laub und Topfgewächſen der verſchiedenſten Art 
völlig verdeckt, die Rampe ſelbſt mit Aſtern beſtreut. 
An der Hausthür und zu beiden Seiten derſelben hin⸗ 
gen ſechs große Lorbeerkränze. Die Fenſtrr des Pa⸗ 
lais waren ſämmtlich durch die Gardinen geſchloſſen, 
zum Zeichen, daß es bis jetzt noch Niemand beher⸗ 
berge, als die Dienerſchaft. Aus Potsdam erfahren 
wir jedoch, daß der Prinz daſelbſt bereits geſtern Abend 
um halb 10 Uhr mit dem gewöhnlichen Eiſenbahn⸗ 
zuge von Magdeburg ankam, nachdem ſeine Ankunft 
um 6 Uhr durch den Telegraphen der Eifenbahnver- 
waltung gemeldet war. Ein glücklicher Zufall wollte, 
daß der König, der zur ſelben Stunde mit einem 
Extrazuge aus Berlin heimkehrte, ebenfalls auf dem 
Eiſenbahnperron ausſtieg, und dort mit feinem Bru⸗ 
der zuſammentraf. Der König rief mit freudiger 
Stimme über das zuſammengedrängte Publikum laut 
binweg: „Sei gegrüßt Wilhelm!“ und fuhr dann 
mit dem Prinzen nach Sans⸗Souci.“) — Nach einer 
ſo eben eingegangenen kriegsminiſteriellen Verfügung 
vom geſtrigen Tage iſt beſtimmt worden, daß die Mann⸗ 
ſchaften des Berliner Gardelandwehr⸗Batail⸗ 
lons ſofort nach erfolgter Rückkehr entlaſſen werden 
ſollen und die Formation einer Stamm⸗Kompagnie 
von 200 Mann ganz unterbleibt. Es iſt dies aus 
anzwerkennender Rückſicht auf die bürgerlichen Verhält⸗ 
niſſe der Landwehemänner angeoidnet. Die Einholung 
des Bataillons Seitens des hieſigen Publikums, wird 
nach allem, was bisher darüber verlautete, wahrſchein⸗ 
lich in ſehr enthuſiaſtiſcher Weiſe erfolgen. — Die 
bier lebenden Polen hegen die Abſicht, ihren Lands⸗ 
leuten, ſo wie den Ungarn, welche heute oder mor⸗ 
gen aus Komorn nach Hamburg hier durchpaſſiren 
werden, um von dort direkt, oder über England nach 
Amerika auszuwandern, einen gaſtfreundlichen Empfan 
zu bereiten. Ob indeß die Reiſenden ſich hierſelbſt zu 
dem gedachten Zweck einige Stunden werden aufhalten 
dürfen, ſoll noch unentſchieden fein und kann viell icht 
eher verneinend als bejahend beantwortet werden. Für 
) Daß der Pr 12. Mitte den in Ber⸗ 
lin geweſen iR, berichtet der a Ebel des Staats⸗ 
Anzeigers. Bei dem anhaltenden Regenwetter (fo be⸗ 


richtet die A. Z. C. int das ** 
bemerkt zu haben, ) ſcheint das Pablikum ihn nicht 


rtſetzung.) N i 
i aß der ſtaatlichen Einigung der 
größern nördlichen Hälfte Deutſchlands von dorther 
Weg gelegt werden kann. Freie aus Prag hier eingetroffene Prinz Hugo von Win⸗ 
es für jetzt aufgeben, den Namen dee 


den Fall der Verweigerung, werden die Gaſtgeber ſich, 
wie es heißt, nach Hamburg begeben, um ihre Lands⸗ 
leute dort zu bewirthen. — Der vor einigen Tagen 


diſchgrätz erregt viel Aufmerkſamkeit und wird be⸗ 
ſonders in höhern Kreiſen ſehr zuvorkommend behan⸗ 
delt. — Seit einigen Tagen taucht das Gerücht auf, 


daß bei der nach vollendeter Reviſion erfolgenden Be⸗ P 


ſchwörung der Verfaſſung eine ſehr ausgedehnte Am⸗ 
neſtie für alle politiſchen Verbrecher ertheilt werden 
ſolle. — Die Stelle des für die Kunſt leider zu früh 
dahingeſchiedenen Kapellmeiſters an der hieſigen 
königl. Oper, des Hrn. Otto Nicolai, iſt durch 
königliche Beſtimmung in der Perſon des Hrn. Hein⸗ 


Dorn 


Direktion gleich nach dem Geburtstage des Königs 


N 


man mit der Leitung des Fidelio von Beethoven eröffnen. tungsrath.!] 


lenkt immer mehr rechts ein, während Graf Dyhrn 
Wentzel und Dunker namentlich ein entſchiedenes Auf⸗ 
treten der Partei um ſo mehr wollen, als ſie dadurch 
weit mehr, als durch ein fortwährendes Nachgeben 
glauben, der Kammer einige Popularität und dem 
Miniſterium eine feſtere Stellung den Agitationen einer 
äußerſten Partei gegenüber ſichern zu können. — Der 
rozeß gegen den Oberbürgermeiſter Ziegler 
in Brandenburg, der wegen der Theilnahme an der 
Steuerverweigerung vom 15. November v. J. des 
Hochverraths angeſchuldigt iſt, dürfte in Kurzem eine 
für den Angeklagten günſtige Wendung dadurch ge⸗ 
winnen, daß das Appellationsgericht ſich der Prüfung 
der Perhorrescenzgründe, welche der Angeſchuldigte ge⸗ 


rich Dorn aus Königsberg, neu beſetzt worden. Hr. gen das Gericht in Brandenburg aufgeſtellt hat, unter⸗ 
iſt ſo eben hier eingetroffen und wird feine ziehen wird. a 


[Hannover, Sachſen und der Verwal⸗ 
Hannover hat dem deutſchen 


Die Concurrenz um dieſe Stelle war von allen Sei: | Verwaltungsrath eine Denkſchrift überreicht, 


ten ſehr groß; als beſonders berückſichtigte Kandidaten 
werden indeß genannt, Barbieri, früher Mitglied der 
italieniſchen Oper, jetzt in Dresden, Karl Eckart hier⸗ 
ſelbſt, der Componiſt des Wilhelm von Oranien, Lach⸗ 
ner, Kapellmeiſter der königl. Oper in München und 
Dorn. Der König entſchied auf das Anrathen Meper⸗ 
beers, deſſen Gutachten in dieſer Sache verlangt war, 
für den Letzteren. Demnächſt würde man und gewiß 
mit gutem Grunde, da zwei Drittheile des Opernreper⸗ 
toirs aus italieniſcher Muſik beſtehen, Barbieri gewählt 
haben. — Das bereits mehrfach erwähnte Entlaf: 
ſungsgeſuch des Oberpräſidenten von Bran⸗ 
denburg, Hrn. v. Patow, wird noch immer außer⸗ 
ordentlich viel beſprochen. Man kann wohl fagen, 
daß in neueſter Zeit nichts eine ſolche Senſation ge⸗ 
macht hat; die verſchiedenſten Parteien knüpfen daran 
ihre Folgerungen und Vermuthungen. Manches mag 
dabei übertrieben und zugeſetzt werden; aber immer be⸗ 
hält der Brandenburger Vorgang eine frappante Aehn⸗ 
lichkeit mit Auftritten, die vor der Revolution als das 
charakteriſtiſche Zeichen des Einfluſſes einer Partei an⸗ 
geſehen wurden, welche man ſelbſt mit den Märztagen 
für immer beſeitigt glaubte. Die Koſten der 
Straßenreinigung für die Stadt Berlin, ſind, 
wie wir erfahren, für das Jahr 1850 auf nicht weni⸗ 
ger als 120,500 und einige dreißig Rthl. veranſchlagt. 

C. B. Berlin, 12. Oktober. [Tagesbericht.] 
Die erſte Kammer ſoll nach dem Vorgange der 
zweiten ihren Ausgabe⸗Etat nächſtens regeln. Der 
Geſammtvorſtand, aus den Präſidenten und den Schrift⸗ 
führern zuſammengeſetzt, hat jetzt einen Normal: Etat 
entworfen. Bei Annahme einer viermonatlichen Dauer 
der Sitzungen iſt der Ausgaben⸗Betrag auf 33,070 
Nthlr. feſtgeſtellt. Darunter finden ſich an fortdauern⸗ 
den Ausgaben für das Bureau 4030 Rthlr.; für die 
Stenographie (9 Stenographen, 1 Stenographen⸗Vor⸗ 
ſteher und 10 Stenographenſchreiber) 6280 Rthlr.; zu 
Druckkoſten, Schreibmaterialien u. dgl. 4000 Rthlk. ꝛc. 
— Die Verwaltung und Leitung der in den 
Beſitz des Staates übergehenden Eiſenbah⸗ 
nen wird in das Reſſort des Poſtweſens einverleibt, 
und alſo dem Minifterium für Handel und Gewerbe 
untergeben werden. Mit den telegraphiſchen Anſtalten 
iſt dies bereits geſchehen. Der Miniſter für Handel 
und Gewerbe wird die im königl. General-Poſtamte 
bisher von dem General-Poſtmeiſter inne gehabte Woh⸗ 
nung beziehen. — Die Ernennung eines Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ſteht in Kur⸗ 
zem bevor. Ueber die Perſon des zu dieſer hohen Stel⸗ 
lung berufenen Beamten ſteht etwas Sicheres noch 
nicht feſt. — Waldeck's Prozeß kommt erſt im 
nächſten Monat vor die Aſſiſen. Der Ober-Staats— 
Anwalt Sethe, der die Anklageakte in dieſer Sache 
ſelbſt abfaßt, iſt mit der Entwerfung gegenwärtig noch 
beſchäftigt. — Zur Ergänzung der kürzlich von uns 
gegebenen Mittheilung, daß mit der projektirten De: 
markation in der Provinz Poſen bald vorge⸗ 
ſchritten werden ſoll, um dieſelbe dis zum Januar k. J. 
vollendet zu ſehen, bemerken wir, daß eine Denkſchrift, 
mit deren Abfaſſung der Major im Generalſtabe, von 
Voigts⸗Rhetz, beauftragt iſt, den Kammern über 
die Geſichtspunkte, welchen das Minifterium in der 
neueſten Zeit betreffs der Ausführung der Demarkation 
gefolgt iſt, Aufſchluß geben ſoll. — Wir haben bei 
der Abſtimmung über Artikel 105 bemerkt, wie dieſer 
Artikel eine Spaltung der Partei Mielentz zu 


9 Wege gebracht habe und daß dieſe Spaltung bei jener 


Abſtimmung zu Conſequenzen führen werde, die ſich in 
einem Auseinandergehen der Partei auch in anderen 
Fragen geltend machen würden. Heute iſt dieſer Ver⸗ 
muthung die Wahrnehmung der Thatſache hinzuzufü⸗ 
gen, daß ſich in den neueſten Berathungen der Partei 
Miclentz gewiſſermaßen eine Rechte unter Simſon 
und eine Linke unter v. Beckerath, Kühlwetter, 
Dunker, Wentzel gegenüberſtehen. Herr Simſon 


| 
| 


worin es die für die Beanſtandung der Wahlen zum 
Reichstag ſprechenden Gründe niedergelegt hat. Einen 
Erfolg dürfte Hannover durch dieſe Denkſchrift nicht 
erreichen, da die Stimmenmehrheit im Verwaltungs⸗ 
rath ſich für die Ausſchreibung der Wahlen ausge⸗ 
ſprochen hat. Nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs⸗ 
raths werden nun in den verbündeten deutſchen Staa⸗ 
ten die Einleitungen zu den Wahlen zum Reichstage 
getroffen werden. Sachſen hat noch keine beſtimmte 
Weigerung in Bezug auf die Betheiligung bei den vor⸗ 
zunehmenden Reichstags-Wahlen ausgeſprochen. — 
Von großer Bedeutung iſt der Beſchluß Preußens, in 
der Angelegenheit der einzuſetzenden zwiſchenzeitlichen 
Bundes⸗Centralkommiſſion mit Oeſterreich nicht bloß 
als preußiſche Großmacht, ſondern auch als Vertreter 
der zu einem deutſchen Bundesſtaate ſich vereini⸗ 
genden deutſchen Staaten zu unterhandeln. Der 
Bundesſtaat tritt mithin, Oeſterreich gegenüber, als 
thatſächlicher ſtaatlicher Verband auf. Die 
neueſten Vorſchläge Oeſterreichs, welche ſich der preußi⸗ 
ſchen Auffaſſung bekanntlich mehr anſchließen, werden 
von Preußen und dem deutſchen Verwaltungs rath mit 
einigen Aenderungen angenommen werden. (Voß. Z.) 
Ueber die Perſonen, welche preußiſcher Seits als 
Mitglieder der Bundeskommiſſion nach Frank⸗ 
furt gehen ſollen, iſt durchaus noch kein Beſchluß 
gefaßt, und beruhen alle diejenigen Namen, welche in 
dieſer Beziehung genannt worden ſind, auf unbegrün⸗ 
deten Konjekturen. - C. 
Nach brieflichen Mittheilungen aus Frankreich 
fährt der dortige katholiſche Clerus mit ungeheu⸗ 
rer Anſtrengung fort, auf eine Wiedererh bung der 
alten Macht der Kirche hinzuarbeiten, und er hofft 
dies zunächſt durch eine politiſche Reſtauration zu er⸗ 
reichen, deren Zeit er nicht fern glaubt. Wir dürfen 
bald intereſſante Enthüllungen über die Verbindungen 
der franzöſiſchen Prieſterſchaft mit der andererer Lan⸗ 
der erwarten, und es wird ſich dann eine Propaganda 
herausſtellen, welche den Staaten nicht weniger Ge⸗ 
Gefahr droht, als die bisherige demokratiſch⸗ſociale. 
Spen. Z. 

(Aus der Denkſchrift der e Bis 
ſchöfe in Preußen über die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 5. Dezember 1848.) 
+ Johannes, Erzbiſchof von Köln, + Wilhelm, 
Biſchof von Trier, + Franz, Biſchof von Paderborn, 
Johann Georg, Biſchof von Münſter, + Ma: 
rimilian Joſeph, Fürſt⸗Erzbiſchof von Olmütz, 
+ Joſeph Ambroſius, Biſchof von Ermeland, 
Melchior, Fürſtbiſchof von Breslau, acceptiren 
zuvörderſt beſtens die Art. 12 und 15 der oktroyirten 
Verfaſſung, welche alſo lauten: i 
Art. 12. Die evangeliſche und römiſch-ka⸗ 
tholiſche Kirche, fo wie jede andere Neligionsgefell: 
ſchaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ſtändig, und bleibt im Genuß der für ihre Kultus-, 
Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten An⸗ 
ſtalten, Stiftungen und Fonds. + | 
rt. 15. Das dem Staate zuſtehende Vorſchlags⸗ 
Wahl- oder Beſtätigungsrecht bei kirchlichen 
Stellen iſt aufgehoben. 

Aus dieſen Artikeln ziehen ſie alsdann 
Schlußfolgerungen: a 
1) Es ſei nunmehr das ſo furchtbar und ohne 
Grenzen dehnbar gewordene Placet der Staats⸗ 
regierung (das Genehmigungsrecht zu päpftlichen 
Bullen und die Beſtätigung der geiſtlichen Stellen) 
weggefallen, und der Kirche das Recht freigegeben, nach 
eigenen Zwecken der Entfündigung und Heili⸗ 
ung der Welt ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ſtändig zu ordnen; nach Innen durch katholiſche Feſte, 
Faſt⸗ und Abſtinenztage, Errichtung neuer kirchlicher 
Aemter, Beibehaltung und Aufnahme kirchlicher Kon⸗ 
gregationen, ungehinderte Bekanntmachung 
aller oberhirtlichen Erläſſe, der päpſtlichen ſo⸗ 


folgende 


wohl, als der biſchöflichen, freie Beſetzung aller 
kirchlichen Aemter, Biſchöfe, Weihbiſchöfe, Vikare, 
Dechanten u. ſ. w., wozu bisher die ſtaatliche Geneh⸗ 


ait gefordert worden. 

ieſe Genehmigung habe überhaupt der Staat 
im Wege der Gewalt an ſich geriſſen, indem er 
durch Säkularifation der geiſtlichen Güter nur die welt⸗ 
lichen Einkünfte, nicht aber die an die Perſon der 
Biſchöfe gebundenen geiſtlichen Rechte des Patro⸗ 
nats erworben habe. Zwar habe der Staat die Füͤr⸗ 
ſten der Kirche dotirt, aber nicht aus Freigebigkeit, ſon⸗ 
dern aus ſchuldiger Verpflichtung, weil er ſich mit de⸗ 
ren Gütern bereichert habe. Durch eine ſolche Dota⸗ 
tion habe er daher auch keine Patronatsrechte erwer⸗ 
ben können, und das ſeither ausgeübte Patronatsrecht 
fei nur eine Uſurpation geweſen, welche der Artikel 15 
der Verfaſſungsurkunde wieder gut gemacht hätte. 

Die Biſchöfe deduclren nun fogar aus dieſem Arti⸗ 
kel, daß der Staat auch das ihm aus der Bulle de 
salute animarum vertragsmäßig zuſtehende Recht 
freiwilig aufgegeben habe, und künftig bei keiner 
katholiſchen Kirchenſtelle mehr konkurriren 
dürfe, namentlich nicht bei den Dom- und 
Stiftsſtellen. 

2) Mit der der katholiſchen Kirche zugeſproche⸗ 
nen ſelbſtſtändigen Anordnung und Verwal: 
tung ihrer Angelegenheiten ſei der Wegfall der Staats⸗ 
einmiſchung nicht erſt verheißen, ſondern wirk- 
lich ſchon gewährt, da unſtreitig die neue Verfaſ⸗ 
ſung nicht als eine bloße Verheißung, ſondern als die 
thatſächliche Gewährung bereits wirklicher Befugniffe 
gelten müſſe. Damit ſeien denn ſchon jetzt alle Etats⸗ 
einrichtungen, Rechnungsablagen und Prüfungen vor 
den weltlichen Behörden, die Genehmigung von 
Verträgen, Ermächtigung zu Prozeſſen, Veräußerun⸗ 
gen und Stolgebühren in die Hände der Biſchöfe zu⸗ 
rückgelegt, wie es dem natürlichen Rechte entſpreche 
und Jahrhunderte hindurch hergebracht ſei. Alle Kon⸗ 
trole des Staats falle von nun an fort, und der ka⸗ 
tholiſchen Kirche verbleiben alle ihre Rechte und An⸗ 
ſprüche, wie ſie durch das Konkordat vom 15. Juli 
1801 und den Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 
feſtgeſtellt find, ohne daß auch nur ein Titelchen daran 
geſchmälert werden dürfe (dies bezieht ſich auf die be⸗ 
abſichtigte Aufhebung gewiſſer Präſtationen). Welche 
ſpezielle Anſprüche die katholiſche Kirchengemein⸗ 
ſchaft in dieſer Hinſicht noch zu erheben haben werde, 
bliebe den einzelnen Fällen vorbehalten. 

3) Namentlich aber gehörten auch in den Kreis der 
für katholiſche Unterrichtszwecke beſtimmten Anſtattem, 
deren ſelbſtſtſtndige Anordnung und Verwaltung der 
Kirche zurückzugeben ſei, die katholiſchen Volks: 
ſchulen. 

„Inſonderheit fühlen ſich in Bezug auf dieſe Volks⸗ 
ſchulen die Biſchöfe in ihrer heiligen Amtspflicht 
gedrungen, gegen die miniſteriellen Eingriffe eine 
doppelte Verwahrung einzulegen, und ausdrücklich 
dagegen zu proteſtiren, als ob dergleichen Schulen 
zeither Staats- Anſtalten geweſen wären, und eine 
ſelbſtſtändige Aufſicht der Kirche nicht ſtattgefun⸗ 
den hätte. Schon ſeit dem weſtfäliſchen Frieden ſeien 
die katholiſchen Volksſchulen Kirchenſache, und dies im 
Reichsdeputationshauptſchluſſe von 1803 ſanktionirt. 
Durch das allgemeine Landrecht, als ſubſidiäres Son⸗ 
derrecht, habe darin sichts geändert werden können, 


Prieſter⸗ und Knabenſeminare einzufprechen, und hätte 
der Lehrer aller dieſer Anftalten dem Staate durchaus 
keine Qualifikation nachzuweiſen oder Rechenſchaft zu 


tragen. Eben ſo nehme der Biſchof die unbedingte 
Leitung der weiblichen Klöſter in Anſpruch. 


4) Endlich proteſtiren die genannten ſieben Bi⸗ 
ſchöfe noch dagegen, daß der Art. 16 der Verfaſſung 
in nicht zu rechtfertigender Inkonſequenz ſich anmaße, 
bei Ehen die kirchliche Trauung vor ſtattgehabtem Ci⸗ 
vilakte zu verbieten, daß fie ein Eingriff in die reli⸗ 
giöſe Freiheit und reine Willkür ſei, indem die Stgats⸗ 
gewalt eine rein kirchliche Handlung verbiete, worüber 
ſie keine Autorität habe. Deshalb ſeien auch die 
Brautleute nicht an dieſes Verbot gebunden! Ein ſol⸗ 
cher Gewiſſenszwang treff: meiſt Sterbende, die dem 
Tode entgegenſehen, und nicht einmal mehr in dem 
entſcheidenden Augenblicke ihres Daſeins ſo viel Frei⸗ 
heit hätten, die ihnen von Gott unb ihrer Religion 
gebotene Pflicht zu erfüllen, ſondern daran ſich durch ein 
Staatsgrundgeſetz behindert ſehen, welches ihrer religib⸗ 
ſen Ueberzeugung bis zur Todesſtunde Feſſeln anlege. 

(Spen. 3.) 

[Adreſſe des Vorftandes und Ausſchuſſes 
des kathol. Centralvereins des Bisthums 
Münſter an beide Kammern.) „Hohe Verſamm⸗ 
lung! Als die gegenwärtigen Kammern zur Reviſion 
der Verfaſſung am 5. Dezbr. v. J. zuſammentraten, 
hielten die Katholiken ſich verpflichtet, die Aufmerkſam⸗ 
keit derſelben ganz beſonders auf die Unterrichtsfrage 
hinzulenken und diejenigen Artikel der Verfaſſung her⸗ 
vorzuheben, welche das göttliche Recht der katholiſchen 
Kirche zu beeinträchtigen drohten. — Die Katholiken 
kamen ihrer Pflicht nach, einſtimmige Adreſſen legten 
vor den Kammern Zeugniß ab von dem entſchiedenen, 
weil auf dem Bewußtſein göttlichen Rechts ruhenden 
Willen des Volkes. — Seitdem haben unſete Ober⸗ 
hirten ihre Stimmen erhoben und in der „Denk⸗ 
ſchrift der kath. Biſchöfe Preußens“ vor den 
Augen der Welt dargelegt, in welchem Sinne die Re⸗ 
viſion der Verfaſſung vorgenommen werden müſſe, 
wenn den Rechten der Kirche Rechnung getragen wer⸗ 
den ſolle. Millionen begrüßen dieſe Denkſchrift mit 
Freude. Täglich empfangen die Biſchöfe durch Wort 
und Schrift von Clerus und Volk den Ausdruck an⸗ 
erkennendes Dankes. Am Rhein und in Weſtfalen, 
in Schleſien und Preußen weiß das, wer es immer 
wiſſen will. Aber das Wohl des Landes fordert, daß 
auch die Kammer es wiſſe, damit nicht die heiligſten 
Rechte Unterthanen verkannt und mit Füßen 
getreten werden. — Das Zutrauen von Tauſenden hat 
uns an die Spitze des Centralvereins des Bisthums 
Münſter geſtellt. Wir würden Verrath begehen an 
den Pflichten dieſer unferer Stellung, wenn wir in 
dieſem Augenblicke ſchwiegen. Darum treten wir vor 
die hohe Verſammlung und erklären unſere volle und 
ungetheilte Zuſtimmung zu dem geſammten Inhalte 
der Denkſchrift der kath. Biſchöfe. Was die Biſchöfe 
dort vermöge ihres von Gott empfangenen Auftrages 
fordern und beanſpruchen, weill Pflicht es gebietet, das 
fordern und beanſpruchen auch wir und mit uns alle 
kathol. Unterthanen Preußens. Wir hoffen, daß die 
Kammer vor der furchtbaren Verantwortung zurück⸗ 
ſchrecken wird, welche ſie durch Nichtachtung der For⸗ 
derungen unſerer Biſchöfe und ihrer Untergebenen auf 


— — 


9 ) ſich laden würde. Mißachtung heiliger Rechte hat be⸗ 
und die faktiſche Verdrängung der Kirche aus der] reits zu viel des Unbeils heraufbeſchworen. 


Möge 


Schule ſei ein widerrechtlicher Angriff des Stärkern endlich volle leidenſchaftsloſe Gerechtigkeit den Abgrund 


gegen den Schwächeren geweſen, der für die Zukunft ſchließen, 


mit Entſchiedenheit zurückgewieſen werden muß.“ 
Die Juſtruktion vom 23. Oktober habe übrigens 
den Einfluß der Biſchöfe auf die Schulen 
von Neuem beſtätigt, indem ſie den eingeſetzten Kirchen 
und Schulkommiſſionen zur Pflicht gemacht, den Ein⸗ 
fluß ſtets gehörig zu berückſichtigen, der bei römiſchka⸗ 
tholiſchen Kirchen⸗ und Schulſachen den Biſchöfen ge⸗ 
ſetz und verfaſſungsmäßig zuſtehe. Dieſes verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht habe aber in der religiöfen Erzie⸗ 
hung beſtanden, worunter aber nicht der bloße 
Unterricht in Religionsſachen, ſondern der ge⸗ 
ſammte Unterricht mit allen Erziehungsmitteln zu 
verſtehen fei, damit das Kind von feiner natürlichen 
Verkehrtheit befreit, geheiligt und gereinigt gegen die 
Gefahren der Welt ankämpfen könne, und ſich ein 
ſeliges Daſein über die Grenzen des Vegänglichen 
ſichere. 

die katholiſchen Biſchöfe legen daher, geſtützt 
auf ihr Recht und ihre Pflicht gegen die in dem 
neuen Staatsgrundgeſetze ausgeſprochene Be: 
ſchran der Kirche auf den bloßen Me: 
ligions unterricht offene und laute Verwahrung 
ein, und verlaugen die ſelbſteigene Auſtellung 
der katholiſchen Volks ſchullehrer.““ 

Denn nach katholiſcher Glaubenslehre könne 
Niemand öffentlich kathouſchen Religionsunter: 
richt ohne höhere kirchüch. Sendung ertheiten, und 
dieſe Sendung könne von Niemand anders, als von 
den Biſchöfen ausgehen, welche zunächſt und allein 
den göttlichen Auftrag zur Verkündigung der Hells⸗ 


wahr erhalten hätten! Namentlich aber 
en nichts in Kirchenſeminare, a 


= 
Gr 
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en, der uns furchtbar entgegenklafft. Münſter, 
6. Diebe. 1849. — Der Vorſtand und Ausſchuß des 
katholiſchen Centraldereins des Bisthums Münfter,” 
(Folgen die Unterſchriften.) 


C. C. Königsberg. Die Cholera hat faſt aufgehört, 
nachdem ſie 250 Menſchen hinwegraffte. — Während 
des Monats September c. kamen hierſelbſt 132 See⸗ 
ſchiffe an, und 120 Schiffe gingen in See. — Bei 
dem Feſtungsbau hierſeldſt ſind zur Zeit 420 Ar⸗ 
beiter deſchäftigt. — Die Kommiſſarlen zur Feftftellung 
der Elſenbahnlinie haben ihre Vorſchläge bereits 
eingereicht, und es wird der defintiven Entſcheidung 
hierüber, wie über den Zeitpunkt des Anfangs der Ar⸗ 
beiten im nächſten Jahre, entgegengeſehen. : 


Von der ruſſiſchen Grenze, 8. Oktbr. [Ruſſi⸗ 
ſche Deſerteure.] Man merkt an einzelnen Symp⸗ 
tomen, an einzelnen Erſcheinungen an der Grenze, 
daß dort drüben im Czaarenreiche allerlei vorgeht, wo⸗ 
von die Petersburger Zeitung und der Warfchauer 
Courier nicht reden. Um die Lücken, welche dort durch 
die bedeutenden Verluſte in Ungarn in den Reihen der 
Armee entſtanden ſind, auszufüllen, wüſſen bedeutende 
Aus hebungen in Rußland gemacht werden, denn faſt 
zu keiner Zeit ſind die Ueberläufer aus den zur Aus⸗ 
hebung tauglichen Altersklaſſen zahlreicher geweſen als 
jetzt. Der Cartelvertrag fordert die Auslieferung ſol⸗ 
cher Rekruten, auch ohne Requiſition von Seiten der 
tuſſiſchen Regierung. Wenn aber die Aushebung in 
Rußland ſehr ſtark, folglich auch die Ueberläufer zahl⸗ 
reich find, fo würden von preußiſcher Seite Regimen⸗ 


ter erforderlich ſein, um die Flüchtigen ſicher üder die S ft uud die Fürſtin Metteruich verlaffen. 


Grenze zu eskortiren. Offee3.) 


id Dieu t % Dian d. 
Frankfurt a. M., 10. Oktober. [Tages bege⸗ 
benheiten.] Se. königl. Hoheit der Prinz von 
Preußen traf heute 11% Uhr Vormittags aus Bas 
den hier ein, empfing in feinem gewöhnlichen Abſteige⸗ 
Quartier, dem ruſſiſchen Hofe, mehrere Militär⸗ und 
Civilperſonen und ſetzte ſodann, nach eingenommenem 
Frühſtück, die Reiſe, wie man hört, nach Berlin 
fort. — Se. kaiſ. Hoheit der Erzherzog Reichsverweſer 
hat dem Eigenthümer ſeiner jetzigen Gartenwohnung 
eröffnen laſſen, daß er von derſelben nur noch bis 
Ende November Gebrauch zu machen gedenke, der⸗ 
ſelbe ſicher von dieſem Zeitpunkte an darüber verfügen 
könne⸗ Geſtern gab der Prinz eine zahlreiche Mittags⸗ 
Tafel, zu welcher auch die beiden regierenden Bürger⸗ 
meiſter der freien Stadt geladen waren. Nach aufge⸗ 
hobener Tafel begab ſich Se. k. Hoheit in Begleitung 
des Stadtbaumeiſters Eyſen, früherhin öſterreichiſchen 
Genie⸗Offiziets, an den Main, beſtieg daſelbſt einen 
Nachen und beſichtigte den von dieſem Techniker gelei⸗ 
teten Brückenbau in allen ſeinen Details. — Die aus 
dem Großherzogthum Baden abgehende königl. preufis 
ſche Kavaletie iſt ſeit einigen Tagen auf dem Rück⸗ 
marſche durch unſere Umgegend begriffen, berührt je⸗ 
doch auf demſelden nur die auf dem linken Mainufer 
belegenen Ortſchaften, ohne Frankfurt ſelbſt zu paſſiren. 
(Reform.) 
München, 9. Okt. [Minifterielle Vorlagen.] 
Die Staats⸗Miniſter der Finanzen, des Innern und 
der Juſtiz haben heute der Kammer der Abgeordneten 
eine Reihe von Geſetz Entwürfen vorgelegt. Darunter 
befindet ſich 1) einer wegen Aufnahme eines Anlehens 
von 7 Millionen im Wege, freiwilliger Subſeription 
zur Deckung der im Laufe des Jahres erwachſenen 
außerordentlichen Ausgaben, befomders für den erhöh⸗ 
ten Militär⸗Etat; 2) Nachträge zum Budget für 
1849—51; 3) einer wegen proviforifcher Forterhe⸗ 
bung der direkten Steuern (mit Ausnahme der Kapi⸗ 
tal⸗ und Einkommenſteuer) im Jahre 1849; 4) einer 
über die Verpflichtung zum Erſatz des bei Aufläufen 
dieſſeits des Rheins verurſachten Schadens; 5) einer 
über das Verſammlungs⸗ und Vereinigungsrecht. 
Münch. 3.) 


Kaſſel, 10. Oktbr. Das Miniſterium des Innern 


hat die Wiedereinberufung der Stände⸗Ver⸗ 


ammlung auf den 22. dieſes Monats verordnet. 
* RR. 3.) 


Darmſtadt, 10, ker tntelhe.] Das nen 
Anlehen Age Seen iſt an das Haus 
Poitipp Hmidt in Frankfurt, als hoöchſtbie⸗ 
tendes, vergeben worden; es wird als fünfprozentiges 
emittirt und follen dem Vernehmen nach Abſchnitte 
von 1000, 500 und 250 Fl. beabſichtigt fein. 

(Darmſt. Z.) 

Raſtatt, 8. Oktbr. Bei der Verfolgung der nach 
der geftrigen Mitthellung entſprungenen Gefangenen 
wurden zwei bei dem Niederbühler Kirchhofe er⸗ 
ſchoſſen, die übrigen kamen durch. (Fr. 3.) 

Schwerin, II. Oktober. 
Verfaſſung.] Heute iſt unfere neue Verfaf⸗ 
ſung öffentlich von dem Miniſterium publi⸗ 
zirt worden und hat ſomit Geſetzeskraft für Mecklen⸗ 
burg erlangt. Der Jubel aller uctheilsfähigen Ber 
wohner des Landes über dies wichtige Erelguiß iſt 
ungemein. Die beſte Antwort unſerer Regierung auf 
jene lächerliche Proteſtation der 163 Mitglieder der 
früheren Ritterſchaft am 5. d. zu Roſtock ([dieſelbe 
zählte im Ganzen an 480 Mitglieder) iſt die heutige 

Publizicung der Verfaſſung geweſen. Gonſt. 3.) 

Bremen, 10. Oktober. Briefen aus Frankfurt zu⸗ 
folge wird der Erzherzog = Reihsverwefer demnächſt in 
unferee Stadt zur Beſichtigung der auf der Weſer lies 

genden Kriegsflotte zu erwarten fein. (A. 3.) 


Schleswig ⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 
Fleusburg, 10. Oktober. Es heißt hier heute, 
daß die Dänen in dieſen Tagen zwei Schiffbeücken 
von Sonderburg nach Sundewict herüber geſchlagen 
haben. 
Altona, 11. Oktober. 


Verwaltung gegenüber jetzt zu thun ſei. — ne 
der x an⸗ 
des⸗Verwaltung eine 10 Mann range Exe kution in die 
Häuſer gelegt, d. hb. ſo weit me f ! 
ausreicht. Will die Landes rar, ſämmtiiche 
Beamte dadurch zwingen, ſo viel Su e cen 
fo wird fie noch 3 bis 4 oldaten kom⸗ 
men laſſen müffen, 2 e lch. (H. E.) 


nt e Otlober. Die neueste Wiener 
ſt iſt ausge brit 
G 9, Oktbe. [Abreise Merterniche 2 


Lon 1 
ie miniteriellen Blätter über Frankreichs 
Sesttung:) Der haulge Standard Bebi „ dee 


[Proklamation der 


u 


beute London, um ſich nach Brüſſel zu begeben, 
wo fie ſich längere Zeit aufzuhalten gedenken. 
Se. königl. Hohett der Herzog von Cambridge und 
der Herzog von Wellington ſtatteten dem Fürſten und 
der Fürſtin geſtern Abſchiedsbeſuche ab.“ 

Die verhältnißmäßig geringe Theilnahme, die ſich in der 
franzöſiſchen Preſſe für die türkiſche Frage zeigt, veran⸗ 
laßt die Morning Chronſele zu der Bemerkung, 
daß Frankreich eine geheime Hingebung zu Ruß⸗ 
land habe. „Die Gefühle Frankreichs gegen Ruß⸗ 
land“ Tage dies Blatt, „bilden eine ſeltſame Anema⸗ 
lie und werfen ein ſcharfes Licht auf den National: 
Charakter der Franzoſen. Die koloſſale Macht des 
Garen blendet fie; ihre Phantaſte wird unwiderstehlich 
hingeriffen von dem Gedanken an einen Regenten, 
der durch feine einfache Willenserklärung über 30 Brei⸗ 
tengrade herrſcht, und Viele glauben in ihm ein aus⸗ 
erwähltes Rüſtzeug der Nahe an dem teculoſen Albion 
zu ſehen, einen Genoſſen, der früher oder ſpäter mit 
ihnen die kränkenden Erinnerungen an Waterloo auslö⸗ 
ſchen werde. So entwickelt Herr von Lamartine in ſei⸗ 
ner „Geſchichte der Revolutionen von 1848”, daß es 
für jede franzöſiſche Regierung nur zweierlei politiſche 
Syſteme gebe: Entweder müſſe ſich Frankreich mit 
Oeſteereich gegen Rußland und England, oder 
mit Rußland gegen England und Oeſterreich verbin⸗ 
den. Im erſteren Falle erlange Frankreich einige Ge⸗ 
biets⸗Vergrößerungen in Savoyen, in der Schweiz und 
in den Rheins Provinzen gegen Zugeſtändniſſe, die es 
Oeſterreich in Italien, an der unteren Donau und am 
adriatiſchen Meere mache. Im zweiten Falle würde 
Frankreich Oeſterreich zwiſchen ſich und Rußland er⸗ 
drücken. Es könnte ſich ungehindert in Italien ausbreis 
ten, Belgien und die Rheingränze wiedernehmen und 
Einfluß in Spanien gewinnen. Die Ueberlaſſung 
Konſtantinopels, des ſehwarzen Meeres, der 
Dardanellen und des adriatiſchen Meeres an 
Rußland würde Frankreich dieſe Gebiets⸗Ver⸗ 
größerung ſichern. Das ruſſiſche Bündniß iſt 
der Schrei der Natur, die Revolution der Geo⸗ 
graphie, die Kriegsallianz für die Eventualitä⸗ 
ten der Zukunft zweier großen Nationen; es 
ſei das Gleichgewicht des Friedens durch zwei 
große Gewichte an den beiden Enden des Feſt⸗ 
landes, das England wie einen Satelliten auf 
die Meere und nach Aſien verweiſt.“ Die 
Morning Chroniele erinnert noch an ähnliche Pläne 
unter der Reſtauration, an das große Gewicht, welches 
man im Elyſee auf den Empfang des Generals Las 
morleière bei dem Kaiſer Nikolaus gelegt, und 
findet jetzt in der gleichgültigen Stimmung der Franzo⸗ 
ſen über den letzten Konflikt in Konſtantinopel einen 
neuen Beweis von ihrer heimlichen Sympathie für 
Rußland. 

Die „Daily News“ theilen einen ſehr langen Brief 
Koſſuths an Lord Palmerſton mit, datirt Wid⸗ 
din, 20. September, worin Koſſuth ſich über das 
von Rußland der Pforte eingegebene Verfahren gegen 
die ungariſchen Flüchtlinge bitter beſchwert. Er habe, 
ſagt er, das türkiſche Gebiet nicht ohne vorherige An⸗ 
frage beim Divan betreten, und ſei willkommen gehei⸗ 
ßen worden. Alles ging gut, bis eine neue Depeſche 
des Czaren bewirkt habe, daß man ihm (Koſſuth) und 
5000 Leidensgefährten das Verlangen geſtellt, Muſel⸗ 
männer zu werden. Den Uebertritt habe er definitiv 
verweigert. Das Ganze ſei eine Kabale, um das 
Miniſterium Redſchid Paſcha zu diskreditiren und zu 
ſtürzen. Die Pforte ſcheine ihren Fehler, Ungarn frü⸗ 
her nicht unterſtützt zu haben, zu fühlen, dieſen könne 
ſie jedoch unmöglich wieder gut machen, wenn ſie 
die Flüchtigen an das ruſſiſche Blutgerüſt ausliefere. 
Schließlich legt er ſein und ſeiner Gefährten Schick⸗ 
ſal in Palmerſtons Hände. — Alle Kabinets⸗Miniſter 
bleiben in der Stadt bis zum Eintreffen der neuen 
Depeſche, welche man von Stratford Canning aus 
Konſtantinopel erwartet. (Rıform.) 
ZIrankreich 
Breslau, 13. Oktober. Die 


neueſte Parifer 
Poſt iſt ausgeblieben. 


A Dhiers. 


Thiers erſcheint wleder auf der Bühne von Frank⸗ 
reich und mannigfache und kühne Combinationen 
knüpfen ſich an feinen Namen. Thlers if der 
Schelling der Politiker. Die politiſchen Syſteme 
kommen und gehen; aber er bat gegen jedes einen 
Rückhalt; er wird nicht muͤde, ſich für den alleinigen 
Befiger der Wahrheit und für den Weeſſtas der Zus 
kunft auszugeben, und well er ts mit ſo viel Seldſt⸗ 
gewißheit thut, glaubt man ſtets, 


am Ruder. 
denn er kannte ſeine Nation, die große 
Napoltons. Später ſtieh er in die 

Deutſchland und wurde fo, 


Geſellſchaft in Ausſicht ſtellten. 


er drauche nur das 
Zauberwort auszusprechen und die Geſtale der Dinge Das find Alt 
werde eine andere. Wir fühen Thitts ſchon mehrmals dem nächſten . Staateſteeſche“, 
Einmal beſchenkte er Frankreich mit den 


Leichenſtier der Name Thiers. 
Kriegervompete | Herd 
der moruſſſche Urhe⸗ 
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patrlotiſchen Aufſchwungs der Deutſchen von 1840. 
Als Guizet in das Miniſterium trat, ſtellte man Thiers 
in den Winkel, und er fing an zu ſchmollen, und trat 
nun hin und wieder bald als großmüthiger Freund, 
bald als gefährlicher Gegner der Regierung auf. Da⸗ 
mals war Thiers ganz in ſeinem Elemente. Denn er 
iſt nicht allzuſehr der Mann der neuen und poſitiven 
Geſtaltungen, er liebt die Oppoſition; er liebt es, par⸗ 
lamentariſch mit aller Schärfe und Feinheit feines viel⸗ 
gewandten Geiſtes anzugreifen, die Fehler eines Syſtems 
aufzuzeigen, und errathen zu laſſen, daß er im Beſitz 
der Mittel iſt, es zu verbeſſern, wiewohl er noch weit 
mehr die Macht ſelbſt liebt und die Dinge, die ein 
Anderer als er erſinnt oder ausführt, nicht gern er: 
trägt. Thiers war damals unmöglich, wie man zu 
ſagen pflegte, aber er war und blieb der Mann der 
Zukunft. — Die Februar⸗Revolution kam; die Fluth 
ſtieg, um mit ſeinen eigenen Worten an jenem denk⸗ 
würdigen Tage zu ſprechen, als er die Macht ſeinen 
Händen plötzlich entgleiten und zu einer Partei über⸗ 
gehen ſah, welche er ſelbſt als Miniſter fo heftig be⸗ 
kämpft hatte. Die Fluth ſtieg und Thiers fiel, wie 
man zu jener Zeit glaubte, um nicht wieder aufzu⸗ 
ſtehen. Aber es dauerte nicht gar lange und Thiers 
war wiederum der Mann der Zukunft; man machte 
ihm feine Schweigſamkelt zum Vorwurf, ſene kluge 
Schweigſamkeit, die ſagt: „ich weiß mehr, als ihr 
Alle;“ man forderte ihn auf, zu ſprechen; man hörte 
ihn mit Aufmerkſamkeit; er plänkelte gegen die jedes⸗ 
malige Regierung; er fing an, in den Kommiſſtonen 
und Bureaus eine Rolle zu ſpielen; er führte zu jener 
Zeit Krieg gegen die Socialiſten und bekämpfte fie in 
langen, mit aller finanziellen Schärfe und Kenntniß, 
die ihm zu Gebote ſteht, gehaltenen Reden; er gab ſich 
die Miene eines Retters und Schützers der Geſellſchaft 
und wurde auch ein wenig dafür gehalten, wiewohl 
weder ſeine Reden, noch ſeine bekannte Schrift über 
das Eigenthum neue Mittel zur Reorganiſation der 
So kam es wieder 
an die Tagesordnung, Thiers zum Aufbauen der mi⸗ 


niſteriellen Combinationen zu benutzen, das man in 


Frankreich ſo ſehr liebt; mehr aber noch betrachtete man 
ihn als Chef der geheimen Agitation, welche die Ver⸗ 
änderung der Regierungsform des Landes vorbereitete. 
Das Reſultat des zehnten Dezembers wird ſtark auf 
Thiers Rechnung geſetzt; man erwartete ihn auch an 
der Spitze der Geſchäfte zu ſehen, aber er zog es klüg⸗ 
lich vor, nicht zu frühzeitig herauszutreten, und lieber 
noch eine gute Anzahl der „Möglichen“ vor ſich ab⸗ 
nutzen zu laſſen, denn er hat nicht gern Jemanden 
neben ſich. Man wußte auch, daß ihm die Präſi⸗ 
dentſchaft nur Proviſorlum und, Uebergangsform war, 
zu einem Wechſel in der Regierungsform ſicherlich, zu 
welchem der Aſpiranten aber für einen etwaigen künf⸗ 
tigen Thron, das weiß er bis jetzt geſchickt zu ver⸗ 
hüllen. Die franzöfifhen Parteien haben jetzt ein ganz 
gutes Mittel gefunden, um in den Formen der Re⸗ 
publik und unter dem weiten Mantel der Präſident⸗ 
ſchaft für ihre Zwecke zu operiren. So ſtellt man jetzt 
Joinville als Candidaten für 1852 auf. Ein aller: 
liebſter Gedanke. Die Legitimiſten wollen eben auch 
nichts anders, als Heinrich den Fünften zum Präſi⸗ 
denten der Republik machen. Wer der „Präſident“ 
des Herrn Thiers iſt, weiß man nicht recht; und nur 
den Eingeweihten iſt es bekannt. Der Hiſtoriker des 
Conſulats und Kaiſerreichs könnte noch eine alte 
Vorliebe für den Namen Napoleon haben, und 
eine zweite Auflage des Empires veranſtalten, etwa 
einen Kalſerthron, umgeben von konſtitutionellen 
Inſtitutionen; er würde dann wieder kriegeriſch 
werden und von den Rheingrenzen ſprechen und 
dem Ruhme Frankreichs. Der alte Freund der Or⸗ 
leans könnte auch an die Regentſchaft der Herzo⸗ 
gin von Orleans oder an den nicht unpopulären Nas 
men Joinvilles denken. Er würde in dieſem Falle die Ga⸗ 
rantie für den Weltfrieden übernehmen, wie weiland 
Louis Philipp, denn Thiers iſt ein gar vielgeſtaltiger 
Politiker. Aber der Mann, welcher ſeine alten Erin⸗ 
nerungen bereits fo vergeſſen hat, daß er jetzt nicht blos 
denkt, ſondern auch fügt: „ich bin gar nicht liberal“, 
könnte auch nur die Legimität für ſtark genug halten, 
um auf die Dauer gegen die Erſchütterungen der 
neuen Zeit Stand zu halten, und Thiers würde dann 
mit der ihm eigenen Leichtigkeit in ſolchen Angelegen⸗ 
heiten noch einen Schritt weiter rückwärts gehen, wozu 
er in dem italleniſchen Kriege als warmer Vertheidi⸗ 
ger des päbſtlichen Motu proprio ſchon erſichtliche 
Anftatten gemacht hat. Es iſt bis jetzt aus dem Be⸗ 
nehmen und aus den 2 Thiers —— 

chtlich, welche Partei er nehmen wird, oder vielmehr 
j hat. Es iſt auch möglich, daß er dle Wer, 


mittlerrolle zwiſchen den beiden verwandten Linien ſptelt. 


Gewiß 


lichkeiten. 
Se den ganz Frankreich 


| erwartet, ohne zu wiſſen, woher er kommen, und wie 


er ausfallen wird, ſteht in ſehr leſerlichen Zügen 


ä —ä— — — — 


der des Rheinliedes von Nikolaus Becker, und des 


Fohales und Provinzielles. ve 


Sitzung der Stadtverordneten 
am 11. Oktober. ö 


Vorſitzender Dr. Gräger. Anweſend 96 Mitglieder der 
Verſammlung. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. Nach den von der Arbeitshaus⸗Inſpektion ein⸗ 
gereichten Liſten find im Monat September 6 Gefangene 
aus der Anſtalt entlaſſen worden und 19 Gefangene am 
Schluſſe des Monats darin verblieben. Der BausRdpport 
für die Zeit vom 8. bis 13. Oktober wies nach, daß bei 
ſtädtiſchen Bauten beſchäftigt waren: 28 Maurer, 12 Stein⸗ 
ſezer, 11 Zimmerleute und 221 Tagearbeiter. Magiſtrat 
ſeste die Verſammlung in Kenntniß, daß die zu leiſtenden 
Brandſchaden⸗Boniſtkatlonen für die Zeit vom 1. Okt. 1848 
rs art Sa ig die Karel von 32,933 Thalern 
au en, daß zu ihrer Berichtigung für jetzt aber nur 
24,000 Thaler erforderlich Fe 2505 ie AusfGreibun 
der Boniſikation für das Haus 21 der Gartenſtraße no 
ausgeſetzt bleiben könne, weil der Retabliſſementsbau diefes 
Hauſes erſt im künftigen Jahre vor ſich gehe. Zur Deckung 
der fälligen 24,000 Thaler iſt die Ausſchreibung eines Bei⸗ 
trages von 2½ Sgr. von 100 Thalern der Verſicherungs⸗ 
Summe nothwendig, dieſelbe ſoll auf einen Termin und 
zwar auf den 1. Januar 1850 beſchränkt werden. Die 
Verſammlung erklärte ihre Zuſtimmung zu dieſer Anord⸗ 
nung, trug aber darauf an, die Einziehung der Beiträge 
firenger als bisher zu betreiben, damit der Feuer⸗Societäts⸗ 
Fonds nicht wieder genöthigt werde, wegen zu großer Rück⸗ 
ſtände verzinsliche Vorſchüſſe von anderen ſtädtiſchen Fonds 
entnehmen zu müſſen. Zur Theilnahme an den Schulfeier⸗ 
lichkeiten, welche am 15. d. M., aus Anlaß des königlichen 
Geburtsfeſtes, in den beiden ſtädtiſchen Gymnaſien und in 
den beiden Realſchulen ſtattfinden, ernannte die Verſamm⸗ 
lung aus ihrer Mitte eine Anzahl Deputirte, eben ſo zur 
Beiwohnung der Prüfung der Schüler der Sonntags ſchule 
für Handwerkslehrlinge, welche Sonntag den 14. d. M. 
anb raumt iſt. 

Verpachtungen. Auf den Vorſchlag des Magiſtrats 
willigte die Verſammlung in die dreijährige Verlängerung 
des Pochtvertrages mit dem Fiſcher Kipper über die Fiſche⸗ 
rei im Weidefluße bei Kawallen, desgleichen in die Erthei ; 
lung des Zuſchlages an den Bildhauer Grimme, welcher im 
Termine zur Verpachtung des Gehöftes unterhalb der Ta⸗ 
ſchenbaſtion mit 50 Thalern Beſthietender geblieben war. 

Bauten.] Die Baudeputation hatte die Anlage eines 
Royrſumpfes mit Laufſtänder an der Ecke der neuen 
Schweidniger⸗ und der Stadtgrabenſtraße beantragt. Die 
Verſammlung gab im Ginverftändnip mit dem Magiſtrat 
ihre Zuſtimmung zu bdiefem Bau und bewilligte die mit 
370 Thalern veranſchlag en Koſten. 

[Wahlen.] Bei mehreren Meitgliedern der Forſt⸗ und 
Oekonomie⸗ Deputation war die ſechsjährige Wahlperiode 
abgelaufen und ſomit die Neuwahl erforderlich. Von den 
früheren Deputirten wurden wieder gewählt die Stadtver⸗ 
ordneten Herr Abel und Herr Siebig, ferner der Kretſchmer⸗ 
Mittels⸗Aelteſte Herr Müller. Als neues Mitglied der Des 
putation triıt der Stadtoerordnete Herr Rösler ein, Die 
in der vorigen Sitzung ausgeſetzte und heute vollzogene 
Wahl eines Mitgliedes der Abgaben: Deputation fiel auf 
den Kaufmann Herrn Emanuel Hein. Von den für das 
Schiedsmannsamt im Drei⸗einden⸗Bezirk präſentirten drei 
Kandidaten wäblte die Verſammlung den Kaufmann Herrn 
Fuchs zum Schiedsmann. In das neu zu bildende Kura⸗ 
korium für die Patheſche Stiftung ſollten auf den Antrag 
des Mogtiſtrats zwei Mitglieder aus der Mitte der Ver⸗ 
ſammlung gewählt werden. Die Ernennung wurde bis zur 
nächſten Sitzung verſchoben. 

Bewilligungen. Der Vorſtand der Bürgerrettungs⸗ 
Anſtalt hatte darauf angetragen, daß ihm nachgegeben 
werde, mit den Abſchlogszahlungen auf ein aus der Haupt⸗ 
Armenkaſſe mit 5000 Thalern empfangenes unver zins liches 
Darlehn Me mit dem 1. November 1849 mit dem 1. No⸗ 
vember 1830 beginnen zu dürfen, um nicht in die Lage zu 
kommen, den zahlreichen Anwärtern die Hoffnung, bald ein 
Darlehn zu erhalten, verkümmern zu müſſen. Magiſtrat 
war, in Rückſicht auf die firanzielle Lage der Kam N 
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nur für eine beſchränkte Gewährung des Geſuches und oe 
in der Art, daß auf die am 1. November d. J. fälligen 
1000 Töaler 500 Thaler zarückgezahlt werden ſollten. Die 
dem Bürgerrettungs⸗Vereine angehörigen Mitglieder der 
Verſammlung befürworteten indeß warm die volle Gew 
rung des Antrages unter Hinweiſung guf die für den Ger 
werbeftand noch immer höchſt ungünſtigen Zeitverhältn 
und auf die Nothwendigkeit, der großen Zahl Hülfeſuchen⸗ 
der für jetzt eine Unterfiügung nicht zu entziehen, durch 
die es allein möglich werde, fie in ihrem Nahrungs⸗ 
ftande zu erhalten, Die Verſammlung bewilligte die erbe⸗ 
tene Friſt für die erſte Abschlagszahlung, mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Verein Veranſtaltung zur baldigen Einziehung 
des in feinem letzten Bericht, Seite 6, unter Nr. 8 aufge 
führten pyooſh keakapitals von 700 Thalern treffe, da es 
dem Zwecke der Anſtalt nicht entſpreche, einen Theil ihrer 
Fonds in folder Weiſe feſtzutegen. . 

Mapiftrat beanſpruchte für den Nachtwächter Gimmler, 
durch deſſen Aufmerkſamkelt und Energie es hauptſächlich 
gelungen war, drei der öffentlichen Sicherheit gefährliche 
Individuen zu verhaften, die Bewilligung einer Prämie von 
2 Thalern. Die Verſamulung erhöhte den Betrag auf 
5 Thaler, in Anerkennung des von Gimmer geleiſteten Dien⸗ 
ſtes, wodurch drei als bert hrigte Einbrecher bekannte Sub⸗ 
jekte auf lanze Zeit unſchädlich gemache worden find, 

Der Beſchluß vom 27. September, betreffend die Bes 
leuchtung der Straßenſtrecke von der Tauenzienſtraße bes zum 
Ausgange des oberſchleſiſchen Bahnhofes, war vom Magl⸗ 
ſtrate mit der Erklärung zurückgegeben worden, daß der da⸗ 
rin ausgeſprochenen Anſicht nicht beigepflichtet werden könne. 
Das Bedürfniß, den Straßentrakt mit genügender Beleuch⸗ 
tung zu verfehen, ſtehe feſt, und dle Verpflichtung dazu liege 


aber.ift: hinter der Kommune ob. Die Seren pen 


gand in nochmalige Erwägung ziehen und den erwähn⸗ 
Aa Bean dahin abändern, daß er a 5 5 en⸗ 
a 


n⸗Direktion ein Averfiona-Qtantum von . 
| angeboten werden könne, weil es unmöglich fei, den von der 
Verſammlung bewilligten Betrag, der, in Zahlen 


ſprochen, AOL Thaler ausmachen würde, als Aequipalent für 
55 05 Leiſtu gen ansusrfvnnen, Die Verte 8 9 
des Antrages fand a geringeren Anklang als die Anfech⸗ 


deſſelben, die ins beſondere geltend machte, 


dere Stadttheile gebe, wo 2 2 noch weit nöthi- | 


ger wäre, daß der Tract von der Tauenzienſtraße bis zur 
Strehlener Thorbarriere mit vier Reverberlaternen, eine mit 
Rückſicht auf den Raum für ausreichend zu erachtende Zahl, 
beleuchtet fei, und daß ſich die Rothwendigkeit wie bie Ver⸗ 
pflichtung nicht anerkennen laſſe, die Beleuchtung über die 

horbarrieren hinaus auszudehnen. Bei der Abſtimmung 
blieb der Antrag des Magiſtrats in der Minorltät. 

Verſchiedenes.] Bie bei dem hieſigen Getreide⸗ und 
Produktenhandel betheiligten Kaufleute und Gewerbetreiben⸗ 
den verlangten die Zuſtimmung zur Vurlegung des beregten 
Handels nach Proben in das im Börfengebäude von ihnen 
gemiethete Lokal, und bemerkten, daß zur Begegnung der von den 
Bewohnern am Reumarkte früher erhobenen Einwendungen, die 
Aufſtellung der Getreldefuhren nach wie vor auf dem Neumarkte 
verbleiben ſolle. Die Versammlung gab eben fo wie Ma: 
giſtrat die verlangte Zuſtimmung. 

Das Kommi'ſions⸗Gutachten über die Feſtſtellung der 
Prinzipien, nach welchen künftig bei Beurtheilung der Be⸗ 
dürfnißfrage in Betreff der im $ 68 des Geſetzes vom 9. 
Februar 1849 aufgeführten Gewerbe zu verfahren ſein werde, 
ſtellte zwei Geſichtspunkte als maßgebend für jene Beur⸗ 
theilung auf; 1) den ſubjektiven Geſichtepunkt, mit dem Er⸗ 
forderniſſe der Unbeſcholtenheit, Rechtſchaffenheit und Befä⸗ 
higung desjenigen, der eines von den im Geſetze genannten 

Gewerben betreiben will; 2) den objektiven Geſichtspunkt, 
wobei im Allgemeinen die Vermehrung der Konkurrenz zwar 
immer für nüglich und für ein Bedürfniß zu halten ſei, 
wo ausnahmsweiſe aber die Verſagung eintreten müſſe, wenn 
nach der Ueberzeugung der Verſammlung die Weberfüllung 
in ein und dem anderen Gewerbefache vorliegt und eine 
weitere Vermehrung nur Nachtheil vorausſehen läßt. Die 
Verſammlung trat dieſem Gutachten bei und beſtimmte die 
darin aufgeſtellten Grundſätze als Norm für die Prüfung 
der Geſuche um Genehmigung zum Gewerbebetriebe. Die 
vorliegenden von der Kommiſſion nach den aufgeſtellten Prin⸗ 

zipien geprüften Geſuche erhielten die Genehmigung der Ver⸗ 
fammlung. 

Die Finanz⸗ und St uer⸗Kommiſſion batte begutachtet: 

daß in Bezug auf die Wiederbeſetzung der Kaſſirerſtelle 

bei der Kämmerei⸗Haupl⸗Kaſſe auf dem früheren Beſchluſſe 

zu beharren ſei, wonach die Stelle bis zur Reorganiſation 

jener Kaffe nur interimiſtiſch verwaltet werden ſoll. In 

Rückſicht, daß dem Beamten, welcher mit der interimiſti⸗ 

ſchen Verwaltung betraut iſt, eine Vermehrung der Ar⸗ 

beiten und eine größere Verantworklichkeit als in feiner 
früheren Stellung erwächſt, ſchlug die Kommiſſion vor, 
demſelben eine Remuneration in der Art zu bewilligen, 
daß dadurch ſein früheres Einkommen auf 800 Thaler 
jährlich gebracht werde. Eben ſo empfahl die Kommiſſion 
die Aufrechthaltung des Beſchluſſes, nach welchem die Ren⸗ 
dantur bei der Holzhofs⸗Debits⸗Kaſſe dem Holzhofs⸗In⸗ 
ſpektor, unter Aſſiſtenz des Kaſſen⸗Kontroleurs übertragen 
und dem Letzteren für die überkommene Mehrarbeit durch 

Zuweiſung der Amtswohnung des früheren Rendanten ein 
Aequivalent gewährt werden ſollte. Die Verſammlung 

erhob dieſe Anträge zum Beſchluſſe und bewilligte auf den 
Vorſchlag der Kommi ſion, der Wittwe des verſtorbenen 

Kämmerei⸗Kaſſen⸗Kaſſirers eine dauernde Unterſtützung von 

150 Thalern jährlich, ſo wie dem Kaſſen⸗Beamten, wel⸗ 
cher den erkrankten Kaſſirer vertreten, eine Remuneration 

von 25 Thalern. 
Die Redaktions⸗Kommiſſion der Stadtverordneten. 


Dr. Grätzer. Galetſchky. Worthmann. 


Breslau, 13. Oktober. [Betreffend die Zu: 
rückweiſung aller nicht⸗preußiſchen Scheide⸗ 
Münzen.] Eine Unterſuchung der am 20. d. M. ein⸗ 
gereichten, hierbei wieder zurückfolgenden beiden öſterrei⸗ 
chiſchen Sechskreuzerſtücke, iſt durchaus nicht erforder⸗ 
lich. Es kemmt vielmehr nur darauf an, die in un⸗ 
ſerer Verordnung vom 11. Auguſt 1847 (Amtsblatt 
S. 254) angeführten Geſetze vom 22. Juni 1823 


(Geſetz⸗Sammlung S. 128) und 30, November 1829 


(Geſetzſammlung 1830, S. 3) ad 1 zur Anwendung 
zu bringen. Danach ſoll Jeder, welcher fremde (d. i. 
nicht preußiſche) ſilberne und kupferne Scheidemünzen 
einbringt, oder ausgiebt, oder bei welchem dergleichen 
angetroffen werden, die Conſiscation derſelben erleiden 
und desgl. den doppelten Nennwerth als Strafe ent⸗ 
richten. Die Polizeibeamten und Gensdarmen müſſen 
daher die Contraventionen gehörig überwachen, Be⸗ 
ſchlagnahmen aller nicht preußiſchen Scheide⸗Münzen 
vornehmen, und dann ſofort die gerichtliche Verfolgung 
aller Contravenienten bei den betreffenden Anwälten be⸗ 
antragen. — Wir haben auch die Landräthe und Ma⸗ 
gifträte an gleichmäßige Beachtung dieſer Vorſchriften 
erinnert, ihnen auch anheim geſtellt, dem Publikum 
durch die Kreis⸗ und Lokalblätter, oder in ſonſt geeig⸗ 
neter Weiſe die betreffenden geſetzlichen Vorſchriften in 
Erinnerung zu bringen, damit es ſich vor Schaden, 
Verluſt und Strafe bewahrt. Dem königl. Polizei⸗ 
Präſidium bleibt überlaſſen, auch für das hieſige Pu⸗ 
blikum eine desfallſige Veröffentlichung zu erlaſſen. 
Breslau, den 27. September 1849. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 
* ’ (Bresl. Kreisbl.) 


T Breslau, 13. Oktober. [Polizeiliche Nachr. 
In der Nacht vom 11. zum 12. wurde von dem 
Brunnen des Hauſes Nr. 23 in der Gartenſtraße ein 
kupfernes Rohr von 3 Fuß Länge abgebrochen und 
geſtohlen. Fa 
In der vergangenen Nacht wurde aus einem ver⸗ 
ſchloſſen geweſenen Staue des Hauſes Nr. 47 in der 
Kloſterſtraße mittelſt Einfteigeng durch ein Fenſter ein 
lebender Schöps entwendet. f 

Am 12. ſprang ein 16 Jahr altes Dienſtmädchen 
ohnweit der Sandbrücke von der Promenade in die 
Oder, wurde aber durch den Schiffseigenthümer Wals⸗ 
gott und den Schifferknecht Stamke gerettet. An⸗ 

fol fie in ihrem Dienftorte hart behandelt wor⸗ 
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den und daher bei ihr der Entſchluß, ſich das Leben 
zu nehmen, entſtanden ſein. h 

In der beendigten Woche find (excl. zweier Selbft+ 
mörder und drei todtgeborenen Kindern) von hieſigen 
Einwohnern geſtorben: 33 männliche, darunter 4 an 
der Cholera, 37 weibliche, darunter 14 ander bn. 
lera, zuſammen 70 Perſonen. Von dieſen ſtarben 
an Abzehrung 6, Alterſchwäche 1, Bruſtleiden 1, 
Cholera 18, Darmgeſchwüren 1, Zehrfieber 2, 
Nervenfieber 1, Schleimfieber 1, Gehirnausſchwitzung 
4, Herzleiden 1, Kraͤmpfen 6, Waſſerkrebs 1, Lebene⸗ 
ſchwäche 3, Lungenlähmung 1, Maſern 1, Nervenlei 
den 1, Stkropheln 1, Schlagfluß 3, Stickfluß 2, 
Lungen = Schwindfuht 10, Typhus 1, allge⸗ 
meiner Waſſerſucht 2, Gehirnhöhlen⸗Waſſerſucht 1. 
Unter dieſen ſtarben in öffentlichen Krankenanſtal⸗ 
ten und zwar in dem allgemeinen Kranken⸗ 
Hoſpital 14. Den Jahren nach befanden ſich un⸗ 
ter den Verſtorbenen unter 1 Jahre 13, ven 1 bis 
5 Jahren 13, von 5 bis 10 Jahren 1, von 10 bis 
20 Jahren 3, von 20 bis 30 Jahren 9, von 30 bis 
40 Jahren 6, von 40 bis 50 Jahren 2, von 50 bis 
60 Jahren 3, von 60 bis 70 Jahren 8, von 70 bis 
80 Jahren 2, von 80 bis 90 Jahren 0. 

Stromabwärts ſind auf der oberen Oder hier an⸗ 
gekommen: 7 Schiffe mit Eiſen, 3 Schiffe mit Zink⸗ 
blech, 2 Schiffe mit Brennholz. 

Der heutige Waſſerſtand der Oder iſt am hieſigen 
Ober⸗Pegel 153 Fuß 1 Zoll und am Unter⸗Pegel 
2 Fuß — Zoll, mithin iſt das Waſſer ſeit dem 12. d. 
an erſterem um — Fuß 8 Zoll, und an letzterem um 
— Fuß 4 Zoll wieder geſtiegen. 


Breslau, 8. Oktbr. Von Seiten des biefigen Vor⸗ 
orts des katholiſchen Vereins Deutſchlands wurde 
ſeiner Zeit ein Exemplar der Verhandlungen der zweiten Ge⸗ 
neralverſammlung, die im Mai e. hierſelbſt abgehalten wor⸗ 
den war, unter Anderen auch an Se. Majeftät den König 
von Baiern ehrfurchtsvoll eingeſendet. Se. Majeſtät ha⸗ 
ben die Gnade gehabt, unter dem 2. Oktober an den Vice⸗ 
Präſidenten Herrn Profeſſor Dr. Gitzler folgendes huld⸗ 
volle Dank und Glückwunſchſchreiben einzuſenden, das wir 
uns freudigſt beeiten, unſeren Leſern mitzutheilen. Es lautet: 

„Herr Profeffer ꝛc. Dr. Gitzler! Ich habe Ihre, Namens 
des katholiſchen Vereins von Deutſchland, an Mich gelangte 
Zuſchrift vom 20ſten vorigen Monats, nebſt den ihr beige⸗ 
legenen Verhandlungen der zweiten General-Verſammlung 
des Vereins im laufenden Jahre, empfangen und danke hier⸗ 
mit für die Mir durch diefe Zuſendung bezeigte Aufmerkſam⸗ 
keit. — Daß ſelbſt die ernſten Ereigniſſe unſerer Tage den 
Eifer der Verſammlung nicht zu beirren vermochten, beweiſt 
von der Gewalt der inneren Ueberzeugung, von welcher die⸗ 
ſelbe belebt. — Mit dem aufrichtigen Wunſche, daß die gött⸗ 
liche Vorſehung den Verein in Ihrer ſchützenden Obhut be⸗ 
halte, und die Beſtrebungen deſſelben mit ſegensreichem Er: 
folge krönen möge, verbleibe ich mit werthſchätzenden Ges 
finnungen — Egern, 2. Oktober 1849 — Ihr wohlge⸗ 
neigter Max.“ (Schleſ. K.⸗Bl.) 


* Breslau, 13. Oktbr. Bekanntlich iſt vom 
biefigen Magiſtrate an die Stelle des verſtorbenen 
Prorektors und zweiten Profeſſors am Gymnaſium 
zu St. Maria Magdalena, Dr. Kloßmann, der bis⸗ 
herige Oberlehrer und erſte Kollege an dieſer Anſtalt, 
Dr. Friedrich Wilhelm Lilie, zum Prorektor und 
zweiten Profeſſor, und der Schulamts⸗Kandidat Dr. 
Karl Auguſt Schuck zum achten Kollegen an dem 
genannten Gymnaſium erwählt worden. Nachdem 


2 


die Beftätigung von dem königlichen Provinzial⸗Schul⸗ 


Kollegium erfolgt iſt, ſoll die feierliche Einführung der 
Gewählten am 15. Oktober d. J. Vormittags um 9 
Uhr im großen Hörſaale des Magdalenen-Gpmuna | 
ſiums ſtattfinden. N 1 


Breslau, 13. Okt. (Sechſte Sitzung ui 
Schwurgerichts.] Die Verhandlung beginnt präziſe 
7 % Uhr. Als Angeklagter wird der Schuladjuvant 
R. Schach aus Pawellau aufgerufen; die Anſchuldi⸗ 
gung lautet auf verſuchten Aufruhr. Referendar 
Koch hat die Vertheidigung übernommen. Das Ge⸗ 
ſchwornen⸗Perſonal wird gebildet aus den Herren: 
J. Dittmann, Bernecker, Bieneck, Jüngel, 
Grund, Nickel, Faſſong, von Maltitz, Bi⸗ 
brach, Peſchel, Fickert, Ackermann. Nach der 
Anklageakte liegt folgender Thatbeſtand gegen den In⸗ 
kulpaten vor. Bevor noch der von der Nationalvers 
ſammlung am 16. Novbr. v. J. gefaßte Steuerver⸗ 
weigerungsbeſchluß bekannt geworden, hat der Ange⸗ 
klagte am 16. Nov. in Trebnitz eine Verſammlung 
der Wahlmänner berufen und in derſelben eine Zu⸗ 
ſtimmungsadreſſe an die Nationalverſammlung ver⸗ 
anlaßt.) Am 18. Novbr. verlas er die Adreſſe vor 
dem öffentlichen Gemeinde⸗Gebot in Pawellau und 
forderte dabei zur Steuerverweigerung auf, indem er 
auseinanderfeßte, daß zwar die Steuern fortgezahlt, 
doch nicht an die Regierungskaſſen, ſondern vielmehr 


1 


) Die beregte Adreſſe lautet: Das Volk iſt wach! Mit 
Begeiſterung begrüßt es die Beſchlüſſe ſeiner Vertreter. 
Es erkennt während des Konfliktes zwiſchen Krone und 
Nationalverſammlung in der letzteren den einzigen Sitz 
der Reglerungsgewalt. Die unterzeichneten Wahlmän⸗ 
mer, wie die Majorität ihrer urwähler ſind bereit, allen 
Beſchlüſſen ihrer Vertreter Gehorſam zu leiſten und mit 
allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln Nachdruck zu 
verſchaffen. > 

Die Wahlmänner des Zrebniger Kreiſes. 


an die Natlonalverſammlung und an die ihr ergebenen 
Ortsbehörden abgeliefert werden müßten. In der Ge⸗ 
meinde⸗Verſammlung entſtand hierauf ein verwirrter 
Lärm, ein großer Theil der Anweſenden erklärte ſich 
gegen den Inhalt des eben gehörten Vortrages, die 
Steuern wurden übrigens nach wie vor an das kinig⸗ 
liche Rentamt abgeführt. Auf Grund der 55 242 u. 
43 A. L. R. II., 10 wurde der Schuladſuvant R. 
Schach wegen verſuchter Anrelzung zum Aufruhr in 
Anklageſtand verſetzt. Vom vorſitzenden Richter be⸗ 
fragt, erklärt der Angeklagte ſich für nichtſchuldig. Er 
behauptet im vorigen Jahre, wo Alles Partei nahm, 
nicht zur Umſturzpartei gehört zu haben. Vielmehr 
habe er ſich dem ſogenannten vaterländiſchen Vereine 
angeſchloſſen. Zur Zeit, wo Regierung und Volksver⸗ 
tretung in Konflikt kamen, habe ſich die Mehrzahl der 
Gemeindebehörden und Wahlkollegien für die letztere 
entſchieden. Da fewohl Regierung als auch Mas 
tional⸗Verſammlung ſich an die Nation gewandt 
hatten, fo habe auch er es für feine Pflicht 
gehalten, eine Eutſcheidung des Wahlmänner⸗ 
Kollegiums, welchem er ſelbſt als Wahlmann ange⸗ 
hörte, für die eine oder die andere Staatsgewalt her⸗ 
beizuführen. In ſolcher Abſicht ſei die Wahlmänner⸗ 
Verſammlung von ihm nach Trebnitz berufen worden; 
doch habe er die Adreſſe, welche in jener Verſammlung 
berathen und an das ſogenannte Rumpſparlament ges 
richtet wurde, weder abgefaßt noch mit unterzeichnet. 
Wohl aber fei er der Adreſſe, welche in derſelben 
Verſammlung an den König beſchloſſen ward, durch 
Namensunterſchrift beigetreten. Von dem Beſchluſſe 
der Steuerverweigerung habe er ſchon vor dem 15. 
November Kunde erhalten, weil das Gerücht denſel⸗ 
ben ſchon früher verbreitete, als er gefaßt wurde. In 
der Gemeindeverſammtung zu Pawellau ſei er im 
Auftrage feines Nevifors aufgetreten, um den verſam⸗ 
melten Landleuten den bekannten Beſchluß der Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung mitzutheilen und auszulegen. Der 
Ortsſchulz Ruſchnick hatte die Verſammlung beru⸗ 
fen und die Proklamation des Königs, überſchrieben 
„An mein Volk!“ verleſen. Hierauf erbat er (der 
Angeklagte, ſich das Wort und trug den Beſchluß der 
Nationalverſammlung mit dem Bemerken vor, daß 
die Steuern unbedingt fortgezahlt werden müßten. 
Von den 5 Belsaſtungszeugen Ruſchnick, Ditt⸗ 
wohn, Nitſchke, Krauſe und Berndt wurde im 
Weſentlichen daſſelbe bekundet, nur fügten ſie noch 
hinzu, daß der Angeklagte ſich dahin ausgeſprochen 
habe, die eingezahlten Steuern ſeien von der Gemein⸗ 
debehörde für die Nationalverſammlung in Verwah⸗ 
rung zu nehmen. Die Vertheidigung beantragt, die 
Zeugen noch darüber zu vernehmen, ob der Angeklagte 
eine direkte Aufforderung an die Verſammlung gerich⸗ 
tet habe, daß die Steuern nicht gezahlt werden ſollten 
oder dürften. Keiner der genannten Zeugen war im 
„Stande dies mit Berufung auf den geleiſteten Eid zu 
behaupten, einer derſelben ſagte mit Beſtimmtheit aus, 
daß eine ſolche Aufforderung nicht erfolgt fei. Der 
Vertheidiger verzichtete nunmehr auf die Führung des 
Entlaſtungsbeweiſes; auf feinen Antrag wurden bie 
Entlaſtungs⸗Zeugen, welche der Angeklagte mit 
gebracht hatte, nicht vernommen. Herr Staats⸗ 
Anwalt Meyer gründet die Anktage auf $ 167 St.⸗R. 
und weiſt nach, daß Etwas vorliege, wodurch das Ge⸗ 
ſetz gebrochen, die Exiſtenz des Staates geſährdet wor⸗ 
den ſel. Mit Berufung auf das Gefühl der Geſchwo⸗ 
tenen, welches ihnen fagen würde, es habe dem in 
Rede ſtehenden Vorfalle eine ſtrafdare Abſicht zu 
Grunde gelegen, beantragt die Staats anwaltſchaft Über 
den Angeklagten das „Schuldig“ auszuſprechen. Der 
Vertheidiger, Ref. Koch, entwirft eine lebhafte Schil⸗ 
derung der im November . J. herrſchenden Zuſtände, 
er welſt nach, wie bei dem offenen Bruch zwiſchen 
Krone und Mational-Verſammlung ſelbſt konſervative 
Organe und viele Anhänger der ſtreng konſtitutionellen 
Richtung ſich für die letztere erklart haben. Zu dieſen 
gehöre der Angeklagte, welcher in der beſten Abſicht 
in der mehrerwähnten Verſammlung ein Mittel anzu⸗ 
geben verſuchte, der völligen Anarchie vorzubeugen. 
Aber auch vom rein juriſtiſchen Standpunkte aus konne 


8 Angeklagten wegen feiner Handlungsweiſe kei 
Beſchuldigung zur Laſt gelegt werden. Die Ankense, 


welche ſich auf $ 167 St.⸗R. ſtützt, beruhe Ken 
auf Trugſchlüſſen, als ſie annimmt, der Tugeklagte 
habe die Gemeindeverſammlung zufamme ku en, wäh: 
zend doch notoriſch feſtſehe, daß die Dr, fung vom 


Ortsſchulzen ausgegangen iſt. Wen taatsan⸗ 
waltſchaft die Bestrafung des Auger 2 banda für 
gerechtfertigt findet, weil aus bein tftellung des 


Sachverhältniſſes zwiſchen Krone und Nationalver⸗ 


konnten, fo du 

ammlung üble Folge erwachsen, „ fo dürfe das 
5 dale F, tie it 5 
d Ö it, ſond g orhandenſein 
ee Wachen ehe det gefehlihen Strafe. Gr, 


eines Vergehens! 

fegt ee 12 lun ware des ihm zur Laßt ges 

legten Vergebene ſchuldig, fo könne feine Beſtrafung 

ſchon dar nicht gerechtfertigt erſcheinen, weil. fie 

nuch 8 chmaͤßig gegen Alle erfolgen könnte, die ſich 

an den Novemberereigniſſen beteiligten. Vielfach ſeien 
Faortſetzung in der zweiten Beilage. 


‚259 


8 Zweite Beilage zu e 240 der Breslauer 


Sonntag den 14. Oktober 1849. 


Zeitung. 


5 Fortſetzung. . 
bereits Anklagen in art 175 Steuerverweigerung 
anhängig gemacht worden, überall ſeien ſie jedoch von 
den Gerichten zurückgewieſen worden. Sollten die en 
figen Geſchworenen in dem vorliegenden Falle — 
Schuldig ausſprechen, ſo würden ſich an dieſen (chen 
ſpruch eine Menge von Prozeſſen anreihen, in G icht 
die eine Hälfte des Volkes über der andern zu te 
figen müßte. Wie wenig gerecht und verſöhnend die⸗ 
ſes Verfahren fein dürfte, erhelle aus dem Benehmen 
der ſiegenden Märzpartei über die Beſiegten. Am 
„Merz begnügte man ſich, die Helden der vor⸗ 
märzlichen Zeit beſeitigt zu ſehen, daher möge auch 
die ſiegende Partei des November mit der bloßen Nie⸗ 
derlage ihrer Gegner zufrieden ſein und nicht den Bau 
des Staates durch Tauſende politiſcher Prozeſſe un⸗ 
terhöhlen helfen, anſtatt für deſſen Befeſtigung durch 
Verſöͤhnlichkeit und Milde thätig zu fein. Indem der 
Redner noch auf die perſönliche Unbeſcholtenheit des 
Angeklagten hinweiſt und zwei Veweisftücde durch den 
Gerichtsſchreiber verleſen läßt, beantragt er, über 
denſelben das Nichtſchuldig auszuſprechen. Die 
. Gerichtshofe an die Geſchwornen geſtellte Frage 
autet: 
Iſt der Angeklagte ſchuldig des Verſuches, Mitglie⸗ 
der einer Gemeinde ganz oder theilweiſe zuſammen⸗ 
zubringen, um ſich der Ausführung obrigkeitlicher 
Befehle mit vereinter Gewalt zu widerſetzen, oder 
von der Obrigkeit etwas zu erzwingen? 753 
Die Geſchworenen ſprechen das „Nichtſchuldig“ 
aus; das richterliche Erkenntniß ſpricht den Angeklag⸗ 
ten frei. 2 
mehr die Unterſuchung gegen den Züch⸗ 
a 3 Aten Diebſtahls. Ange⸗ 
klagter iſt geſtaͤndig, bereits zum sten Male wegen 
Diebſtahl ordentlich beſtraft zu ſein. Das Schwurge⸗ 
richt bildete ſich aus den Herren: F. Bernecker, 
3 Pauli, W. Breuer, Kraker v. Schwarzen? 
feld, M. Wittich, v. Quernheimb, Major 
Kaspar, F. Nickel, W. Grund, A. Prom⸗ 
nitz, u. v. Maltitz, G. Stumpf. Der Anklage: 
ſchrift zufolge iſt Inkulpat durch Beſchluß des Appella⸗ 
tionsgerichts vom 13. Juni c. vor das Schwurgericht 
verwieſen. Er hat, nachdem er zweimal die ordent⸗ 
liche Strafe des dritten Diebſtahls erlitten hatte, aus 
einer Scheune bei Trebnitz zwei Schütten Stroh ent⸗ 
wendet. Auf dem Heimwege wurde er, als verdächtig, 
ergriffen. In der Vorunterſuchung legte er das Ge⸗ 
ſtaͤndniß ab: daß er durch ein Loch, welches in der 
Scheunewand war, hineingekrochen ſei und das Stroh 
mit ſich genommen habe. Bei der heutigen Verneh⸗ 
mung geſteht er zwar, das Stroh auf offener Straße 
gefunden und an ſich genommen zu haben, doch will 
er von dem Eindringen in die Scheune nichts wiſſen. 
Den Widerſpruch mit den Angaben der Vorunter⸗ 
ſuchung entſchuldigt der Angeklagte mit ſeiner Gedächt⸗ 
nißſchwäche, welche die Folge einer erſt überſtandenen 
Krankheit ſei. Auf Befragen des vorſitzenden Richters, 
erklärt die Staatsanwaltſchaft, daß die Verhandlung 
vor den Geſchworenen geführt werden und die Ver⸗ 
nehmung der Belaſtungszeugen erfolgen müßte, da 
Inkulpat ſich nicht für ſchuldig bekenne. Die Zeu⸗ 
gen Kaſowski und Kohl bekunden den näheren 
Hergang der Sache, ſie nehmen ihre heutigen Aus⸗ 
ſagen auf den geleiſteten Eid. Die Staatsanwalt: 
ſchaft ſieht den Thatbeſtand als konſtatirt an und be⸗ 
antragt das „Schuldig“ auszuſprechen. „Der Verthei⸗ 
diger, Ref. v. Uechtritz, macht zunächſt auf das 
offene Geſtändniß ſeines Clienten aufmerkſam, nach 
welchem er das Stroh nicht geſtohlen, ſondern ge⸗ 
funden haben will. Dann zählt die Vertheidigung 
die Diebſtähle auf, deren der Angeklagte bisher ſich 
Se gemacht habe. Das erſte Mal war es ein 
il Aexechen dann ein Stückchen Holz, das dritte Mal 
n und im vorliegenden Falle fein 2 Schüt⸗ 
ten Stroh, im Werthe voi 
- n 4 Sgr., Gegenſtand des 
Diebſtahls. Durch das Zeu 7 N 
; > genverhör fei dem Ange: 
klagten nicht nachgewieſen, daß er dies Stroh wirklich 
entwendet und niche wie er behauptet, gefunden habe. 
Nur fein eigenes Geſtändniß zeuge gegen ihn, dieſes 
könne aber mit Rückſicht auf ſeine heutigen Ausſagen 
1 5 maßgebend erachtet werden, Die Frageſtel⸗ 
9 lautete: { 
Iſt der Angeklagte ſchuldig, am 17. April d. 
J. aus der bei Trebnitz belegenen Scheune zwei 
Schütten Stroh entwendet zu haben? . 


Die Gefchworenen erklären den Angeklagten mit 9 
zu haben Seimmen für schuldig, das Stroh entwendet 
re ohne den Umſtand als erwieſen anzuſehen, 
S en aus der Scheune entnommen worden iſt. Der 

taaceanwol beantragt die Anwendung des § 1161 


St. i, Dis Verden Ermeſſen 
der Richter anheim, 185 5 ſtellt es dem fl 
das vorliegende, ein milderes 


afmaß anzunehmen. ten und der Ze 


Das Erkenntniß des Gerichtshofes verurtheilte den klärt das Gutachten des Dr. Eſchenbach für voreili 


Angeklagten zu lebenswieriger Zuchthausſtrafe. 


Schluß der Sitzung 3½ Uhr. 
In der nächſten Sitzung, welche am 16. ſtattfindet, 
kommen zur Verhandlung die Unterſuchungen: 


1) (½ Uhr) wider den Knaben Hugo Becker 


aus Prausnitz wegen Majeſtätsbeleidigung; 
2) (9½ Uhr) wider die unverehelichte Arnold aus 
Oels wegen Aten Diebſtahls; 3) (11 uhr) wider den 
Schneidermeiſter Höppner aus Raudten wegen Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung. 


* Liegnitz, 10. Oktober. (In der ſiebenten 
Sitzung der zweiten Schwurgerichtsſisungs⸗ 
Periode] wird der 33 Jahr alte Nachtwächter 
Friedrich Wilhelm Luge aus Gießmannsdorf bei 
Naumburg a. Q. vor die Schranken geführt. Derſelbe 
ift angeklagt, am 6. Januar d. J. fein 17 Wo⸗ 
chen altes Töchterchen vermittelſt Schwefel⸗ 
Säure vergiftet zu haben. Die Anklageakte läßt 
ſich hierüber ungefähr folgendermaßen aus. Der Nacht⸗ 
wächter Luge, welcher mit Johanne Chriſtiane Scholz 
2 Jahre in wilder Ehe gelebt und ſich an Weihnachten 
v. J. mit ſelbiger kirchlich verbunden habe, ſei am 
4. Januar d. J. nach Naumburg gegangen, um ver⸗ 
ſchiedene Haus bbedürfniſſe daſebſt einzukaufen. Bei die⸗ 
ſer Gelegenheit habe er ſich auch in den Beſitz von 
Schwefelſäure und Borax geſetzt, feiner Mutter auf 
dem Heimwege heimlich einen Löffel und eine Taſſe 
entwendet, aus der Schwefelſäure und dem Borax ein 
Gemiſch bereitet, und ſelbiges am Morgen des 6. Ja⸗ 
nuar d. J. ſeiner Tochter eingegeben, worauf das Kind 
gegen Abend deſſelben Tages geſtorben ſei. Der An⸗ 
geklagte, welcher in der Vorunterſuchung das Verbre⸗ 
chen eingeſtanden, und als Beweggrund zu ſolchem 
angegeben hat, ſich des Kindes darum zu entledigen, 
weil es ihm zu viel geſchrieen, und ihn nach ſeiner 
vollendeten Nachtwache im Schlafe geſtört habe, be⸗ 
ſtreitet jetzt die That inſoweit, daß es nicht ſeine Ab⸗ 
ſicht geweſen ſei, ſein Kind zu tödten. Die Schwefel⸗ 
Säure habe er ſich nur darum gekauft, um daraus 
ein Feuerzeug anzufertigen. Daß ſeine Tochter zu dem 
Genuſſe derſelben gelangt, ſei nicht ſeine Abſicht, ſon⸗ 
dern nur ein Verſehen geweſen. Er erklärt ſich für 
zuweilen verwirrt um den Kopf. Als Sachverſtändige 
find zugezogen: Der Kreis⸗Phyſikus Dr. Eſchenbach 


aus Bunzlau, der Kreis⸗Chirurg Spieß aus Naum⸗ D 


burg, Chirurgus Dittrich aus Gießmannsdorf und 
Apotheker Wolf aus Bunzlau. Als Vertheidiger des 
Angeklagten fungirte Gerichts⸗Rath Roſeno. Der Ob⸗ 
ductionsbericht des Dr. Eſchenbach und das analytiſche 
Gutachten des Apotheker Wolf lauten auf Vergiftung 
durch Schwefelſäure. Die an dem Kinde hervorgetre⸗ 
tenen und durch Zeugen beglaubigten Symptome be: 
ftätigen dies. Der Seelenzuſtand des Angeklagten wird 
durch die vorgeführten Zeugen als ein krankhafter be⸗ 
zeichnet. Epileptiſche Anfälle in feiner Jugend ſollen 
ihn im höchſten Grade unzufrieden und tieffinnig ge⸗ 
ſtimmt haben, Dieſer Gemüthszuſtand wird von dem 
Chirurgus Dittrich, der die Lugeſche Familie ſeit ſieben 
Jahren kennt, für einen Erbfehler gehalten. Er ſagt 
aus, daß er bei dem Angeklagten öfter einen wirren 
Seelenzuſtand wahrgenommen, auf Grund deſſen wohl 
angenommen werden könne, daß der ꝛc. Luge fein Kind 
durch einen Schlaftrunk habe beruhigen wollen, daffelb» 
aber, da er ſich in den Mitteln getäuſcht, von ihm 
getödtet worden ſei. Ueber die Zurechnungsfähigkeit, 
die ſowohl durch die Haltung des Angeklagten, ſo wie 
durch die Ausſagen der Zeugen in Zweifel gezogen 
worden iſt, ſpricht ſich der Kreis⸗Phyſikus Dr. Eſchen⸗ 
bach ganz im entgegengeſetzten Sinne aus. Er be⸗ 
hauptet, der Angeklagte ſei niemals wahn- oder blöd⸗ 
ſinnig geweſen, ſondern habe ſowohl bei Verübung der 
inkriminirten That, als auch in gegenwärtiger Sitzung 
die volle Zurechnungsfähigkeit beſeſſen. Der etwaige 
Grad von Dummheit hebe ſelbige nicht auf. Der 
Staats anwalt⸗Stellvertreter, Obergerichts⸗Aſſeſſor Evler, 
ſtellt hierauf den Antrag, den Angeklagten der Ermor⸗ 
dung ſeines Kindes für ſchuldig zu erachten, ihn zu 
beſtrafen und zu dieſem Zwecke den Geſchworenen fol⸗ 
gende Fragen zur Beantwortung vorzulegen: 1) Hat 
das verſtorbene Kind Gift erhalten? 2) Iſt daſſelbe 
nach dem Genuſſe des Giftes geſtorben? 3) War der 
Tod eine Folge der Wirkung des Giftes? 4) War der 
Angeklagte bei der That zurechnungs⸗ oder unzurech⸗ 
nungsfähig? 5) Hat der Angeklagte die Abſicht gehabt, 
ſeine Tochter zu tödten oder zu verletzen? Der Ver⸗ 
theidiger ſtellt indeß den vorſätzlichen Mord des Ange⸗ 


und darum nicht ausreichend. Sein Antrag an die 
Geſchworenen geht dahin, die Angelegenheit einer gründ⸗ 
lichern Unterſuchung zu unterwerfen und dieſelbige dem 
Gerichtshofe allein zu überlaſſen. Er verlangt, die 
ganze Angelegenheit dem Gutachten zweier neuen Sach⸗ 
verſtändigen, dem Hofrath Schmieder und dem Sani⸗ 
tätsrath Müller hierſelbſt zu übergeben. Der Beſchluß 
des Gerichtshofes lautet dahin, die Angelegenheit um 
8 oder 10 Tage zu vertagen, damit die Sachverſtän⸗ 


digen eine vollſtändige Em- und Anſicht von ſelbiger 
gewinnen können. ; 


73. Schweidnitz, 13. Oktober. [Vermiſchtes.] 
Trotz des ſehr veränderlichen Wetters, denn es wechſelt 
Wärme mit Kälte, Sonnenſchein mit Regen und Wind 
faſt täglich, iſt doch der Geſundheitszuſtand unſerer 
Stadt vortrefflich. — Den 10. Oktober beendigten 
die hieſigen Bürger- Schützen ihre Schießübungen 
mit dem Schützenkönigsfeſte. Gegen 1 Uhr Mittags 
begaben ſich der Schützenkönig, die König⸗Lieutenants 
und die Führer, mit Ordensbändern geſchmückt, zu 
Wagen nach dem Schieß hauſe, wo eine wohlbeſetzte 
Tafel ſie erwartete. Lieder wurden geſungen, Toaſte 
ausgebracht und das Feſt mit einem Ball deendigt. — 
Künftige Woche findet hier ein Feſtungsmanöver 
ſtatt. Da die Kommandeurs und Offiziere der hier 
garniſonirenden Truppenkörper noch ziemlich fremd find, 
ſo beſichtigte vorgeſtern der Kommandant in Beglei⸗ 
tung der Artillerie- und Ingenjeur⸗Offiziere vom Platz, 
ſo wie der obengenannten Commandeurs und Offiziere 
diejenigen Feſtungswerke, welche befegt werden ſollen. 
— Der Geburtstag Sr. Maj. des Königs 
wird hier aufs Glänzendſte gefeiert. Bei günſtiger 
Witterung hat die Garnifon des Morgens große Pa⸗ 
rade und Gottesdienſt, hierauf folgt ein gemeinſames 
Diner und Abends ein Brillant⸗Feuerwerk. — Für die 
nächſten Tage ſind uns überhaupt viel Luſtbarkeiten 
verheißen. Die Reſſource in „Stadt Berlin“ tritt 
wieder mit einem Ball ins Leben, nachdem ſie im 
vorigen Jahre ſich vertagt hatte. Auch die Freimau⸗ 
rerlogen bereiten Feſte vor. Zu dieſem Allen kommt 
als würdige Ergänzung unſer gutes Theater unter 
Direktion des Herrn Keller. Bald find es die wat: ' 
kern Komiker Criſtel und Haarbleicher im Luſt⸗ 
ſpiel, bald Madame Kaiſer und Herr Keller im 
rama, bald die Damen Schmid und Sternsdorf 
in der Oper, denen wir eine angenehme Unterhaltung 
zu danken haben. Hierbei will ich nur einer in jeder 
Beziehung gelungenen Aufführung der Flotow'ſchen 
Oper „Martha“ gedenken, die am vergangenen Freitag 
vor einem zahlreichen Publikum in Scene ging. — 
Möchte doch Herr Keller noch recht lange mit ſeiner 
Truppe bei uns bleiben! 


* Oels, 12. Oktbr. Heute erfolgte durch den 
königl. geh. Regierungsrath Herrn v. Prittwitz die 
feierliche Introduktionen des Bürgermeiſters Hrn. 
Vogt aus Hainau als Bürgermeifter hieſiger Stadt, 
nachdem derſelbe bereits geſtern als Bürger vereidet 
worden war. 


(Liegnitz.) Der wiederum gewählte Rathsherr Prü⸗ 
fer zu Grünberg als Rathsherr für die ſtädtiſche Forſtver⸗ 
waltung daſelbſt, und der Kaufmann Jaeſrich zu Reichen⸗ 
bach O. L. als Rathmann dafelbſt. Ferner: der zeitherige 
Schuladjuvant Anton Graupe zu Kleinig zum Schullehrer 
in Erkelsdorf, Kreis Freiſtadt, beſtätigt worden. 


—— 


*. 


Inſerate. 


Miſſionsfeſt. 


Der hieſige Verein zur Beförderung der evangeli⸗ 
ſchen Miſſionen unter den Heiden wird nächſten Mitt: 
woch, den 17. Oktober, Morgens um 9 Uhr, in der 
Kirche zu St. Barbara ſein achtes Jahresfeſt feiern. 


Der Anwaltverein 


verſammelt ſich Sonnabend den 20. Oktober d. J. 
Abends 7½ Uhr im König ſchen Lokale Junkernſtr. 21. 


Städtiſche Neſſource. 
Die Karten zu den Konzerten der ſtädtiſchen Reſſource 
werden noch bis zum 19. Oktober täglich von 9—12 


klagten an feinem Kinde in Zweifel; wenigſtens beweiſt und Nachmittags von 2—4 Uhr in der Bade⸗Anſtalt 


er, daß weder die Vorunterſuchung noch die öffentliche 
Verhandlung etwas Beſtimmtes darüber zu Tage ge⸗ 
fördert haben. Auch die Zurechnungsfähigkeit ſpricht 


an der 8 
nommenen Mitglieder haben ſich durch ihr Aufnahme⸗ 
g Schreiben zu legitimiren. 

garnges Vergehen, wie er auf Grund der perſönlichen Haltung des Angeklag⸗ 


ugenausſagen dem ꝛc. Luge ab. Er er⸗ 


ausgegeben. Die neuaufge⸗ 


Der Vorſtand 
der ſtädtiſchen Reſſouree. 


U U 


Theater⸗Nachricht. 
Sonntag. Iite Vorſtellung des Abonnements 
von 70 Vorſtellungen. Zum erſten Male: 
Glück und Talent.“ Schauſpiel in 
6 Akten von Carl Zwengſahn, Verfaſſer von 
„Peter im Frack.“ — Perſonen: Forſter, 
Miniſter, Herr Rieger. Geheime Räthin 
von Braun, feine Schweſter, Frau Bau 
meiſter. Amalie, deren Tochter, Frln. 
Heyne. Baron Darmond, Kriegsrath, 
err Keller. Stürmer, Banquier, Herr 
läger. Adolph, deſſen Sohn, Herr 
Hiltl. Frau Theobald, Aſſeſſors⸗Wittwe, 
Frau Wiedermann. Heinrich, Rechts⸗ 
Kandidat, ihr Sohn, Herr Baumeiſter. 
Johanna, ihre Tochter, Frln. Schwelle. 
Thomas, Praktikant, Herr Guinand. 
von Thorn, Secretair des Miniſters, Herr 
Knebel. Lipps, Haushofmeiſter des Kriegs⸗ 
raths, Herr Stotz. Adler, Hauslehrer, 
Herr Fiſcher. Joſeph, Bureau⸗Aufſeher, 
Herr Puſchmann. 
Collecteur, Herr Moſewius. Jakob, ein 
Leiermann, Herr Schöbel. Anton, Diener 
bei Stürmer, Herr Clauſius. Paul, 
Diener der Geh. Räthin, Herr Campe. 
Montag den 15. Okt. 12te Vorſtellung des 
Abonnements von 70 Vorſtellungen. Zur 


Allerhöchſten Geburtsfeier Seiner || 


Majeſtät des Königs. (Bei feſtlich 
erleuchtetem Haufe) 1) Prolog, 
von W. F. Seidel, geſprochen von Frln. 
Schwelle. 2) Zum erſten Male, 
mit verſtärktem Chor und Orcheſter: 
„Borussia.“ Preußiſcher Volksgeſang. 
Komponirt und gewidmet dem preußiſchen 
Volke von Spontini. 3) Neu einſtudirt: 
„Ein deutſcher Krieger.“ Schauſpiel 
in 3 Akten von Bauernfeld. 


H. 16. X. 6½. R. O Ill. 


Als Verlobte empfehlen ſich: 
Pauline Gierth. 
Wilhelm Müllmer. 

Breslau, den 14. Oktober 1849. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die heute früh 11 uhr erfolgte glückliche 
Entbindung meiner Frau, von einem geſunden 
Knaben, beehre ich mich hiermit ergebenſt 
anzuzeigen. 

Hirſchberg, den 9. Oktober 1849. 

Moritz Cohn. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 

Die am 7. d. M. erfolgte glückliche Ent⸗ 
bindung ſeiner geliebten Frau, Eliſe geb. 
von Maſſow, von einem muntern Kna⸗ 
ben, beehrt ſich Verwandten, Freunden und 
Bekannten ſtatt beſonderer Meldung hiermit 
ergebenſt anzuzeigen: , 

von Wiſſell, Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗ 
Aſſeſſor und Landſchafts⸗Syndikus. 
Oels, den 12. Oktober 1849. 


; Todes⸗ Anzeige. 

Heute früh verſchied in Fates des Schar⸗ 
lachſieber unfere geliebte Enkeltochter, Tochter 
und Nichte Marie Mathis in dem hoff⸗ 
nungsvollen Alter von 13 Jahren. 

Allen Verwandten und Freunden dieſe An⸗ 
zeige ſtatt jeder beſonderen Meldung widmend, 


bitten um ſtille Theilnahme 
die Hinterbliebenen. 


Liegnitz, den 11. Oktober 1849. 


Todes ⸗ Anzeige. 

Am Aten d. M., Nachts 11 uhr, entſchlief 
ſanft zu einem beſſeren Leben, in einem Alter 
von 57 Jahren, unſere gute Frau, Mutter, 
Schwieger⸗ und Großmutter, Henriette 
Schäffer, geb. Simon, welches wir tief⸗ 
betrübt, mit ee 8 Theilnahme, 

ten und Freunden . 
Be tealſtadt, den 3. Oktober 1840. 


Wilhelmine Eitner, geb. Schäffer. 
Emil Eitner, als Schwiegerſohn. 
Fritz Eitner, Enkelſohn. 


Todes⸗ Anzeige. 

Heute früh um 3 uhr endete an Folgen der 
Rötheln das irdiſche Daſein unſers innig ge⸗ 
liebten Sohnes Fritz, in dem jugendlichen 
Alter von 9 Jahren und 8 Monaten. 

Mit tiefgebeugtem Herzen widmen wir un⸗ 
ſern Verwandten, Freunden und Bekannten 
dieſe Anzeige ſtatt jeder beſondern Meldung, 
um ſtille Theilnahme bittend. 

Freiburg, den 13. Oktober 1849. 

E. Stanke, Kaſſirer. 
Anna Stanke, geb. Jäger. 


, Dekonomische Seetlon. 
Dienstag, den 19. Oktober, Nachm, 5 Uhr, 
EEE | ———— 
"Widerruf. 

Zu he Deetobungs + Anzeige, Rendzin den 
1. Oktober va in Nr. 234 dieſer Zeitung, 
erkläre ich hiermit, daß dieſelbe durch eine 
Voreiligkeit entſtanden fe, 

Meine Stieftochter Karoline Schauer 
kann niemals der Ehre theipaftig werden, 
ſich mit dem Herrn Ernſt Niech ciol in 
eine Verbindung einzulaſſen. 

Rendzin, den 10. Oktober 1849. 

| J. Weinſchenk. 
ꝙ92ͤ ĩ˙q.ñ r ——ñx40n 7 | 0 
renne 
YR'R-R E kek; r 

Ich wohne jest: Antonienfir. Nr. 

eine Treppe hoch. 
J Friederike verw. Henry London, 


75 
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Baruch, ein Lotterie: |! 


Altes Theater. 


Zweite Vorſtellung. 
Sonntag, den 14. Okt.: „Der Lügner 
und fein Sohn.“ Poſſe in 1 Akt, nach 
dem Franzöſiſchen. Hierauf: „Das Aben⸗ 
teuer in der polniſchen Juden⸗ 
ſchenke.“ Vaudeville⸗Poſſe in 1 Akt, von 

Angely. 

Billets ſind in den Muſikalienhandlungen 
der Herren Bote und Bock, des Herrn 
Scheffler (vorm. Cranz), im Comtoir des 
Hotel Zettlitz, ſo wie bei dem Kaſtellan des 
alten Theaters zu haben. 

Preiſe: 
Numerirte Loge und Sperrſitz 15 Sgr. 
Parterre 10 Sgr. 
Gallerie⸗Loge 7% Sgr. 


Gallerie 5 Sgr. 
Ludw. Aug. Wohlbrück. 


Rr En 


Sowohl unferm vollftändigen 
Muſikalien⸗Leih⸗Inſtitut, N 
als auch der reichhaltigen deutſchen, 3 
franzöſiſchen und engliſchen 
. Leſebibliothek N 
können täglich neue Theilnehmer unter 5 
d. billigſten Bedingungen beitreten. 
F. E. C. Leuckart in Breslau, 3 
5 Kupferſchmiedeſtr. BB, Schugbrück⸗Ecke. 


rene 
7 * 
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Nen — 


Für alle Gymnaſien! 


Im Verlage von Joh. Urban Kern in 
Breslau iſt erſchienen: 


Vollſtändiges Wörterbuch 


zum Eutrop. 
Von Dr. Otto Eichert. 
Schillerformat. — Preis 5 Sgr. 
Von demſelben Verfaſſer erſchien bereits: 


7 * 14 
Vollſtändiges Wörterbuch 
zum Cornelius Nepos, 
mit beſtändiger Beziehung auf die latein. 
Grammatik von Zumpt. 

Von Dr. Otto Eichert. 
Zweite verb. Aufl. 16. Preis 7½ Sgr. 
Daſſelbe zuſammen mit dem latein. Text des 

Cornelius Nepos, 
bequeme Schulausgabe. 16. geh. 11% Sgr. 
Im Verlaufe von 2 Jahren wurde die 
ſtarke erſte Auflage von dieſem Schulbuche 


vergriffen, ein Beweis für ſei = 
FVV — Vortheil, daß die Penſion auch dann fortgezahlt wird, 


barkeit! Wir machen alle Lehrer auf dieſe 
praktiſchen Ausgaben aufmerkſam. 

Bei Joh. Urban Kern, Junkernſtraße 
Nr. 7, iſt erſchienen: — N 


Moritz Graf Strachwitz 
Gedichte. 


Er amen, 
8. geh. Velinpapier. ½ Sgr. 
Bitte. 

Den geehrten bekannten Herrn, welcher 
von mir am 7. Okt. Abends im neuen Thea⸗ 
ter ein Opern⸗Glas, ſchwarz und gelb ge⸗ 

eckt, lackirt, nebſt Futteral, geliehen, bitte 
ch, daſſelbe mir * einzuhändigen. 


e e 
Theater⸗Logenſ. chließer am Balkon. 


Für Herren und Damen 
empfiehlt wie früher Unterbeinkleider, Unter: 
jacken und Spenzer, in gebleicht wie unge⸗ 
bleicht Parchent, desgl. Unterbeinkleider 
Knaben und Mädchen von circa 8 Jahren ab. 

A. + chen, 
Breslau, Junkernſtraße Nr. 5. 


A u E t i On. 

Donnerſtag den 18. Oktober von früh 
8 ½ Uhr ab, ſollen im Hoſpital zum heiligen 
Geiſt Nachlaßſachen verſtorbener Hoſpitaliten 
verſteigert werden. j 

Das Vorſteher⸗Amt. 


Herings⸗Auktion. 


Wegen Ausfall der zum 5. d. angezeigten 
Auktion werde ich künftigen Dienſtag, den 
16. d., Nachmittag 3 Uhr, auf dem Zucker⸗ 
ſiederei-Platze eine Partie alte Schotten: 
Heringe für fremde Rechnung meiſtbietend 
und gegen gleich baare Bezahlung öffentlich 


verſteigern. 
Jakob Schneider. 


— Ein Rittergut nebſt Eiſenhammer 
in Oberſchleſien, nahe der Grenze von Mit⸗ 
telſchleſien, mit 2000 1 Areal und ſehr 
guter Waſſerkraft, iſt mit 20 bis 25,000 tl. 
Einzahlung zu verkaufen. Das Nähere auf 
mündliche Anfragen in Breslau, Kloſterſtraße 
Nr. 1 d., erſte Etage, links. 


Sächſ. Champagner, 
dem ächten ganz gleich, mit fremder Etiquette 
und Pfropfenbrand, die Bouteille 25 und 
30 Sgr. empfiehlt ergebenſt: 

Ferdinand Liebold, Ohlauer Str. 35. 


Im Fall Jemand Forderungen an den ver⸗ 
ftorbenen Profeſſor und Münzrendanten 
Müller hat, der melde ſich bis zum 1. No⸗ 
vember d. J. bei dem Rechtsanwalt Krug 
(Weidenſtraße, Stadt Paris), ſonſt wird nicht 
mehr darauf reflektirt. Auch wird um bal⸗ 
gebeten etwa ausgeliehener Bücher 


= 


Bekanntmachung. f 
Zur Veräußerung des im Schildberger Kreife, Regierungsbezirks Poſen, belegenen, zu 
Johannis d. J. pachtlos gewordenen Vorwerks Parzynow mit den dazu gehörigen Ge⸗ 


raer Borst 


bäuden, dem Förſter⸗Etabliſſement, dem Kruggrundſtück und dem Parzynower und Kobylago⸗ 
als ein Gutskomplex, haben wir einen anderweiten Licitationstermin auf 
en 31. Oktober d. J., Vorm. 11 Uhr, in loco Parzynow, 


vor dem Herrn Regierungsrath Meerkatz angeſetzt, wozu Kaufluſtige hierdurch einges 


laden werden. 


Das als ein Gut zu veräußernde Vorwerk mit den Forſten ꝛc. enthält: 


a) das Vorwerk 


Hof: und Bauſtelle n 8 M. WA, 
Ohſt gärten , Nr ͤmQmů . , 
Acker 3. Klaſſe (Gerſtland + » 158 M. 149 Q.⸗R. 
n a 7 
„ 5. (jähr. Roggenland) 260 138 
6. (Ejähr. Roggenland) 20 = 38 
= 49 
Wieſen zu 12 Centner bis 3 Centner pro Morgen bonitirt, 
jedoch meiſt zu 12, 10 und 8 Cetirt. — |, 

Pükung enn „„ 

Birkerſchonunng F 88S 

Lehmgrube und Unlann dd 12 120 

Summa 1044 M. 26 Q.⸗R 
b) das Forſt⸗Etabliſſement mit Gebäuden 14 16 = 
e) die urbaren Forſtrodelände reien BI 14 
d) der beſtandene Kobilagoraer Forſt 1178 M. 104 Q.⸗R. 

und der beſtandene Parzynower Forſt 940 = 4 * 

218 108 
e) das Kruggrundſtü kk a ar nn * 3 „ 10 
1) eine in der Vorwerksfeldmark belegene, zur Dismembration 

beſtimmt geweſene Fläche 79 

Ueberhaupt 3647 M. 73 Q.⸗R 


axirt im Ganzen auf 40,261 Rtl. 


Die Bietungs⸗Kaution beſteht in einem Zehntheil des Meiſtgebots. 
Die Veräußerungs⸗Bedingungen können zu jeder Zeit in unſerer Regiſtratur, bei dem 
Rentamte in Schildberg, dem Adminiſtrator v. Zerboni zu Parzynow und in den Regi⸗ 


Jahren nach der Uebergabe, 


nen 10 Jahren nach der Uebergabe entrichtet. — Poſen, den 


ſtraturen der königlichen Regierungen zu Breslau und Liegnitz eingeſehen werden, 
3 Von dem Kaufgelde wird ein Viertheil vor der Uebergabe, j 
ein Viertheil binnen ſechs Jahren und das letzte Viertheil bin 


ein Viertheil binnen zwe 
17. September 1849. 


Königliche Regierung. 
Abtheilung für die direkten Steuern, Domänen und Forſten. 


Jan 


us, 


Lebens⸗ und Penſions⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft 


in Hamburg. 


Neue Anmeldungen feit I. Ian, d. JJ. . 1,249,500 Mark Banko. 
Abgeſchloſſene Verſicherungen in dieſem Jahre 1,327,000 Mark Banko. 


Die Geſellſchaft übernimmt alle Arten von Lebens: I 
en unter den billigften Bedingungen. — Bei Wittwen⸗Penſionen gewährt fie 5: B. 


und Penſions⸗Verſicherun⸗ 
wenn die Wietwe ſich wieder 


verhefrathen follte. um einer Frau eine Wittwen⸗Penſion von jährlich 100 Thaler zu 


verſichern, ſind jährlich zu entrichten: 
wenn der Mann 25 Jahre und die 
iſt der Mann 

Die Beiträge können 


Statuten und Proſpekten zu erſehen, welche unentgeltlich 


Lübbert & Sohn, B. Boas, 
Junkernſtraße Nr. 2. 


Büttnerſtr. Nr. 3, Schuhbr. Nr. 57, 


20 Jahr alt = 26 Thlr. 2%, Sgr., 


30 Jahre und die ® au 25 Jahre alt = 28 Thlr. 10 Sgr. ꝛc. 
in monatlichen Terminen bezahlt werden. Näheres iſt aus den 


haben ſind bei: 


u 
A. Geisler, | in Breslau. 


Louis Kreißler in Liegnitz. 


W. A. Ackermann in Namslau, 


J. Pappenheim in Tarnowitz. 


Sigism. Berliner in Groß⸗Glogau. Pfeffer, Senator, in Guhrau. 


H. Blanzger in Brieg. 
Heinr. Brüchner in Goldberg. 


[R. W. Pflücker in Waldenburg. 
H. Raymond in Lüben. 


Dreyſchuch, Regiſtrator, in Löwenberg. L. Raymond in Seidenberg. 


E. B. Gerſte in Görlitz. 
Theodor Glogner in Hapnau. 
C. Henning in Rothenburg. 

J. Hoeniger in Rybnick. 


J. Hoffmann, Kommiſſionär, in Glatz. Ferd. 
Weber, 


E. Junghans sen. in Schweidnitz. 

Kuchler, Kämmerer, in Nimptſch. 

E. Lubowski in Gleiwitz. 

G. Matthes in Grünberg. 
Hamburg, den 10. Oktober 1849. 


Das wohlgetroffene Portrait Sr. 
fen v. Brandenburg, 
Bürde in Berlin, Preis 20 


L. Sachs jun. in Guttentag. 
J. L. Schmäk in Bolkenhain. 
L. Simmel in Neumarkt. 

A. Tſchirch in Jauer. 


Warmuth in Steinau a. O. 
Schornſteinfegmſtr., in Strehlen. 
einmann in Hirſchberg. 


Fr. Wm. Weiß in Reichenbach. 


Die Direktion. 


Ercellenz des Staatsminiſters Gra⸗ 
nach der Natur gezeichnet und lithographirt von 
Sgr., empfiehlt die Kunſthandlung F. Karſch. 


Nrac⸗ und Rum Offerte 


von Eduard Wort 


hmann, 


Schmiedebrücke Nr. 5, im weißen Hauſe. 

1) Aechter feinfter Batavia-Trac, die große Champagner⸗Flaſche 1 Kthlr. 

2) Aechter extra fein gelber Jamaſca⸗Rum, die Champ.⸗Flaſche 25 Sgr. . 
3) „ extra fein weißer Jamaica-Rum, vto. 20 

4 „ feinſter gelber Jamatca- Rum, dto. 20 

5) „ fennſſter gelber Jamaica-Rum, dto. In... 

6) „ fein gelber Samalca: Rum, dto. 12 % = 

7) Feinſter gelber Rum, 85. 75 0 


8) Fein gelber Rum, 
Sämmtliche Sorten find auch 
Außerdem empfehle ich Rum, 


zu, haben. 


75 s 
in halben Flaſchen ohne Preis: Erhöhun 
das preuß. Quart zu 1 ½ Rthlr., 1 Ribe 25, 20, 15, 


10, 7%, und 6 Sgr. In ganzen Eimern billiger. 


Kinder⸗ 


7 


Anzüge 


für Knaben und Mädchen in großer ganz neuer Auswahl, empfehlt: 


Schweidniger Straße 52 erſte Etage. 


Jacken, Hoſen und Strümpfe 


mit weißer Schafwolle wattirt, empfiehlt 


Herrmann 


Littauer, 


Nikolai⸗Straße Nr. 15, dicht an den drei Könkgen. 


2 2 - 
Schleſiſcher Pharmazeuten: Verein. 
Seneral⸗Verſammlung den 21. Oktober früh 10 uhr und den 22. Abends 7 Uhr im 
Hötel de Saxe. Eine Beantwortung der Fragen: über Fortbeſtehen oder Auflöfung des 
Vereins und wie in letzterem Falle der vorhandene Kaſſenbeſtand von circa 30 Rthlrn. zu 
verwenden fei, wird von denen, welche perſönlich zu erſcheinen verhindert find, bis zum 


18. Oktober ſchriftlich erwartet. 
Der Ausverkauf von Mode⸗Waaren 


ing Nr. 60, Ecke der 
wird fortgeſetzt und .. beſonders : ächt franzöſiſche Double⸗Long⸗Shawls 
und Tücher zur Hälfte des Koſtenpreiſes, bunte Seidenzeuge, namentlich ſchwere 
Braut⸗Roben, Foulard⸗ und Barege⸗Roben, Möbel⸗Stoffe und gemalte Rouleaur, 
fo wie überhaupt das noch volftändig aſſortirte Lager zu ſehr billigen Preiſen. 


H. Rinkel u. Sohn. 


2 
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P rnit 
Englische Wachs-Garnituren 
in dunkelblauen, grünen, rothen und bunt chinesischen Mustern sind in aller- 

grösster Auswahl vorräthig. 

Durch directe Verbindung mit engl, Fabriken, welche mir ausschliesslich für 
ganz Deutschland ihre Niederlagen übertragen haben, ist es mir möglich, diese 
Waschservice in grösster Form, - bestehend aus Wasserkanne, Waschbecken, 
Nachtgeschirr, Zahnbürstenbehälter und Seifnapf zu den Preisen von 4, 5 und 
6 Rtl. complet zu liefern, auch jedes zerbrochene Stück einzeln nachzugeben, 

Aufträge von ausserhalb werden in Dutzenden so wie einzeln prompt ausge- 


führt. Berlin, im October 1849, 4 
Julius Lange, 


Markgrafenstrasse Nr, 45, Taubenstrassen-Ecke, 
. Am heutigen Tage eröffnen wir auf hieſigem Platze, Ohlauerſtraße Nr. 83, 
vis-a-vis dem Hotel zum blauen Hirſch 

ein Eigarren- und Tabak⸗Geſchäft, 


en gros und en detail, unter der Firma: 


A. Bial u. Comp. 


Neben einer reichhaltigen Auswahl don Bremer, Hamburger und 
echten Havanna⸗Eigarren, beſitzen wir ein großes aſſortirtes Lager von 
in⸗ und ausländiſchen Blätter⸗Tabaken, wie auch Havanna⸗Seiden⸗ 
Baſte, und ſind durch direkte, unter günſtigen Umſtänden perſönlich gemachte Ein⸗ 
käufe im Stande, nicht nur ſehr condenable Preiſe zu notiren, ſondern auch bei 
Abnahme von bedeutenden Parthien beſondere Vortheile zu gewähren. 

Wir enthalten uns jeder felbftfüchtigen Anpreiſung, verſichern nur, daß ſtrenge 
Reelität uns ſtets maßgebend ſein wird, und daß wir das in uns geſetzte Vertrauen 
in hohem Grade rechtfertigen werden. 

Breslau, den 1. Oktober 1849. 


A. Bial u. Comp. 
e. 


Die me N A n z. ei ge Se. nunmehr die 
neuen Kohlenplätze 


an der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn bezogen, und den Verkauf daſelbſt eröffnet. 
Breslau, den 8. Oktober 1849. 


H. Meyer. C. G. Kopiſch. C. L. Stegmann. A. Landsberger. 
Rudaer Gewerkſchafts⸗Steinkohlen⸗Niederlage. 
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haben wir unſere dritte Sendnng von Mänteln und Mantelets } 
empfangen, die ſämmtlich in einem dazu eingerichteten Atelier auf das 
Geſchmackvollſte, durch unſere perſönliche Leitung copirt werden, wobei wir 
die Bemerkung hinzufügen, daß unſere Copien ganz den Originalen gleichen. 


Gebrüder Littauer,: 
3 Ring Nr. 42, erſte Etage. 8 
eee 


Thee⸗Offerte 
von Eduard Worthmann, 


Fr 056 51, = 92987 Hauſe. 
5 warze Thee's: 
3 Fenster Pecce: Ther mit weißen Spitzen, Nr. 1 das Pfd. 4 Rilr. 
2 Feiner Peco ber ee Sen, — a iu > s 
5 7 en * * 3 2 
4) Sein wa e orange Spitzen, Nr. 4 „I tl. 10 Sor. 
Pouchong ainal⸗Packeten, das Packet 12 ½ Sgr. 
Grüne Thees: 
1) Feinſter Perlʒ⸗Thee, Nr. 1 das Pfd. 2 Rtlr. 
2) Fein Perl: The, 8 2 1 20 Sgr. 
3) Feinſter Kaiſer Thee, Nr. 1 2 
4) Feinſter Hayfan⸗Thee, Nr. 2 10 : 
rn 

) Fein grüner Thee 3 . 

He lfte, te und ste von beiben Gattungen find in feinen / u. % Pfund: Büchfen 
und in ½ u. % Pfund⸗Packeten, ſämmtliche übrige Sorten mit Ausnahme des unter 6 
du daten grünen Thee's in 4, "a, / u. % Pfund ⸗Packeten, ſtets vorräthig gepackt 

aben. 1 


Konditor⸗Waaren 


in vorzüglicher Güte, beſonders ſehr ſchöne Marzipan: und Tragant⸗Sachen, eben fo Bon: 

bons für Huſtende und Bruſtleidende, als Malz:, Eibiſch⸗, Isländiſch Moos, Gummis, 

Mohrrüben⸗, Karageen⸗Bonbons und Bruſt⸗Karamellen, Nürnberger und andere Lebkuchen, 

feinfte Chokolade, empfiehlt im Einzelnen fo wie zum Wiederverkauf äußerft billig: 
S. Erzellitzer, Antonien⸗Straße Nr. 4 par terre. 
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Hauptgeſchäfts⸗Lokal 
10 Preiſen vorräthig. Eben ſo 


Ohlauer-Straße Nr. 5 


jetzt erfordert. 


Nenne Siedle e. nenen 
FN 
N ie 8 1 5 1 + Se 


Wohl und 


Bunte dto. dto. 


nach den letzten Pariſer und Wiener Modells in den verſchiedenartigſten Stoffen x 
aufs Sorgfältigſte gearbeitet, ſind nunmehr in meinem zweiten, mit meinem 
verbundenen, Laden zu den bekannt ſoliden 


Mautillen, Viſites und Mantelets 


in den modernſten Fagçons, geſchmackvoll arrangirt, wie auch 


Kinder⸗Anzüge für die jetzige Jahreszeit 


nach engliſchen Schnitten (bekanntlich die beſten) in großer Auswahl! 


Adolf Sachs, 


Eine fo eben eingegangene Sendung überbringt mir: die neueften ! 
Kleiderſtoffe zu Bällen und geſellſchaftlichen Zwecken, ele⸗ K 
gante Echarpes, Par- dessus von Tülle und Spitzen, geſtickte & 
Canezous, Kragen, Chemiſetts, Vorärmel und Man: & 
chetten; die fo ſehr beliebten Theater⸗Fichus, wie überhaupt noch 
manches Andere, was die moderne Salon-Toilette für Damen 


7TTCTCTCTCTCbCC ˙TbTbTbT0TbTbTTbT 
eee ee eee 
Mode Waaren⸗H 


Nikolai: Strafe 1, im zweiten Gewölbe, 
dicht neben der Tuchhandlung der Herren Stern u. Weigert, empfiehlt: 
J breite carrirte Napolitaines, a Elle 4½ u. 5 S 
2%, breite carrirte rein wollene Mäntelſtoffe, a Elle 17% Sgr. 
Mouſſeline de Laine-Roben, à 2, 2 ½ u. 3 Kthlr. 
Glatte Luſtre⸗Kleider, 12 Ellen % breiter Stoff, für 1 Rthlr. 
dto. für 1%, Rthlr., und 
3 Ellen große rein wollene Umſchlagetücher, à 1½, 2 u. 2½ Rthlr. rc 
Sämmtliche genannte Artikel find in großer Auswahl und in guten Qualitäten vorräthig. J 


ter⸗ 


und 6, „zur Hoffnung“. 


Adolf 


n 


andlun 


Cohnſtä 


g von 
t, 


gr. 


AN 
22 
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Wohl u. Gobuſtadt, Nikolai-Straße 1, im 2ten Gewölbe. J 
PP. IST R 
An das Gefchäfte treibende Publikum. 

Gleich wie für die polniſchen Blätter des Großherzogthums Poſen (Gazeta polska und 
Dziennik polski) wird Herr J. N. Fritz, Gartenſtraße Nr. 38 a in Breslau, 
die Gefälligkeit haben, auch für die in Krakau täglich herauskommende Zeitung Czas, 
die einzige daſelbſt erſcheinende und ſowohl im ehemaligen Freiſtaat, als auch in ganz Ga⸗ 
lizien ſehr ſtark verbreitete Zeitſchrift, portofreie Jnſerate anzunehmen, und fie, ins 

olniſche übertragen, der Redaction zum Einrücken zu übergeben. Die Herren Kaufleute, 
abrikanten, Gafthofsbefiger u. ſ. w., welchen daran gelegen iſt, ihre Firmen den polniſchen 
errſchaften zu empfehlen, glauben wir auf unſer Blatt ganz beſonders aufmerkſam ma⸗ 


chen zu müſſen. 
Die Medaction des Czas in Krakau. 


Alexandre, Coiffeur de Paris, 


24 Ohlauer⸗ Straße 74 
empfiehlt fein aufs reichhaltigſte aſſortirtes Lager ächter franzöſiſcher und engliſcher Par⸗ 
fümerien, und empfiehlt beſonders: Cold-Cream gegen Froſtbeulen; Eau phénoménale und 
Selenite mucilage zum Braun⸗ und Schwarzfärben rother oder grauer Haare; Eau athé- 
nienne, probates Mittel gegen Schuppen und Huile philocome der Société Hygiénique 


zur Conſervation der Haare, à Pot 15 Sgr. 


heit 
gante Haarſchneide⸗Salons. 


Gleichzeitig empfiehlt er eine ganz neue Art Perücken ohne Federn, welche an Leſcht⸗ 
und Natürlichkeit alle früheren übertreffen. — Tonpets en dentelle invisible. — Ele- 


x 


Alle Sorten Strumpfwolle 


gewirkte wollene Kinder⸗Ueberwürfe und Mü 


en empfiehlt: 


Karl Keimelt, 


Oblauerſtraße Nr. 1, zur Kornecke. 


Verkauf einer Waldwollfabrik. 
Veränderungshalber iſt die ausſchl. priv. 
Waldwollfabrik ſammt der beſuchten Bade⸗ 
Anſtalt von den bekannten balſamiſchen Bä⸗ 
dern zu Zuckmantel in öſterr. Schleſien, wozu 
an 70 Morgen Acker und Gärten gehören, 
zu verkaufen. Koch 
Penfionaire, Knaben oder Mädchen, von 
rechtlichen Eltern, werden in Koſt, Pflege 
und Aufficht genommen. Näheres beim Com⸗ 

miffionaiv Tralles, Meſſergaſſe Nr. 39, 
ä— — — — nu 

Zu Ausſtattungen "ZE 
% und 7/4 weiße reine Leinwand von 


andgeſpinnſt empfehlen zu Fabrikpreiſen: 
8 0 5 8 und eer, 
Schweidnitzerſtr. Nr. 1, rechts d. 2te Gewölbe. 
—— ů— ſ—2w33.f 


200 bis 400 Rthlr. 


werden auf ländliche Grundſtücke zur erſten 
Hypothek geſucht durch 
F. Jeſtel, 
Große Groſchengaſſe Nr. 6. 


Die ſo beliebt gewordene 


j ire // 
„reine Cocos Seife 
das Dutzend 12 Sgr., 
bei gefälliger Entnahme 
„„von 10 Dutzend 3 Kthlr.““ 
iſt wieder vorräthig bei: 


Eduard Groß, 


am Neumarkt 42. 


Franz. od. ital. Converſation u. Gramma⸗ 
tik lehrt für ſehr mäßiges Honorar A. Maro⸗ 
chetti, Lektor an der königlichen univerſität, 
Schmiedebrücke Nr. 67, dicht am Ringe. 


Gefundene Uhr. 

Vor einigen Tagen iſt an der Oder⸗ueberfähr 
bei Krappitz eine ganz kleine goldene Damen⸗ 
Uhr gefunden worden, und kann der ſich le⸗ 
gitimirende Eigenthümer dieſelbe gegen Er⸗ 
ſtattung der Inſertionsgebühren in Empfang 
nehmen bei 

Chrobog, Gerichts⸗Rendant. 


Eau de Cologne, 


ſowie beſtes Schweizer Kräuter⸗Haar⸗ 
Oel empfing in Kommiffion zum billigen 


Verkauf: J. Müller, 
Reuſcheſtraße Nr. 38 (3 Thürme). 


Die höchſten Preiſe für getragene Her⸗ 
renkleider zahlt A. Bostowis, Schweid⸗ 
nitzer Straße Nr. 44. 


Die Anfertigung gerichtlicher Inventarien, 
und das Abſchätzen von Nachlaß⸗ Sachen ꝛc. 
übernimmt der gerichtlich vereidete Tarator 

D. Welſch, Stockgaſſe Nr. 10. 


Eine anſtändige Wittfrau in mittlern Jah⸗ 
ren, die an Thätigkeit gewöhnt iſt, ſucht als 
Wirthin am biefigen Orte ein baldiges 
Unterkommen. Näheres im Kommiſſtons⸗Bü⸗ 
reau des Herrn E. Berger, Biſchofs⸗ 
ſtraße Nr. 2 


und tag, amt Geburtsfeier Sr. 


Diareit des Königs 


großer Ball. 
Wintergarten. 


Heute, den 14. Oktober: 


Abonnement⸗Konzert. 

Da die Sonntag⸗ und Donnerſtags⸗Abon⸗ 
nements⸗Konzerte regelmäßig ſtattfinden, ſo 
werden dieſelben nicht durch Anſchlagzettel be 
kannt gemacht werden. f 

Die geehrten Beſucher des Wintergartens 
werden hiermit ergebenſt erſucht, wegen be: 
ſchränkter Räumlichkeit und öfterem Mangel 
an Stühlen, zur Ablegung jedweder Kleidungs⸗ 
ſtücke die Garderobe gefälligſt benutzen zu 
wollen. Auch ſind die Kellner angewieſen, 
nach Aufforderung der etwa ſpäter kommen⸗ 
den Gäſte, die im Saale vorfindenden Gar: 
derobenſtücke nach der Garderobe ſelbſt zu 
beſorgen. 

Hiermit die ergebene Anzeige, 
daß Morgen, den 15. Oktober, zur Feier 
des Geburtsfeſtes Sr. Majeſtät des Kö⸗ 
nigs ſämmtliche Lokalitäten des Winter⸗ 
gartens dem verehrl. Veteranen⸗Haupt⸗, 
dem Central⸗Landwehr⸗Vereine und dem 
Vereine der Freiwilligen von 1813 — 1815 
überlaſſen worden ſind, und daß der Ein⸗ 
tritt nur gegen Vorzeigung der Feſtkarten 
geſtattet iſt. A. Kutzner. 


Zeltgarten. 


Montag den 15. Sktober zur Feier des 
Geburtstages Sr. Maj. des Königs 
Tanz 
im geſchmückten Glasſalon. 


Aue gezeichnete Speiſe und Getränke werden 
jeden reſp. Theilnehmer befriedigen. 


Entree a Perſon 2% Sgr., wofür freier Tanz. 1 


Anfang 6 uhr. 


Liebichs Lokal. 


Gr. Sonntag den 14. Oktober: 


roßes Konzert 
der Breslauer Muſik⸗Geſellſchaft. 
Entree für Herren 2½ Sgr., Damen 1 Sgr. 
Morgen, Montag den 15. Oktober, 
zur Feier des Geburtsfeſtes Sr. Maſeſtät 
unſers allergnaͤdigſten Königs 


Casino. 


Anfang 7%, Uhr. Entree für Herren 10 Sgr., 
Damen 5 Sgr. 


Im Glashauſe 


heute, Sonntag den 7. Oktober Konzert, 
und morgen, Montag, Wurſtabendbrodt. 


Weiß⸗Garten. 


(Gartenſtraße Nr. 16.) 
„Sonntag den 14. Oktbr. Nachmittag⸗ u. 
Abend⸗Konzert der Philharmonie 
unter Direktion des Herrn Johann Göbel, 
Entree für Herren 2½ Sgr. 
. für Damen 1 Sgr. 


Zum Bratwurſt⸗Abendbrot 
nebſt Tanzmuſik, Montag den 15. Oktober, 
ladet ergebenſt ein: Seiffert 
im Großkretſcham an der Kreuzkirche. 
Unterzeichneter erlaubt ſich kal fein 
Frühſtück⸗Loka 
Malergaſſe Nr. 27, 
zur geneigten Beachtung zu empfehlen. 
F. Goebel. 


Zur Tanzmuſik 
Sonntag den 14. Oktbr. ladet ergebenſt ein: 
Seiffert in Roſenthal. 


um Nind⸗Ausſchieben, Montag den 
15. Oktober, ladet ergebenſt ein: 
Fröhlich, Gafetier, 
Tauenzien⸗Straße Nr. 45. 


FFT 
Montag den 15. Oktober, zu Königs Ge⸗ 
burtstag, findet ein Kränzchen⸗Ball im Zahn⸗ 
ſchen Saal ſtatt. 

Der Vorſtand. 


b. Fürſt Blücher, 


aftung ſelbſt übernommen und 
zur Aufnahme don Reiſenden wied das 
Sorgfältigſte Sede Babe, e 


Bunzlau, 10. Oktober 1849 
Charlotte verehelichte Wegebau⸗ 
meiſter oem 0 
Zwei möblirte Zimmer ſind im Gan⸗ 
zen oder getrennt ſofort zu vermiethen, 
Tauenzienſtraßs Nr. 17, tiege vorn 


heraus. 


er un = Wirkl. 


Waaren⸗Beſtände von jetzt ab 


2602 


Ausverkauf d. Modewaaren⸗Han 


Schweidnitzer Straße in der Stadt Berlin. 


dlung 


Da dies Geſchäft unter allen Umſtänden entſchieden zu Weihnachten d. J. aufgelöſt wird, ſo werden ſaͤmmtliche 


wird, daß von 


ſo billig verkauft, daß eine gänzliche Räumung des Lagers ermöglicht werden kann. Bemerkt 


ſeidenen und wollenen Kleider⸗Stoffen, Wercales, franz. Jaconetts, Gardinen: und 
Möbel: Stoffen, franz. Umſchlagetüchern, noch eine bedeutende Auswahl vorräthig iſt. 


An dem Tanzkurſus in einer Familie kön⸗ 
nen noch einige Schüler und Schülerinnen 
Theil nehmen. Das Nähere zu erfahren bei 
dem Univerſitäts⸗Tanzlehrer Herrn Arene, 
alte Taſchenſtraße Nr. 11. 


EI Heilfame Erfindung für 
S rend 


14 14 4 
Gehörröhre oder Schallleiter, 
welche allen Schwerhörenden mit Recht zu 
empfehlen ſind. Beſonders dürften dieſe aus⸗ 
gezeichneten Inſtrumente für Damen paſſend 
ſein, da ſie, bei ſehr ſtarkem Auffangen des 
Schalles, ſo im Ohr befeſtigt werden, daß 
ſie, ohne Schmerz zu verurſachen, durchaus 
nicht zu bemerken ſind. Gegen portofreie 
Einſendung des Betrags erhält man Inſtru⸗ 
ment nebſt Gebrauchsanweiſung vom Unter⸗ 
zeichneten zugeſchickt. 


1 Paar ſilberne Schallleiter 3 Rtl. 
19 s = vergoldet 4 Rtl. 
goldene s 6 Rtl. 


12 = 
Nordhauſen, im Oktober 1849. 
S. K. Friedrich. 


Ein Kandidat der Philologie, muſika⸗ 
liſch, wünſcht hier eine Hauslehrerſtelle. 
Näheres durch die Güte des Hrn. Dr. W. 
Altmann, Neue Schweidnitzerſtraße 3 E. 

Ein neuer Mahagony⸗Flügel, 6%, Oktav. 
von ſehr ſchönem ſtarken Tone, iſt zu ver⸗ 
kaufen. Der Nachweis Riemerzeile 17. 

Ein Lehrling für eine Bäckerei kann 
baldigſt eintreten. Näheres bei Jüngling, 
Ohlauer Straße Nr. 38, in den Kränzen. 

Ein Stukatur⸗ und Vergolder, 1 Conditor⸗, 
Wagenbauers, 2 Tiſchler⸗, 1 Glaſer⸗, 1 Kunſt⸗ 
gärtner⸗ und 1 Schneider⸗Lehrling werden ge⸗ 
ſucht durch Q. Walter, Altbüßerſtr. 57. 

2 Wagenpferde, 2 Fenſterchaiſen 
find zu verkaufen: Biſchofſtraße Nr. 13, 

2— 6000 Rthlr. werden zur pupillariſchen 
Hypothek auf ein neuerbautes Haus in der 
Stadt von einem prompten Zinſenzahler, ohne 
Einmiſchung eines Dritten, geſucht. Das 
Nähere Stockgaſſe Nr. 15, eine Stiege. 

egenſchirmſtänder, 

Gummiſchuhe mit Leder ſohlen 
und Geſundheitsſohlen, ſo daß die Füße 
ſtets warm und trocken bleiben, empfehlen: 
_ Hübner u. Sohn, Ring 35, eine Tr. 

Engliſche Gutta Percha und Güm⸗ 
mi⸗Schuhe für Herren, Damen und Kin⸗ 
der in neueſtem Geſchmack empfiehlt zu Fa⸗ 
brikpreiſen Heinrich Cadura, 

Ring Nr. 9. 

Ein Knabe von ordentlichen Eltern, wel⸗ 
cher Luſt hat, das Tapezirergeſchäft zu erler⸗ 
nen, kann Pi melden Ring Nr. 47 beim 
Tapezirer Möllendorff. 


Waſſerdichte Schmiere. 

Zur bevorſtehenden naſſen Witterung em⸗ 
pfehle ich eine echt ruſſiſche Schmiere, wie 
gute amerikaniſche Kautſchouk⸗ Auflöfung. 
W. Meſeck, Schuhmachermeiſter, Weiß⸗ 

gerbergaſſe Nr. 20 in Breslau. 
Milly⸗Kerzen & 10 Sgr. . 
Steakin⸗ Kerzen 49 Sgr. Pro Packet 
empfiehlt 
C. G. Oſſig, a 
Nikolai⸗ und Herrenſtraßen⸗Ecke Nr. 7. 


Warſchauer Stearin⸗Lichte bei 
Otto Richter, 


am Ring 45. 
Winter⸗Handſchuh 


in Bukskin, Lama, Vigogne und wat⸗ 


tirt, empfiehlt: 


Herrmann Littauer, 


Nikolai⸗Straße 15, dicht an den 3 Königen. 


Ein kleiner Wachtelhund, 
AR weiß mit braunen Flecken und 
Nn Sb 5 auf 4 a 
g. Nr ylor rend, hat ſich ver⸗ 
— laufen, 1 denſelben im Comp⸗ 
tote Herrenſtraße Nr. 20 abgiebt, erhält eins 
Belohnung. 2 


Ruſſiſche Thrau⸗Wichſe, 
welche nicht allein den ſchönſten und ſchwär⸗ 
zeſten Glanz von ſich giebt, ſondern auch 
das Leder ganz weich erhält, empfiehlt den 
Etr. zu 5 Rtlr., in Schachteln zu 2 Loth 
180 und zu 4 Loth 90 für 1 Rtlr. 

3 Schmidt, Ohlauerſtraße Nr. 50. 
Beſonders mache ich das hier ſtehende 
Militär darauf aufmerkſam, auf die genannte 
Wichſe zu achten. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Com p. 


Das Dampfbad, 


Kloſterſtraße Nr. 80, 
iſt täglich früh von 9 bis 12 uhr, Nachmit⸗ 
tags von 3 bis 7 uhr für Herren geöffnet, 
für Damen von 12 bis 3 Uhr Mittags, auch 
ſind Zimmer für Badende zu haben. 


2 A. Stiller. 
Ein Hauslehrer, 


muſikaliſch, wünſcht ein baldiges Engagement. 
Näheres bei A. Geisler, 
Kupferſchmiedeſtraße 14. 


Spar ⸗Dochte. 


Dieſe chemiſch fabrizirten Dochte, die in 
allen geeigneten Lampen ein ſchönes Gaslicht 
ohne Rauch und Oelverſchwendung erzeugen, 
empfehle ich im Ganzen und Einzelnen zum 
Fabrikpreiſe. 

Zur äußeren Erkennung ſind die einzelnen 
Docht⸗Packete mit der Chiffre des Erfinders 
L. W. verſehen, worauf ich zu achten bitte. 

Julius Neugebauer, 
Schweidnitzer Straße 35, zum rothen Krebs. 
Von neuer Sendung empfiehlt echte 


Teltower Rübchen: 
C. J. Bourgarde, 


Schuhbrücke 8, goldene Waage. 


Hausverkauf! 


In einer der größten und lebhafteſten 
Städte Oberſchleſiens iſt ein nach der neue⸗ 
ſten Bauart erbautes, 4 Stock hohes, in der 
Nähe des Bahnhofes und der Stadt gelege⸗ 
nes, ſeiner ausgezeichneten Lage wegen zu 
einem Gaſthofe oder zu einer Fabrik ganz 
geeignetes Haus mit Nebengebäuden und 
einem ziemlich großen Garten unter ſehr an⸗ 
nehmbaren Bedingungen wegen Kränklichkeit 
des Beſitzers freiwillig zu verkaufen. Das 
Nähere darüber ertheilt auf frankirte oder 
mündliche Anfragen Herr Rechts ⸗ Anwalt 
Schön zu Ratibor und Studiosus juris Hr. 


Lauther in Breslau, Heiligegeiſtſtraße N, 


3 Stiegen. 


Makulatur 

iſt zu verkaufen Herrenſtraße Nr. 20. 

Einen Oekonomie⸗Lehrling mit Penſion 
weiſet nach E. Berger, Biſchofsſtraße Nr. 7. 

Reines raffinirtes Nüböl 

offerirt C. A. Wedel, Goldne⸗Radegaſſe 2. 

Ein fehr feltenes, bewahrfames Ti⸗ 
gerhündchen iſt zu verkaufen Schmiede⸗ 
brücke Nr. 42, im Hofe 2 Tr. Tiſcher. 


Eine freundliche Wohnung von 2 Stuben, 
Küche, Boden und Keller it 

von 55 Rthlr. jährl. zu vermiethen und Weih⸗ 
nachten zu beziehen. Näheres Herrenſtraße 
Nr. 24, im Comtoir. 


Ein Gewölbe mit Schaufenſter am Markt 


850 v krete) Nr. 34 iſt ſofort bis Oſtern 
850 zu vermlethen, und if das Nähere 
Karlsſtraße Nr. 33 im Gewölbe 


Auktionen 


für den Preis Haf 


Büttnerſtraße Nr. 6 
iſt ein Quartier in der dritten Etage, 
beſtehend aus 3 Zimmern, 1 Kabinet, 
heller Küche, Boden und Kellergelaß zu 
vermiethen und Oſtern 1850 zu beziehen, 
Näheres par terre im Komtoir. 


— ͤ— ä WFœ w — 
Das Eckgewölbe im Hotel de Saxe i 
zu Neujahr durch Seidel daf. zu ee 


Vermiethungs⸗ An 
Wegen Verſetzung iſt Bürgerwerder 
Nr. ein Quartier von 5 Piecen nebſt 2 
Zubehör, für den Miethzins von 130 N 
A Rthlr. bald oder Weihnachten zu ver⸗ 
A miethen. 6. Nähere daſelbſt bei der 


— 
2 


Zu vermiethen und ſogleich zu beziehen 
ſind in der erſten Etage Neue Schweidnitzer 
Straße Nr. da zwei ſchöne Vorderzimmer 
im verfchloffenen Entree. 


Eine freundliche Stube nebſt daranſtoßen⸗ 
der Küche iſt zu vermiethen. Näheres bei 
Heinrich Cadura, Ring Nr. 4. 


Zwei gut möblirte Zimmer ſind bald und 
billig zu dermiethen Oderſtr. Nr. 14, 1. Etage. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel, 
Madame Methner und Fräulein Berger 
aus Namslau. Fürſtlicher Hofrath von Der 
dowich aus Krzyſchanowitz. Gutsbeſitzer v. 
Bieler aus Krentſch. Ingenieur Lindley, 
Kaufl ute Harlin, Kopal, Stockfleth und Dr. 
Abendroth aus Hamburg. Juſtizrath von 
Tempelhof, Finanzrath Grünthal, Eiſenbahn⸗ 
Direktoren Schüttler, Meyer Schilling, Co⸗ 
ſtenoble, Fourier und General Graf von 
Kayſerling aus Berlin. 
— — 4 w.wWwW — 
12.6. 13. Okt. Abd. 10 u. Neg. Gu. Nchm. 2u. 


Barometer 2779877 271,790 NN 
Thermometer + 3, +26 + 0,6 
O N NE 


Windrichtung RN 
Luftkreis bed. Reg. bed. Reg. b. Schnee. 


Getreide: Del: u. Zink⸗Preiſe. 


Breslau, 13. Oktober. 


Sorte: beſte mittle geringſte 
Weizen weißer 58 Sg. 51 Sg. 44 Sg. 
elbe „ , 
Roggen % „ T „ 1 
Gerſte 24 7 22 „ 7 
afer „, 10 


+ 7) 15 n 
Rother Kleeſaamen . 8Y, bis 115 Thlr. 
Weißer 7 5 ½ bis 11 6 
Spiritus 6% und 7e bez. 
Rohes Rüböl 15 Thlr. bez. 
Zink ſchwimmend à 4 Thlr. 3% Sgr. und 

loco 4% bez. 

Rapps 107. 104. 102. 


zu erfahren.] Rübfen 93. 91. 89. 


in Breslau. 


16. Oktober Vorm. 9 uhr, Oblauer Stadtgr. Ne. 1, aus dem Nachlaß des Medizinal⸗ 


Rathes Dr. Hanke 400 Flaſchen verſchiedener Sorten alter 


Weine. 


16. Oktober Vorm. 9 uhr, alte Taſchenſtr. Nr. 4 gute Möbel und verſch. Hausgeräthe. 
Börf berichte. 


Berlin, 12. Oktober. Eiſenbahn 


Krakau ⸗ Oberſchleſiſche 4% 63 ½ bez. und Gl., Prior. 4% 
iel he An ab des gelebe fh ch. Märkiſche 3½ % 84 ½ bez., Pri⸗ 

5% 
5% 
5 ER N 
5% 106% 1 N 8. . eine 2 - 
% 106% ½ bez. Staat W ee N Ir 
Polniſche Pfandprisfe alte 4% 95 Gl., neue 4% 


Nordbahn 49% à % bez. und Br. 
or. 4% 93% bez., Prior. 5% 102% 
Märkiſche Zweigbahn 4% 30 Gl., Prior. 
Gl., Litt. B. 103% Br. — Geld⸗ und 


Prämien⸗ Scheine 101 bez. Pos 

Bank = Antheile 98% bez. und BT 

94% Gl. Polniſche 
Die Kourfe der meiſten 


höher bezahlt. 


Breslau, 13. Oktober. (Amtlich.) Gel d⸗ und Fonds⸗Cou 
r 9% 110 Kaiſerliche * ee 3 a . Br 
d'or ½ Br. Polniſches Courant | Oeſterreichiſche Bankne g 5 

— Freiwillige Preußſſche Malene (% Br. 


handlungs⸗Prämien⸗Scheine 101 
Schuld Scheine per 1000 Rtl. 
96% Gld. 


% Br. 
3½% 804, 


91% Gl. Alte 


. 94 r. 


— Eiſenbahn⸗ Aktien: 


© 
Breslau, 
Gld., Priorität 4% — — Oberſchleſiſche Litt. A. 70675 


Partial Obligationen à 500 Fl. 
Fonds und Eiſenbahn ⸗Aktien waren heute feſt, aber 
ändert. Friedrich⸗Wilhelms⸗Nordbahn⸗Aktien find im Laufe der Börfe höher, ſch 
wie geſtern. Halle» Thüringer ſeit einigen Tagen ſehr gefragt, find wiederum 


Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 100 Br. 4% 
Schleſſche pfandörtefe 8 1000 Mil. 3% 04 7% Ber, ie Je lch da 
polniſche Pfandbriefe — — neue 947% GL 


«Aktien: „Köln ⸗Mindner 34% 94 bez. 
Ae 40 83 Gl. Friedrich 25 Wilhelms 
Ser. III. 5% 100% Gl. Niederſchleſiſch⸗ 
80 Gl. Dbchſchelſ e Lit. 2.3% 100 

Freiwillige Staats⸗Anleihe 
23 und Br. Seehandlungs⸗ 
3½% 89 ½% bez. Preußiſche 


be 0 5 + 
Ya bez u. Br., à 300 Fl. log ber. 


aber 
Prozent 


Solandiſch 
r Li 
edrichsd' or 118% Br. Eule 


Br. Breslauer Steeue 


e 
olniſche Anleihe 1835 * 5 


weidnitz⸗Freib 
r., Litt. 1057 ber 47% 2. 


75 l. Prio itä /ıa Gl. cas 
kau⸗ Oberſchleſiſche 64%, Br. Niederſchleſiſch⸗Mäskiſſ öln⸗Mindener 93 rität 5% 102 Gl. 


Serie III. 100% Gld. 
Wilhelms ⸗ Nordbahn 50 Br. 
Berlin 2 Monat 99 ½ Gl., k. Sicht 
Sicht 150 ½ Gl. 
Monat — 


. Sicht 1 


— 


Neiſſe⸗Brieger 38 Ya 
Wechſel⸗ 


% Br. 
London 3 Monat 6 0% Gl. Paris 2 Monat 


% Gld. Friedrich⸗ 
Amſterdam 4 Monat 142 Gib. 
Hamburg 2 Monat 149% Gl., k. 

81¼ Br. Wien, 2 


Courſe: 


Redakteur: Nimb 6. 


